Zu 1.) Einwendungen von Herrn Dr. Stock:

Mündlich vorgetragen in der öffentlichen Erörterung:

Ich beantrage aufgrund des gutachterlichen Urteiles „insgesamt nicht umweltverträglich“, dem gegenständlichen Projekt die Genehmigung zu versagen. In eventu beantrage ich den Gutachtern den Nachtragsauftrag zu erteilen, ihre Fachgutachten unter nachweislicher Einbeziehung der Einwendungen zu erstellen. 

1.) Vollmacht von Herrn Dr. Wolfgang Stock, Am Sonnenhang 35, 8072 Mellach

Aktenvermerk:

Die Bürgerinitiative Mellach, vertr. durch Dr. Wolfgang Stock, bevollmächtigt am heutigen Tage Frau Stock-Lichtenschopf Ingrid, Am Sonnehang 35, 8072 Mellach, zur Vertretung der Bürgerinitiative.

Graz, am 18.10.2004-10-18

Dr. Thomas Weihs

2. Antrag von Herrn Golds Robert, Höllweg 3, 8072 Mellach:

Ich beantrage die Aufnahme als Beteiligter in die Rednerliste.

(Robert Golds)

3) Antrag von Ewald Witkowski, Siegensdorf 73, 8323 St. Marein:

Da die Verfahrensweise mit demokratischen Grundsätzen von Gewaltenteilung nicht zu vereinbaren ist, (Verfahrensleitung ist in Händen des Landes, das offenbar ein vehementes Interesse an der Durchführung dieses Vorhabens hat), stelle ich den Antrag, dass dieses Verfahren als verfassungswidrig an eine höhere Instanz abgetreten wird.

(Ewald Witkowski) 

Schriftlich eingegangenes Originaldokument als pdf-file geöffnet werden.

4. Gemeindeamt Hartl

8224  Kaindorf,  Hartl 185

Tel. 03334/2522, Mobil 0664/113 68 62, Fax 03334/2522 4

E-mail: gde@hartl.steiermark.at

Hartl, 18. Oktober 2004


Betreff:  380kV Freileitung - Genehmigungsverfahren nach dem 

UVP-G 2000 –Stellungnahme zur mündlichen Verhandlung

Herrn

ÔRR Dr. Michael Wiespeiner

8010 Graz – Landhausgasse 7
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_______________________

Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

In der mit dem Edikt zu Zl. FA 13A-43.10-1429/04-1750, anberaumten öffentlichen mündlichen Verhandlung werden zum gegenständlichen Vorhaben in Ergänzung der bereits erhobenen die nachfolgenden

Einwendungen

zum Projekt samt dem Umweltverträglichkeitsgutachten vom September 2004 sowie seinen Teilgutachten geltend gemacht.

Es wird ausdrücklich festgestellt, dass der Inhalt der „Zusammenfassende Einwendungen der betroffenen Gemeinden“, erstellt im Auftrag der Gemeinde Empersdorf, durch Hr. Arch. DI Dr. Helmut Hoffmann und den im Anhang beigefügten, ebenfalls im Auftrag der Gemeinde Empersdorf erstellten „Facheinwendungen “, wesentliche Teile der Stellungnahme  der Gemeinde Hartl darstellen.

Die Gemeinde Hartl behält sich das Recht vor, ergänzende Stellungnahmen im Zuge des Verfahrens  abzugeben.

Ergänzend zum Antrag auf Vertagung, eingebracht bei der verfahrensführenden Behörde am 7.10.2004 wird  mitgeteilt, dass das UVP-Gutachten uns erst am 24.Sept. 2004 Uhr zugegangen ist.  Die Auflagefirst hat jedoch am 23. September 2004 begonnen, daher hat die Gemeinde und die Gemeindebürger nicht die Möglichkeit zeitgerecht in das Gutachten Einsicht zu nehmen.

Außerdem hat die Gemeinde bei der Staatsanwaltschaft Graz, einlangend am 15.10.2004, eine Sachverhaltsdarstellung eingebracht, zumal im Umweltverträglichkeitsgutachten wesentliche Passagen der Teilgutachten nicht enthalten sind.

Die Gemeinde Hartl stellt fest, dass bereits vor Beginn des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens Beamte der Fachabteilungen der Stmk. Landesregierung  an der Ausarbeitung des Projektes mitgewirkt haben, die jetzt  als Amtssachverständige Fachbereichsbegutachtungen abgegeben haben. Es ist daher von einer Befangenheit dieser Personen auszugehen, da sie offensichtlich als Berater der Konsenswerber gewirkt haben, und daher nicht gutachterliche Stellungnahmen als Amtssachverständige abgeben können, da dies unvereinbar ist. 

Ebenso wird grundsätzlich festgestellt, dass wesentliche Einwände der Gemeinde Hartl vom , formuliert in den Schreiben 26.6.2004 nicht     behandelt oder ohne nachvollziehbare Begründung abgetan wurden. 

Gutachterliche Stellungnahme der E-Control Bedarf u. technische Alternative Erdkabel/Erdverlegung: E-Control  DI Kapetanovic u.a.
siehe Stellungnahme Rossmann,  Studie der TU-Graz – Institut für Starkstromtechnik (liegt der Behörde bereits vor) vom Okt. 2001, ergänzende Stellungnahme (e-mail) TU-Graz , Prof. Woschitz vom 15.10.2004
Zu der zentralen Aussage auf  Seite 242 „Die technische Alternative der Leitungsführung als Erdkabel würde zwar erhebliche Eingriffe in  das Landschaftsbild vermindern, führt jedoch zu erheblicheren nachteiligen Umweltauswirkungen für Menschen, Pflanzen, Boden und Wasser“

Diese zusammenfassende Aussage ist unrichtig und entbehrt jeglicher Grundlage, sie ist auch technisch nicht begründet und ist auch nicht nachvollziehbar.

a) Die Gemeinde Hartl hat ebenso wie andere Einwendungswerber nie gefordert, dass die Trasse einer Erdverkabelung sich mit jener Trasse decken müsse, die für die verfahrensgegenständliche Freileitung vorgesehen ist. Vielmehr wurde immer hervorgehoben, dass es sich bei der Erdverkabelung um eine Trassenvariante handelt, die eine andere Streckenführung aufweisen werde als die Freileitungstrasse. 

Nunmehr scheint dies auch die Konsenswerberin, also die Verbund/APG, ebenso zu beurteilen. In der „Presse“  vom 13.10.2003 steht zu lesen „Bei der Verbundgesellschaft selbst hält man die Freileitungstrasse für überhaupt nicht verkabelungsfähig“
Aus alledem ist jedenfalls ersichtlich, dass die Konsenswerberin keine alternativen Trassenführungen, wie sie mit einer Erdverkabelung verbunden wären, ernsthaft in die Ausarbeitung des Projektes eingebunden hat, obwohl dies vom UVP-Gesetz gefordert wird, insbesondere im § 1 Abs.4 UVP-Gesetz 2000.

b) Das die Basisdaten  in der UVE (über Magnetfelder, Verlegearten u.v.a.m) nicht den Tatsachen entsprechen, deren Unrichtigkeit  sich aber in weiterer Folge gravierend auf die Aussagen der Fachbereichsgutachten auswirken, kann man anhand folgenden Beispiels leicht erkennen:

Die „Wienstrom“ betreibt schon seit über 25 Jahren ein 380kV-Kabelnetz (über 9o Systemkilometer) mittels Niederdruck-Ölkabeln. Neu ist, dass seit kurzem im Bereich Bisamberg-Strebersdorf-Pragerstraße ein Kunststoffkabel (VPE) in einer Länge von über 5 km verlegt wird.

Diese Leitungsanlage hat eine Übertragungsleistung von rund 1100 MVA und wird zweisystemig ausgeführt. 

Das Entscheidende dabei ist, dass beide Systeme links und rechts der Straße parallel im Gehsteig verlaufend installiert werden.  In Gehsteigen die öffentliches Gut darstellen und von allen Menschen  benutzt werden können. Dagegen würde eine Kabelführung in der Oststeiermark  zu  mehr als 90% über Felder, Wiesen und Wälder verlaufen, die nur einem kleinen Personenkreis zugänglich ist.

c) Wenn man die Aussagen der E-Control zur Kabelvariante (Seite 28 bis 42) mit der vorliegenden wissenschaftlichen Arbeit (Studie) der Technischen Universität Graz, Institut für elektrische Anlagen und Hochspannungstechnik vom Oktober 2001, die die betroffenen Gemeinde der UVP-Behörde bereits in einem früheren Verfahrensstadium übergeben haben, vergleicht,  drängt sich die Frage auf,  wurde diese nicht gelesen oder absichtlich ignoriert!

Trassenvarianten: „Allgemeiner Bautechnik“ ASV Mag.Rauch

siehe  Einwendungen Hoffmann, Wöpse, Hadler , Eisner 
In diesem Zusammenhang wird dezidiert festgestellt, dass es sich bei der eingereichten Trasse – unter anderem  auch bei der Teilstrecke Nr. 7 - auf keinen Fall um die bestbewertetste Trasse handeln kann, wie dies  durchgehend in der UVE und den Fachgutachten zum Ausdruck kommt. 

Insbesondere hätten die an der Trassenauswahl - dies trifft besonders bei einer Trasseführung über ein Landschaftsschutzgebiet, Natura 2000 Gebiete und andere sensible Gebiete zu -   beteiligte Fachleute erkennen müssen, das Trassenteilstücke nicht umweltverträglich sind bzw. starke Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Siehe Fachgutachten Landschaftsbild, Raumordnung u.a.!

Einen weiteren gravierenden Mangel stellt das Unterlassen einer Trassenvariantenprüfung auf fachlicher Grundlage durch die UVP-Behörde, wie dies nach § 1 Abs.4 UVP-Gesetz 2000 Bedingung ist, dar.

Schon allein die gesetzliche Möglichkeit einer Enteignung (im Starkstromwegegesetz vorgesehen) oder eines Eingriffes in private Rechte bedingen eine solche Prüfung. 
Das Fehlen einer Untersuchung des Effektes der Überlagerung von Magnetischen/elektrischen Feldern fehlt zur Gänze.

Dieser Umstand ist deshalb für uns von großer Bedeutung, weil die 400kV-Leitung in der Leitungsführung sehr viele Winkel bildet und dadurch Wohnobjekte in diesen stumpfen Winkeln (unter 180°) zu liegen kommen. Es kommt daher in diesen Bereichen zu einer Überlagerung von elektrischen und magnetischen Feldern, diese Überlagerung ist extrem gefährlich, da es zu einer Verstärkung der Felder kommen kann. Diese Auswirkungen hätten ebenfalls untersucht werden müssen. 

Wie sich das magnetische bzw. elektrische Feld in Bezug auf Hangneigungen- und da speziell auf höher liegende Wohnungen auswirkt, wir ebenfalls verschwiegen.

Luft, Klima: ASV 
Vor allem fehlen meteorologische Daten in Bezug auf die Ionisierung und Verfrachtung von Partikel im Bereich unserer Gemeinde. Diese Daten sind aber für das Mikroklima in unserer Gemeinde von Relevanz. Die Außerachtlassung des Mikroklimas führt ebenfalls dazu, dass diverse Gutachten falsch sind.  

Diese lokalen meteorologischen Daten sind uns unverzichtbar, dies deshalb um besonders gefährdete Bereiche  bei der Flächenwidmungsplanung berücksichtigen zu können. 

Boden und Landwirtschaft: ASV DI Bauer

Die Aussage (Seite 41) das „ nach Fertigstellung der Steiermarkleitung als einziger nachteiligen Effekt für die Landwirtschaft mit einer gewissen Erschwernis von Bearbeitungsmaßnahmen am Feld auf Grund der Flächeninanspruchnahme durch Maste zu rechnen ist „   ist unrichtig und für uns nicht nachvollziehbar, weil diese Aussage alle Einwendungen ignoriert.

Teilbereich  M-Raumordnung

Auf Seite 45 – Teilraum Gemeinde Hartl – wird angeführt:

„Die Erlebbarkeit der Leitung ist durch den teilweisen Trassenverlauf im Wald eingeschränkt. Dies gilt insbesondere auch für das Wohngebäude im Bereich WP59. Im Bereich WP60 ist die Leitung von den nächstgelegenen Objekten in einem Abstand von 150 – 200 m erlebbar. Insgesamt ist die in der UVE festgestellte geringe Wirkungsintensität nachvollziehbar dargestellt. Die Eingriffserheblichkeit ist gering.“

Diese Aussage  ist nicht nachvollziehbar.  Das Waldgebiet  wird im Bereich der Masten 219 – 221 überspannt. Durchdurch ist für die Hauptsiedlungsgebiete Nörning und Weixelberg die Leitung einsehbar und hat eine hohe Wirkungsintensität.

Einwendung der Gemeinde Hartl – 

Kneipp Projekt Mittleres Saifental

Die Einwendung der Gemeinde Hartl wonach 14 Gemeinden in Zusammenarbeit mit dem Kneipp Aktiv Club Mittleres Feistritztal einen Kneipp Park in  Lebens gerufen haben, mit dem Ziel die Region als Gesundheits- und Kneippregion zu etablieren und so die wirtschaftliche und touristische Entwicklung zu steigern, wurde in den Fachgutachten Regionalentwicklung  nicht berücksichtigt und nicht erwähnt.  Die Gemeinden, die teilweise im Trassenbereich liegen, haben erhebliche Steuermittel (Gemeinde, Land, EU) aufgewendet und  erleben dadurch eine wesentliche Einschränkung in ihren Entwicklungsmöglichkeiten. Aus diesem Grund ist eine Erdverkabelung unumgänglich,

Darstellung der volkswirtschaftlichen Notwendigkeit

In den vorliegenden Gutachten fehlt zur Gänze die Untersuchung zur volkswirtschaftlichen Notwenigkeit einer solchen starken Freileitung. Zumal in der, der UVP-Behörde vorliegenden Tichy Studie, vom Juni 1998 (Seite 15) die Aussage getroffen wurde, dass „ihre volkswirtschaftliche Rechtfertigung bisher nicht gelungen ist und mit den bisher angewendeten ausschl. technischen Begründungen auch  nicht gelingen kann.“

Wie ein roter Faden tritt die schlechte Grundlagenerhebung bei allen Teilbereichen – Gesundheit, Luft-Klima, Lärm, Trassenfindung, Vogelschutz, Raumordnung, Landschaftsbild, Tourismus, Kulturgüter u.a. - zu Tage.

Unsere Kritik über ein überhastetes Verfahren mit dem Ziel dieses Vorhaben auf biegen und brechen durch zusetzten bleibt voll aufrecht. Die Gemeinde Hartl fordert deshalb die verfahrensführende Behörde auf, das laufende Verfahren abzubrechen, dementsprechend zu ergänzen und neuerlich aufzulegen.

Der Bürgermeister:

Hermann Grassl
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5. Marktgemeinde Kaindorf Pol. Bez. Hartberg     Tel. 03334/2208, Fax: 03334/22084     8224 Kaindorf

Email: office@kaindorf.at       Internet: www.kaindorf.at         ATU40448805


GZ:0350/2004-2


Bezug: FA13A-43.10-1429/04-159


Betreff:  380kV Freileitung - Genehmigungsverfahren nach dem 
UVP-G 2000 –Erweiterte Einwendung der Gemeinde Kaindorf

Herrn

ÔRR Dr. Michael Wiespeiner







8010 Graz – Landhausgasse 7

_______________________ 

Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

Die Marktgemeinde Kaindorf erhebt, gemäß den Bestimmungen des UVP-Gesetzes 2000, im laufenden UVP-Verfahren (GZ FA13A-43.10-1429/04-159)  einstimmig folgende weitere

Einwände:

Es wird ausdrücklich festgestellt, dass der Inhalt der „Gesamtstellungnahme der betroffenen Gemeinden“, erstellt im Auftrag der Gemeinde Empersdorf, durch Herrn Arch. DI Dr. Helmut Hoffmann und den im Anhang beigefügten, ebenfalls im Auftrag der Gemeinde Empersdorf erstellten „Fachgutachten“, wesentliche Teile des Einwandes der Gemeinde Empersdorf darstellen.

Des weiteren sieht sich die Gemeinde in ihrem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Selbstverwaltung, durch das gegenständliche Projekt verletzt, da es sich auf die im Rahmen der örtlichen Raumplanung getroffenen Festlegungen der Gemeinde keinen, oder doch zumindest keinen ausreichenden, Bedacht nimmt und ebenso wenig auf die örtliche Baupolizei.

Das gleiche gilt für die Beeinträchtigung des durch Artikel 118 Abs. 3 Z 4.B-VG der Gemeinde zugewiesenen eigenen Wirkungsbereich; auch in diesem Umfang wird das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde verletzt.

Darüber hinaus erhebt die Gemeinde Einwendungen als Betreiberin öffentlicher Einrichtungen, in den sich regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten. Hinsichtlich des Schutzes dieser Personen, der aus den nach genannten Gründen nicht gewährleistet ist. Vielmehr werden diese Personen gefährdet.

Nachfolgend werden Mängel in der UVE aufgezeigt und vorstehendes begründet:

1. Fachbereich: Technische Alternative Erdkabel/Erdverlegung:

Hinweis dazu: siehe Fachgutachten Ing. Rossmann, Institut für interdisziplinäre Technologien vom 
5. Juni 2004, Studie der TU-Graz – Institut für Starkstromtechnik (liegt der Behörde bereits vor) vom Okt. 2001, ergänzende Stellungnahme TU-Graz vom………….. 

Die techn. Alternativen (GIL, Kabel-GIL) werden in allen Bereichen sehr mangelhaft dargestellt und sind hypothetisch, da 

a) keine generelle Kabeltrasse bzw. kein konkreter Untersuchungsraum zur Darstellung gelangt. 

b) die aufgezeigte „Konfiguration“ – Dimensionierung, Leitungsausführung, Kabelschächte, Kühlung, Lieferlängen, u.a. - zwar für den städtischen Bereich von Relevanz sein kann, jedoch in einem offenen Gelände, wie der Oststeiermark, unangebracht ist und zwangsläufig zu überhöhten Kosten führen muss. 

c) dadurch entbehren die Kosten für die günstigste dargestellte Variante von € 711 Mill.  jeglicher Grundlage – siehe dazu Kabelverlegekosten in Dänemark 1 : 3,6 und in Wien/Wienstrom - die anscheinend so niedrig sind, dass die Wienstrom die Kabellieferfirma Pirelli vertraglich verpflichtet hat, diese nicht zu nennen.  Und das, obwohl im städtischen Bereich eine Verlegung von Kabeln wesentlich treuer kommt als auf dem Land.

Der Behörde bzw. Ziviltechnikern ist es sicherlich möglich, diese Vergleichskosten zu eruieren.

d) die Darstellung des Trassenverbrauches/Breite, bei  Mitführung eines Kühlsystems, wie auch bei der Verlegeanordnung der Kabel  – Dreiecksverlegung bedingt auch niedrigere magn. Feldstärken – nicht den tatsächlichen Möglichkeiten entspricht;

e) Störfall: 

1. Durch die Installation eines modernen Monitoringsystems (wird von verschiedenen Firmen angeboten) ist die Lokalisierung von Fehlerstellen im Kabelsystem innerhalb kürzester Zeit möglich; 

2. Ebenso nicht den Tatsachen entspricht die Aussage, dass Störungen bei Freileitungen (auch größere Störungen) in Stunden oder wenigen Tagen behoben werden können, da in keiner uns bekannten UVE-Betrachtung, die in letzter Zeit sich häufenden Mastbrüche (Klimaänderungen, Terrorismus u. a.) in die Ausfallbetrachtungen eingeflossen sind. 

3.Die Aussage von Herrn DI. Martin Kühnert in Bezug auf die Rodungsflächen einer Kabeltrasse zur Freileitungstrasse, von jeweils einem Kilometer, ist ein gravierender Mangel, da sich die Quantifizierung und damit der Rodungsflächenverbrauch nicht auf die gesamte Trassenlänge bezieht, wobei anzumerken ist, dass die eingereichte Freileitungstrasse zu über 50 % über Waldflächen, eine mögliche Kabeltrasse jedoch in den größten Bereichen über Ackerflächen (siehe Rodungsflächen bei der Gasleitung  LOOP II) führen würde!

2. Fachbereich Trassenvarianten:

Zu der dem UVP-Verfahren zugrunde liegende Freileitungstrasse, die das Joanneum Research bereits im November 1997 als bestgereihte Trasse vorgestellt hat, stellen wir fest, dass der untersuchte Trassierungsraum von Zwaring über Hofstätten zum Umspannwerk Rotenturm nur ein untersuchtes Trassenband von maximal 15 km Breite aufweist und nicht geeignet war, die umweltschonendste Trasse durch den oststeirischen Raum zu finden.

Aus einem sich daraus ergebenden Trassennetzwerk von 47 Teiltrassen wurde damals eine Trasse als „Bestgereihte“ bekannt gegeben. Im Wesentlichen wurde diese „Bestgereihte Trasse“ dem laufenden UVP-Verfahren zu Grunde gelegt. Ebenso das relevante Teilstück Nr. 7. 

Dazu wird festgehalten, dass das Teilstück 7 (Gesamtbewertung 3.5), auf die Gemeinde Empersdorf bezogen, eindeutig fachlich falsch bewertet wurde, weil bei den Parametern

a) Siedlungsnähe: Die beabsichtigte Siedlungsentwicklung (Entwicklungspriorität 1 für die Ortschaften Liebensdorf, Rauden, Empersdorf ) der Gemeinde Empersdorf – festgelegt im ÖEK seit 1980  – und das Betreiben öffentlicher Einrichtungen wie Schule, Kindergarten, Kinderhaus mit derzeit ca. 110 Kindern – im  100 m Abstand zur Leitungsachse, ist nicht richtig in die Bewertung eingeflossen.

b) Landschaftsbild: siehe Fachgutachten Hoffmann, Wöpse 

Im vorliegendem Gemeindebereich werden durch die in Aussicht genommene Trassierung hochwertige naturräumliche Gegebenheiten beeinträchtigt bzw. zerstört.Im zukünftigen örtlichen Entwicklungskonzept besteht die Möglichkeit, den Ortsteil Hochpirchegg als Bauland „Dorfgebiet“ auszuweisen. Auf Grund mehrerer Anfragen wird im nächsten Flächenwidmungplan eine Erweiterung des Dorfgebietes angestrebt. Durch die 380 KV ist eine örtliche Rauplanung für diesen Gebiet nicht möglich.

c) Fauna: siehe Fachgutachten Eisner 

Besonders gravierend ist die Nichtberücksichtigung von Horststandorten des Wespenbussardes, des Schwarzspechtes und anderer geschützter Vogelarten im Trassenbereich. 

d) Die Unterschriften von 230 Personen von unseren Gemeindebürgern wurden in der UVP  nicht berücksichtigt. Die privaten Einwendungen der betroffenen Personen durch die 380 KV sind ebenfalls in der Stellungnahme nicht berücksichtigt.

e) Weitere Einwendungen der Mitgliedsgemeinden werden dadurch dokumentiert dass die Fachleute DI Strainimaier, Forst, Dr. Eisner, Avifauna/Ökologie, DI Dr.Benda, rechtl.Angelegenheiten, Prof. Dr.Kundi, Prof.Dr.Schreibmayer, Umweltmedizin, Ing.Rossmann, Elektrotechnik u.a. eingebracht werden.

In diesem Zusammenhang wird dezidiert festgestellt, dass es sich bei der vorliegenden Trasse – Teilstrecke Nr. 7 - auf keinen Fall um die bestbewertete Teilstrecke handeln kann, wie dies  durchgehend in der UVE zum Ausdruck kommt. 

3. Fachbereich Energiewirtschaft: 

siehe Fachgutachten  Rossmann und  Stellungnahme der Gemeinde vom 15.04.2004, Aussage Herr DI. Hennigsen/BEWAG Berlin bei der Energieenquete in Graz.

Beispiel: BEWAG Berlin hat 2.200.000 Mill. Kunden und findet mit einer Transportleistung von 2 x  1100 MVA Übertragungsleistung das Auslangen, vergleiche Steiermark ca. 400.000 Haushalte und   
2 x 1500 MVA.

Windkraft: Siehe „schwere Mängel bei E-Controll Studie“ vom 8. September 2003, 

in der festgehalten wird, dass die angegebenen Leistungen und die Verteilung  in Bezug auf die Windkraft absolut nicht den Tatsachen entsprechen.

4. Fachbereich E-Schall: 

siehe Fachbeitrag Rossmann und Messung und Beurteilung von Koronageräuschen einer 380kV Leitung  von EMPA vom 15.Dez. 1993;

Die vorliegenden Unterlagen der UVE sind nicht nachvollziehbar, insbesondere in Bezug auf den Beurteilungspegel des Störgeräusches, welches noch mit einem Zuschlag versehen werden muss, wenn das Geräusch tonhaltig ist. Ebenso fehlen in Bezug auf die Ausbreitung des Schalles dementsprechende dreidimensionale Geländemodelle. Es entspricht nicht dem fachlichen Standard, die Einwirkungen des Schalles auf Innenräume zu beziehen.

Die in der Gesamtbewertung getroffene Aussage, dass der Betrieb einer 380kV Leitung mit einem Dreierbündel auf die benachbarten Wohngebiete nicht störend einwirkt, wird entschieden zurückgewiesen, da verschieden gemessene LA,95 IST-Nachtwerte zwischen 17 dB – 20 dB liegen.

5. Fachbereich Störfallbetrachtung:

Siehe Fachbeitrag Rossmann.

Sicherheitstechnik Freileitung: Vermeidung von Mastbrüchen:

Die Aussagen zu diesem Abschnitt sind nicht nachvollziehbar, da zwar zugegeben wird, dass das Umbrechen von Strommasten - wenn auch äußerst selten – vorkommen kann, aber nicht dessen Auswirkungen dargestellt werden. 

Beispiel: Auswirkungen und Beeinträchtigungen auf angrenzende Grundstücke, Gebäude, Menschen, Fauna , Flora, Ausfallsdauer bis zur Wiederherstellung, bei Umbrüchen im unwegsamen Gelände/Wald, Auswirkungen des Transportes von Ersatzmasten, Schutz vor terroristischen Ereignissen u.v.a.m. 

6. Fachbereich elektromagnetische Felder:

Siehe Abhandlung „Biologische Wirkung elektromagn. Felder im Frequenzbereich 0 – 3 GHZ auf den Menschen“ I.S.F. des Institutes für Stressforschung, Forschung und Entwicklung Berlin,
 Prof. Hecht von 1997, beiliegende  Arbeit Dr. Neil Cherry vom 8. April 2001 Lincoln University New Zealand. Unter anderem die Aussage: erhöhte Verwundbarkeit durch elektromagnetische Einflüsse bei Kindern  von 3 – 15 Jahrn,,

des weiteren die Aussage des IARC vom Okt. 2001 in Bezug auf die Verdoppelung des Risikos für Kinder Leukämie  oberhalb von 0,4µT (laut TU-Graz 450 m Seitenabstand = 0,2 µT ), des Weiteren vorläufige Stellungnahme von Herrn Prof. Kundi, Uni Wien.

Festgestellt wird, dass die Volksschule Empersdorf, der Kindergarten und das Kinderhaus, in dem Kinder von 18 Monaten bis 14 Jahre Betreuung finden, in einem Abstand von nur ca. 100 m  zur Trasse zu liegen kommen. 

Die Marktgemeinde Kaindorf steht auf dem Standpunkt, dass die Auswirkungen elektrischer und elektromagnetischer Felder auf Menschen, Tiere und Pflanzen bis jetzt noch viel zu wenig untersucht wurden, um das Risiko für die Bevölkerung verantwortungsbewusst durch Sachverständige beurteilen zu können. Es gibt jedoch genügend warnende Aussagen von angesehenen Fachleuten, dass es diesbezügliche Risken gibt bzw. diese nicht ausgeschlossen werden können. 

Deshalb steht/en die Gemeinde/die Gemeinden strikt auf dem Standpunkt, das Vorsorgeprinzip anzuwenden, damit mögliche Auswirkungen überhaupt ausgeschlossen werden  können. 

Alles andere ist für die Gemeinde nicht akzeptabel und wird strikt bekämpft. Öffentl. Einrichtungen müssen mindestens einen Sicherheitsabstand von 500 m (Italien: 1000 m, Schweden, Schweiz: Grenzwert 1 µT, USA: magnetische Felder werden als gleich gefährlich eingestuft wie Tabakrauch, u.a.) zur Leitungsachse aufweisen. 

Nicht umsonst schließen Versicherungen und internationale Rückversicherungen die Deckung eines Risikos, das im mittelbaren und unmittelbaren Zusammenhang mit elektromagn. Feldern steht, explizit von der Deckung aus. 

Zu Tabelle 2 – IST-Zustanderhebungen in anrainenden Objekten, muss gesagt werden, dass diese Werte bei eingeschaltenen Geräten gemessen wurden. Die Dauer des Betriebes dieser Geräte auf  das Kalenderjahr gesehen, ist jedoch nirgends angegeben. Ebenso wird nicht dargestellt, welche Messwerte in einer Entfernung von 50 cm, 1 Meter u. a. zum eingeschaltenem Gerät auftreten. Ebenfalls kann man Teile der Wohnung - z.B. den Schlafbereich - von der Stromversorgung freischalten. 

Im Gegensatz dazu kann man sich der Abstrahlung der Hochspannungsleitung nicht entziehen, im Gegenteil, man ist diesen Strahlenwerten Tag und Nacht ausgesetzt. Wobei sich das Magnetfeld im Gegensatz zu den Geräten im Wohnbereich, auch im 10 m Abstand betrachtet, kaum ändert.. 

Zu den elektrischen Feldern wird angemerkt, wenn diese nicht dargestellt werden, können auch keine Aussagen über die Auswirkungen getroffen werden. 

7. Fachbereich Luft, Klima:

Siehe Fachbeitrag Rossmann

Dieser Fachbereich ist ebenfalls nicht nachvollziehbar, da der IST-Zustand des klimatisch sehr kleinräumig gegliederten Trassenbandes – Kleinklimabedingungen, Luftgüte, Feinstaub und sonstige Belastungen – in der Gemeinde Empersdorf und auch den meisten anderen Gemeinden -  überhaupt nicht dargestellt wird. Wenn überhaupt Daten angeführt werden, dann sind diese veraltert. 

Vor allem fehlen meteorologische Daten in Bezug auf die Ionisierung/Verfrachtung im Bereich der Gemeinde Empersdorf. 

Ebenso ist die Aussage in der UVE – „Ob durch Koronaentladung aufgeladene Partikel eine erhöhte Depositionsneigung auf Haut und Lunge aufweisen, ist sehr unwahrscheinlich“ - für die Gemeinden äußerst  mangelhaft. Diese mangelhaften Aussagen mit dem Fehlen von Literaturhinweisen zu begründen, ist fachlich äußert fragwürdig, dazumal sich der med. Sachverständigen in seiner Begutachtung auf  dann auf diese Aussagen stützt.

8. Fachbereich Boden und Landwirtschaft:

Siehe Fachgutachten Hubmann;
Starke Bodenbelastung durch Abwaschungen/Abrieb an den Maststandorten – genauere Angaben/Untersuchungen dazu fehlen. Im Schnitt 7% weniger Ertrag (in trockenen Jahren noch höher), siehe dazu Fachmagazin „Bioelektix“ Band 24 Ausgabe 2. 

9. Fachbereich Mensch/Humanmedizin:

Siehe Fachbeitrag Prof. Kundi / Univ.Wien   

Verweis zu den Ausführungen bei den Fachbereichen elektromagn. Felder und Luft und Klima;

10. Fachbereich Geologie/Wasser

Siehe Fachbeitrag Dr. Messner;

Es fehlen Darstellungen in Bezug auf die Auswirkungen auf das Quellwasser/Brunnen im Einzugsbereich der Freileitungstrasse, vor allem im Hinblick auf Veränderungen der  elektrischen Leitfähigkeit u.a.m. 

Alle Maststandorte sind einer geologischen Untersuchung zu unterziehen, und die Auswirkungen der Maßnahmen sind darzustellen!

11. Fachbereich Biotope und Ökosysteme:

Siehe Fachgutachten  Dr. Eisner!

12. Fachbereich Forstwirtschaft

Siehe Fachbeitrag  DI. Stranimeier!

13. Fachbereich Raumordnung

Siehe Fachgutachten  Arch. Hoffmann u. vorige Stellungnahme der Gemeinde

14. Weitere nicht untersuchte Bereiche:

15.1 Darstellung der volkswirtschaftlichen Notwendigkeit

In den vorliegenden UVE-Unterlagen fehlt zur Gänze die Untersuchung zur volkswirtschaftlichen Notwenigkeit einer solchen starken Freileitung. Zumal in der, der UVP-Behörde vorliegenden, Tichy Studie vom Juni 1998 (Seite 15) die Aussage getroffen wurde, dass „ihre volkswirtschaftliche Rechtfertigung bisher nicht gelungen ist und mit den bisher angewendeten ausschl. technischen Begründungen nicht gelingen kann.“

15.3 Energiewirtschaftliche Notwendigkeit

Genaue Untersuchungen und Aussagen über den Bedarf der 380kv Freileitung  für den Oststeirischen und Grazer Raum, des österreichischen Raumes  bzw. des Transits – siehe dazu Ausführungen Hennigsen /BEWAG Berlin 

15.4 Medizinscher Bereich

Aussagen zu gesundheitspsychologischen Bereichen fehlen!

15.5 Wasserrecht:

Genaue Erhebung und Darstellung der Auswirkungen in Bezug auf Veränderungen von Quellfassungen/Brunnen, die sich im Einzugsbereich der 380kV Freileitung befinden, vor allem von Änderungen der elektrischen Leitfähigkeit u. a. 

15.6 Darstellung möglicher Auswirkungen von Klimaänderungen

siehe dazu Aussagen von Prof. Schleicher   

15.7 Darstellung und Bewertung wirtschaftlicher Aspekte

Siedlungsentwicklung: 

Durch die Leitungsführung wird die seit 1976 eingeleitete Siedlungsentwicklung und deren Fortführung in der Gemeinde Empersdorf abrupt beendet. Alle drei Ortszentren  (Liebensdorf, Rauden, Empersdorf – Siedlungspriorität 1 ) sind davon betroffen. Siedlungsentwicklungen in diesem Bereichen sind  mehr möglich. 

· Infrastruktur 

Die für diese vorgesehene Siedlungsentwicklung errichtete Infrastruktur (Straßen, Kanal-  Wasserleitungsstränge u.a.) kann von der Gemeinde, nach der Errichtung dieser Leitungsanlage, nicht mehr im vorgesehen Ausmaß genutzt werden. Die aufgewendete Investitionssumme (öffentliche Gelder) beträgt weit über € 15 Mill.

· Naherholung Großraum Graz

Die mühsam aufgebaute Infrastruktur der Wander- u. Radwege, Reitmöglichkeiten, Erholungsmöglichkeiten, Urlaub am Bauernhof, Kulinarisches Stiefingtal, Künstlerpfad u.a., die ebenfalls Ziele der Gemeinde waren, ist ganz abzuschreiben, bzw. nur mehr sehr eingeschränkt zu nutzen. 

· Betreiber von öffentlichen Einrichtungen

Wie o. a. ist die Gemeinde Betreiber verschiedener öffentlicher Einrichtungen, vor allem der Kinderbetreuung und im Volksschulbereich. Alle bisher aufgewendeten (Schul- und Gemeindeamtsanierung Kostenansatz ca. € 2 Mill.)  Mittel sind großteils bei der vorgesehenen Leitungsführung abzuschreiben bzw. wird die Gemeinde dadurch stark beeinträchtigt. Dies deshalb, weil vor allem das Kinderhaus einen überregionalen Einzugsbereich aufweist - so sind derzeit mehr als die Hälfte der zu betreuenden Kinder nicht aus unserer Gemeinde – die sich nach dem Bau der Freileitung nicht mehr in unserer Einrichtung betreuen lassen werden. Das selbe gilt für den Erhalt der Vier-Klassigkeit unserer Volkschule, die nach dem Bau der geplanten 380kV-Freileitung nicht mehr aufrecht erhalten werden kann. 

15.7 Kosten bzw. Kostenvergleiche

siehe Ausführungen Ing. Rossmann – Seite 2, „Abstrakt“ vorletzter Absatz

Zusammenfassend wird festgestellt, dass die vorliegenden Unterlagen zur Umweltverträglichkeitserklärung in den dargestellten Fachbereichen unzureichend, nicht nachvollziehbar und in vielen Bereichen gar nicht vorhanden sind. In diesem Zusammenhang wird auch auf die Stellungnahme der Sektion V – Ref. Umweltplanung, und die einzelnen von uns eingereichten Fachbeiträge verwiesen.

Der Gemeinde Empersdorf ist es auf Grund der kurzen Auflagefrist nicht möglich (Verbundaussage: „…für die Erarbeitung der UVE-Unterlagen 64.000 Mannstunden aufgewendet zu haben!“), innerhalb dieser in allen Fachbereichen detailliert und wissenschaftlich (gleicher fachlicher Ebene) abgesichert darauf einzugehen. Für einen Laien fehlt – betrachtet man die komplexen Zusammenhänge, die ein solches Projekt  von fast 100 km Länge darstellt - das nötige Wissen. 

Ebenso sind wir der Auffassung, dass die Fachbereichsgutachter der UVP-Behörde schon aufgrund der kurzen Begutachtungsspanne nicht in der Lage sein können, fachlich fundiert, ihrer Gutachterfunktion nachzukommen. Siehe dazu Gedächtnisprotokoll Wanz vom 

Unter diesen Aspekten wird der Antrag gestellt, diese Mängel durch den Konsenswerber beheben zu lassen und die ergänzten UVE-Unterlagen einer neuerlichen Auflage zu unterziehen.  

Für den Gemeinderat

Bürgermeister:

Beilagen:

6.) Gabriela Bloder, 8072 Fernitz, Bachweg 12:

Antrag auf Aufnahme in die Rednerliste:

Ich bin im Besitz einer Vollmacht für Frau Hildegard Krenn, welche in Mellach ein Waldgrundstück (Grundstücks-Nr. 582/2, KG Mellach) besitzt.

Ich ersuche um Aufnahme in die Rednerliste, ich habe bisher keine Einwendungen erhoben.

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

7. Einwendung von Herrn Bgm.Eicher für die Marktgemeinde St.Marein b.Graz

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (8 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Bgm.Eicher)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

8.) Einwendungen von Herrn Brünner, Bürgerinitiative Krumegg:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (36 Seiten und 8 Beilagen) wird mündlich vorgetragen.

(Brünner)

Die Übernahme der Unterlagen wird bestätigt.

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

8. schriftlich vorgelegte Einwendung

Bürgerinitiative Krumegg gegen die

380 kV- Steiermarkleitung im UVP-Verfahren

per Adresse Ing. Heinz-Christian Brünner

Krumegg 103, 8323 St. Marein bei Graz

Krumegg, am 17.10.2004

An das

Amt der Steiermärkischen Landesregierung

FA 13 A, Umweltrecht und Energiewesen

Herrn ORR Dr. Michael Wiespeiner

Landhausgasse 7

8010 Graz

GZ: FA 13A-43.10-1429/04- 1750

Stellungnahme zum UVG – Einwände in der mündlichen Verhandlung

Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

Die Bürgerinitiative Krumegg erhebt gemäß den Bestimmungen des UVP-G 2000 im laufenden UVP-Verfahren aufbauend auf den bisher erfolgten Stellungnahmen und Einwänden, und daher als Partei gemäß § 19 UVP-G 2000, folgende weitere

EINWÄNDE:

Grundsätzliches:

1. Wir weisen ausdrücklich nochmals daraufhin, dass uns eine ordnungsgemäße Vorbereitung, gemessen am enormen Umfang des gegenständlichen Projektes und vor allem in Anbetracht des enormen Umfanges des UVG und der Teilgutachten, nicht möglich war. Gemäß § 13 Abs. 2 UVP-G 2000 ist das UVG mindestens vier Wochen zur öffentlichen Einsicht bei der Behörde und in den Standortgemeinden aufzulegen. Am 14.09.2004 wurde die Auflage des UVG kundgemacht, und wurde die Auflagefrist von 23.09.2004 bis 22.10.2004 festgesetzt, also nur die Mindestauflagefrist. Schon dies erschwert aufgrund des Umfanges der Materie eine ausreichende Vorbereitung.

Gemäß § 16 Abs. 1 UVP-G 2000 hat die Behörde eine mündliche Verhandlung abzuhalten. Die mündliche Verhandlung in der Steiermark wurde in demselben Edikt von 18.10.2004 bis 20.10.2004 anberaumt.

Damit findet die mündliche Verhandlung in der Steiermark vor Ablauf der öffentlichen Auflagefrist statt.

§ 41 Abs. 2 AVG legt fest, das die Verhandlung so anzuberaumen ist, dass die Teilnehmer rechtzeitig und vorbereitet erscheinen können. Die vom UVP-G vorgesehene und von der Behörde festgesetzte Auflagefrist ist auch als Vorbereitungszeit der (betroffenen) Öffentlichkeit zu werten. Durch die Anberaumung der mündlichen Verhandlung wurde diese Vorbereitungszeit verkürzt.

Wie verweisen nochmals auf unseren schriftlichen Antrag vom 12. Oktober 2004, und bekräftigen ihn.

Um aber unsere Parteienstellung zu wahren, bringen wir in der mündlichen Verhandlung jene Einwände vor, die wir bis zur gegenständlichen Verhandlung ausarbeiten konnten, und behalten wir uns das Recht vor, jene Einwände, die wir bis zum Ende der Auflagefrist bearbeiten hätten können, zu einem späteren Zeitpunkt fristgerecht einzubringen.

2. Wir halten fest, das unserer Ansicht nach die Auflagefrist von 4 Wochen zwar den Buchstaben des UVP-G 2000 entsprechen, aber als Bearbeitungszeit für die umfangreiche Materie für uns Nichtfachleute extrem kurz bemessen ist, und wir Betroffenen diesen Umstand für als Verstoß gegen § 41 Abs. 2 AVG ansehen..

3. Wir verweisen zusätzlich auf die Einwände der Gemeindeinitiative, vertreten durch die Gemeinde Empersdorf, sowie auf die Einwände unserer Heimatgemeinde Krumegg mit den Stellungnahmen und Einwänden des Arch. DDI Dr. Helmut Hoffmann, welche unter anderem im Auftrag der Gemeinde Krumegg erstellt wurden.

Darüber hinaus bringen wir vor:

Interessenskonflikt beim Land Steiermark:

Die Verbund APG, die STEWEAG-STEG und die BEWAG planen die Errichtung einer Hochspannungsleitung zwischen Zwaring-Pöls in der Steiermark und Rothenturm in Burgenland.

Das Land Steiermark ist zu 75% - 1 Aktie Eigentümer der Energie Steiermark Holding AG, kurz ESTAG; diese wiederum ist zu 65,43% Eigentümer der STEWEAG STEG. Somit muss das Land Steiermark als Mehrheitseigentümer einer der drei Projektwerber massives Interesse an der geplanten Umsetzung des gegenständlichen Projektes haben.

Im Rahmen des UVP-Verfahrens gemäß § 12 UVP-G 2000 ist die zuständige Behörde die jeweils örtliche zuständige Landesregierung. Für das Projekt „Steiermarkleitung“ sind die UVP-Behörden die burgenländische und steiermärkische Landesregierung.

Ziel einer solchen UVP ist, mögliche Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt im Vorhinein zu prüfen und eine Bewertung durchzuführen, wie sich ein geplantes Projekt auf die Umweltmedien Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, Boden, Wasser, Luft und Klima, Landschaft und Sach- und Kulturgüter auswirken würde. In dieser Funktion müssen die weisungsgebundenen Organe der Landesverwaltung eine objektive Bearbeitung und Bewertung des gegenständlichen Projektes garantieren, und gegebenenfalls zum Schutze der betroffenen Menschen und Sachbereiche eventuell negative Aussagen zum Projekt treffen.

In diesem Zusammenhang weisen wir daher vehement auf den Interessenskonflikt des Landes Steiermark und auf den unserer Ansicht nach gegebenen Unvereinbarkeitstatbestand hin, da das Land Steiermark einerseits als Mehrheitseigentümer eines der drei Projektwerber die geplante 380 kV-Leitung befürworten muss, gleichzeitig aber als UVP-Behörde das   UVP-G unparteilich anwenden muss. 

Der Sachverhalt ist ein gewichtiger Grund die Unbefangenheit der weisungsgebundenen Behördenorgane in Zweifel zu ziehen (§ 7 AVG).

Steiermärkische Landesregierung ignoriert Beschluss des Steiermärkischen Landtages

In der 3. Sitzung der 14. Gesetzgebungsperiode des Steiermärkischen Landtages vom 19. Dezember 2000 wurde folgender Beschluss gefasst:

Die Steiermärkische Landesregierung wird aufgefordert,

1. an die Bundesregierung heranzutreten und diese aufzufordern, kein

Projekt zu genehmigen, bei dem das UVP-Gesetz 1994 umgangen

worden ist,

2. den Beschluss des Landtages aus der letzten Gesetzgebungsperiode

endlich umzusetzen und bei der EVA eine Studie in Auftrag zu

geben, die Alternativen zur 380 KV Leitung untersucht,

3. an die Verbund AG heranzutreten und diese aufzufordern, alle

Unterlagen offenzulegen, die zur Beurteilung der 380 KV Leitung

nötig sind (wie Lastflusssituation, Stromlieferverträge und

Vorverträge, Rentabilitätsberechnungen, etc.).

Bis heute wurde seitens der Steiermärkischen Landesregierung keine Alternativenstudie für die langfristige Sicherstellung einer ökologisch verträglichen Stromversorgung in Auftrag gegeben. Es handelt sich hier unserer Ansicht um einen weiteren Beweis dafür, dass die Landesregierung nicht unbefangen ist. 

Fehlen einer volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

Der Großteil der Einwendungen der Bürgerinnen und Bürger in den betroffenen Gemeinden verwies auf die drohende Grundentwertung entlang der 380 kV-Freileitung.

Eine Abgeltung erfolgt nur für den Bereich 30 m beiderseits der Leitungsmitte. Viele Bürger fürchten zu Recht, dass auch die Gründstücke außerhalb des 30m-Bereiches einer massiven Entwertung unterliegen werden, für die keine Entschädigungen vorgesehen sind.

Einwände der BI und von Einzelpersonen betreffend diese Grundentwertung, welche außerhalb der Entschädigungszone liegt, sind in keinster Weise von den Sachverständigen bearbeitet und beantwortet worden.

Auch die befürchteten Einnahmenverluste und Abwanderungen in der Gemeinde Krumegg sind darin mit aufzunehmen und zu bewerten.

Wir stellen daher den Antrag, die UVP-Behörde solle zur Bewertung der Steiermarkleitung als auch der Alternativen, eine volkswirtschaftliche Studie in Auftrag geben, die unter Einbeziehung der gesamten Grundentwertung (inklusive jener Grundstücke, die außerhalb der Entschädigungszone liegen und durch das gegenständliche Projekt eine Entwertung erfahren) in den Standortgemeinden (bzw. bei Sichtkontakt auch der Nachbargemeinden) die verschiedenen Alternativen (Investitionen, Betrieb, etc.) vollständig beurteilt. 

Fehlen der Antwort auf die Einwendung zum Thema Ethik 

Gemäß §12 Abs. 4 UVP-Gesetz 2000 hat das UVG 

1. die Auswirkungen des Vorhabens gemäß § 1 nach dem Stand der Technik und dem Stand der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften in einer umfassenden und zusammenfassenden Gesamtschau und unter Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 17 darzulegen,

2. sich mit den gemäß § 5 Abs. 3 und 4, § 9 Abs. 4 und § 10 vorgelegten Stellungnahmen fachlich auseinander zu setzen, wobei gleichgerichtete oder zum gleichen Themenbereich eingelangte Stellungnahmen zusammen behandelt werden können.

…… 

Weder im UVG noch in einem Teilgutachten wurde auf die Einwendung der BI Krumegg zum Thema Ethik, welche wir durch ein Schreiben der Umweltbeauftragten der Diözese Graz-Seckau belegt haben, eingegangen. Wir sehen daher einen Verstoß gegen § 12 Abs. 4 UVP-Gesetz 2000 durch die UVP Behörde als gegeben an, und fordern die UVP Behörde auf, ehestens eine fachliche Auseinandersetzung mit unserer Einwendung durchzuführen, zumal Ethik eine anerkannte Wissenschaft ist, und es z.B. auf der Universität Graz ein Institut für Ethik und Gesellschaftslehre mit Prof. Leopold Neuhold als Vorstand, Institut für Ethik und Rechte in der Medizin an der Universität Wien oder Institut für Wirtschaftsethik an der Universität St. Gallen in der Schweiz. Außerdem gibt es zu diesem Thema bereits sehr viele Foren und Seminare, so z.B. „1. Österreichisches Dialogforum zum Thema Ethik und Unternehmen, Veranstalter Österreichisches Produktivitäts- und Wirtschaftszentrum“. Diese Liste ließe sich noch weiter fortsetzen. Man sieht also, das das Thema Ethik, weil ein wesentliches Thema der heutigen Wertegesellschaft, auch eine Wissenschaftsdisziplin ist, und verweisen nochmals nachdrücklich auf unsere diesbezügliche Stellungnahme vom 27.06.2004.

Einwände zum UVG:

Grundsätzliches:

Das UVG wurde aus 26 Teilgutachten von drei Koordinatoren zusammengestellt, wobei sehr auffällig ist, das die Inhalte einiger Teilgutachten sehr stark gekürzt, bzw. nur für das Projekt positive Formulierungen übernommen wurden. Das zeigt sich insbesondere am Teilgutachten „Landschaftsschutz Steiermark“ von DI Kolb, in welchem der Amtsachverständige eindeutig auf Seite 23 des Gutachtens vom 15.07.2004 zum Schluss kommt, dass „…das geplante Vorhaben der 380 kV Steiermarkleitung in der vorliegenden Form hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft als insgesamt nicht umweltverträglich gewertet werden muss.“

Das UVG spricht nur mehr davon „ …das aufgrund der Leitungsführung durch ein Landschaftsschutzgebiet und der Verunstaltung des Landschaftsbildes in 8 Teilräumen, in denen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Landschaft zu erwarten sind, durch das in der vorliegenden Form eingereichte Vorhaben der 380 kV - Steiermarkleitung hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft von erheblichen nachteiligen Auswirkungen ausgegangen werden muss.“

Wir sind der Ansicht, dass es sich dabei um eine unzulässige und rechtswidrige Vorgehensweise handelt, insbesondere deswegen, weil das Gesamtgutachten UVG die Teilgutachten nicht abschwächen darf. Die Teilgutachten sind in ihren wesentlichen Inhalten und in ihrem Schluss im UVG wiederzugeben.

Wenn die drei Koordinatoren der Ansicht sind, dass einer der Sachverständigen nicht sachgerecht gearbeitet hat, dann müssten sie der Behörde die Bestellung eines neuen Sachverständigen vorschlagen, da sie ja keine Fachleute auf dem speziellen Sachgebiet sind. Jedenfalls sind sie aber verpflichtet, die wesentlichen Inhalten und den Schluss des Teilgutachtens wiederzugeben, und sie müssten ausreichend begründen, warum sie der Ansicht sind, dass das Gutachten nicht gesetzeskonform ist.

Weiters ist es unzulässig, das die Koordinatoren sagen, in 25 von 26 Gutachten wird keine Umweltunverträglichkeit explizit festgehalten, in einem wird sie festgehalten, also wird für das gesamte Projekt aufgrund der Mehrzahl der positiven Gutachten das gesamte Projekt positiv bewertet.

Eine Abwägung der Ergebnisse der Teilgutachten oder die Abwägung des gegenständlichen Fachbereiches mit einem Anderen durch die Sachverständigen und Gutachter ist nicht Aufgabe des SV und daher unzulässig! Auch die Abwägung der Umwelteinflüsse und der  wirtschaftlichen Interessen durch die SV und Gutachter ist unzulässig. Das ist die Aufgabe der Behörde!  Die Sachverständigen müssen sich auf der Faktenebene bewegen, und nicht auf der Ebene der Interessensabwägung. Z.B. im Teilgutachten Nr. 22, Landschaftsschutz Burgenland.

Aus dem Gleichheitsgrundsatz und aus dem VwGH-G (§ 42 Abs. 2 Ziffer 3 lit.b) ergeben sich die Rechtsgrundsätze, das ein Sachverhalt 

1. sachlich richtig und

2. vollständig 

zu erheben ist.

Verantwortlich dafür ist der Verhandlungsleiter. Ein Instrument zur Ermittlung des Sachverhaltes ist das Sachverständigengutachten. Dazu wurden von der UVP Behörde Sachverständige beauftragt. Diese haben die Aufgabe mitzuhelfen, dass die beiden oben genannten Rechtsgrundsätze, welche im Übrigen die Basis für einen gesetzmäßigen Bescheid bilden, erreicht werden.

Dazu ist den Sachverständigen auch ausreichend Zeit zu gewähren. Wenn nun der Sachverständige für „Örtliche Raumplanung Steiermark“ auf Seite 4 2. Absatz seines Gutachtens schreibt, dass „… damit ein später Einstieg in ein bereits laufendes Verfahren erfolgte, und für die gezielte Bearbeitung des umfangreichen Materials nur eine vergleichsweise kurze Zeitspanne zur Verfügung stand“, so sind wir der Ansicht, dass die beiden oben genannten Rechtsgrundsätze mit großer Wahrscheinlichkeit nicht eingehalten werden konnten. 

Ganz generell sind wir der Ansicht, das das UVG zum äußeren Zeichen der Zustimmung aller Teilsachverständigen auch von allen diesen zu unterfertigen ist, und nicht nur durch die drei Koordinatoren. Nur dann ist gewährleistet, das so wie im „Rundschreiben zur Durchführung des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVP-G 2000) des BMLF (GZ 11 4751/4–I/1U/2001vom 30. Mai 2001) – Seite 38 - gefordert, der sichtbare Nachweis für die Betroffenen dafür erbracht ist, „… dass ein integratives Gesamtgutachten erstellt wurde, das von allen beteiligten Gutachtern inhaltlich mitgetragen wird.“

Der vielfach durchgeführte Vergleich der Freileitung mit der technischen Alternative „Erdkabel“ ist insoferne wissenschaftlich nicht ordnungsgemäß gemacht worden, da das Erdkabel auf der gleichen Trasse, wie die Freileitung verglichen wurde. Technisch, wirtschaftlich und aus Sicht der Umwelt müsste bzw. könnte aber das Erdkabel auf einer gänzlich anderen Trasse, z.B. entlang der TAG Loop II und III verlegt werden. Daher sind unserer Ansicht nach alle Aussagen im Zusammenhang mit der Erdkabelvariante nicht aussagekräftig und nicht nachvollziehbar, und ist dadurch dem Erfordernis, in der Umweltverträglichkeitserklärung Alternativen auszuweisen und zu beschreiben (§ 6 UVP-G 2000) nicht entsprochen. 

Im gegenständlichen Projekt besteht grundsätzlich die Möglichkeit eines Eingriffes in die privaten Rechte, daher sind im UVP-Verfahren die umweltrelevanten Vor- und Nachteile der Standort- oder Trassenvarianten zu prüfen. Es konnte keine Trassenvariante „Erdkabel“ geprüft werden, da dafür keine realistische Trasse von den Projektwerbern ins Auge gefasst wurde, bzw. findet sich in der UVE keine ernstzunehmende Auseinandersetzung mit der Trassenvariante „Erdkabel“. Bei der Trassenvariante Erdkabel ginge es im Übrigen nicht nur um eine Verkabelung auf der gesamten Länge der Leitung, sondern auch um Teilverkabelungen in für die Umwelt besonders sensiblen Streckenabschnitten.

Festzuhalten ist, dass wegen der mangelhaften Darstellung von Alternativen nicht nur dem § 6 sondern auch § 1 Abs. 1 Ziffer 4 UVP-G 2000 nicht entsprochen wurde.

Zu Punkt 4.1.1.1. des UVG, optische Störungen:

Die Koordinatoren sprechen von „geringen optischen Störungen…“ dort wo die Trasse im Wald verläuft. Dieser Einschätzung wird für den betroffenen Kesselgraben
 im Gemeindegebiet von Krumegg auf das entschiedenste widersprochen. Mann kann in diesem konkreten Fall nicht von geringen optischen Störungen sprechen, wenn auf der Gemeindestraße auf einer Länge von hunderten Metern genau in diesen Graben geblickt wird, und dieser dann mit den in diesem Bereich ca. 45 bis 60 m hohen Masten belastet ist.

Auch der nächsten Aussage, dass ein Erdkabel als größere Bedrohung angesehen werden könnte, da empfindliche Personen den Abstand dazu nicht selber regulieren können, muss entschieden widersprochen werden. Erstens ist in Wien bei der Verlegung eines 400 kV Erdkabels im Gehweg bzw. im Kfz Parkstreifen die Behörde nicht dieser Ansicht. Und zweitens ist es Aufgabe der Sachverständigen Fakten aufzuzeigen und nicht Mutmaßungen anzustellen!

Zu Punkt 4.1.1.2. Elektromagnetische Felder:

Gemäß § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 ist „...die Immissionsbelastung zu schützender Güter möglichst gering zu halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die

a) das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn/Nachbarinnen gefährden, …“

Wenn nun die Gesundheitsgefährdung nur „ …mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann …“, so ist die in  § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 geforderte Nichtgefährdung von Leben und Gesundheit nicht gänzlich gewährleistet. Daher ist auf aufgrund des Vorsorgeprinzips auf Basis § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu Punkt 4.1.4. Verkehr:

Wurden die im UVG genannten Zahlen vom Sachverständigen nachgerechnet und überprüft, oder 1:1 aus der UVE, Fachbereich D, Seite 49 übernommen?

Zu Punkt 4.2.2. Wildtiere:

Im 2. Absatz auf Seite 42 wird davon gesprochen, dass „für die im Untersuchungsgebiet vorkommenden jagdbaren Vögel das Vogelschlagrisiko durch Sichtbarmachung der Leitung in den gefährdeten Bereichen wesentlich gemildert wird.“ Es wird aber im UVG und dem Teilgutachten nie genau gesagt, wie diese Sichtbarmachung aussieht. Eine Sichtbarmachung der Leiterseile steht aber sicher in krassem Widerspruch zu den Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes und des Ortsbildes. Da die Sichtbarmachung nicht definiert ist, konnten die anderen Fachbereiche auch nicht auf diese Wechselwirkungen eingehen. 

Zu Punkt 4.3. Auswirkungen des Vorhabens auf Pflanzen:

Auf Seite 43 2. Absatz sprechen die Koordinatoren davon, dass „ … eine direkte Auswirkung der Freileitung (am Beispiel der Hochspannungsleitung im Burgenland) aber nicht nachzuweisen ist. Aus diesem Grund ist nicht anzunehmen, dass die Steiermarkleitung in Zukunft Einflüsse durch elektromagnetische Felder auf die Artenzusammensetzung von überspanntem Grünland haben wird.“

Die Bestanddauer der Burgenlandleitung ist viel zu kurz, um eine derartige Aussage treffen zu können! Außerdem ist es, wie schon einmal erwähnt, Aufgabe der Sachverständigen Fakten zu bearbeiten, und nicht Annahmen ohne fundierte Basis zu treffen!

Zu Punkt 4.4.2. Steiermark:

Im 4. Absatz auf Seite 46 ist folgendes zu lesen: 

„… Nachteilige Auswirkungen durch Vogelschlag vor allem bei Großvogelarten und solchen die als Zugvögel größere Räume beanspruchen bzw. brauchen sind zu befürchten und zu erwarten. … Das Vorhaben ist daher nur bedingt verträglich da erst durch Maßnahmen während der Bau- und Betriebszeit die Eingriffe in die Vogelwelt verringert werden können. Eine Resterheblichkeit bleibt aber bestehen, die jedoch durch Ausgleichsmaßnahmen, wie sie ebenfalls im Projekt vorgesehen sind, zumindest flächenmäßig kompensiert werden kann. Durch diesen Ausgleich in Form von Biotopgestaltungen können die Lebensbedingungen der Vogelwelt im Gesamtraum im Laufe der Jahre soweit verbessert werden, dass eine Verträglichkeit eintritt.“

Hier tritt die Umweltverträglichkeit des gegenständlichen Projektes erst „ …im Laufe der Jahre ein ….“, daraus resultiert, dass die Steiermarkleitung wenigstens einige Jahre lang in Bezug auf das Schutzgut Großvögel unverträglich ist! Eine derartige Situation ist unzulässig! 

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu Punkt 4.5. Auswirkungen des Vorhabens auf den Boden:

Auf Seite 47 ist die Rede davon, dass „… bei einer Reparatur bzw. Ersatz von Seilen keine Auswirkung auf Boden und landwirtschaftliche Nutzung zu erwarten sind.“ Es werden sicher wieder Baufahrzeuge und schwere Maschinen für die Reparatur notwendig sein, somit ergibt sich eine Auswirkung auf Boden und landwirtschaftliche Nutzung wie in der Bauphase. Das UVG ist hier unglaubwürdig!

Schwefelhexafluorid (SF6) ist laut UVG Seite 48 für Boden und Landwirtschaft kein Schadstoff. Wie schaut das für den Menschen aus? Darüber findet sich keine Aussage im UVG.

Zu Punkt 4.9.2. Auswirkungen des Vorhabens auf die Landschaft, Steiermark:

Im Teilgutachten „Landschaftsschutz Steiermark“ von DI Kolb, kommt der Amtsachverständige eindeutig auf Seite 23 des Gutachtens vom 15.07.2004 zum Schluss, dass „…das geplante Vorhaben der 380 kV Steiermarkleitung in der vorliegenden Form hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft als insgesamt nicht umweltverträglich gewertet werden muss.“

Das UVG spricht nur mehr davon „ …das aufgrund der Leitungsführung durch ein Landschaftsschutzgebiet und der Verunstaltung des Landschaftsbildes in 8 Teilräumen, in denen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Landschaft zu erwarten sind, durch das in der vorliegenden Form eingereichte Vorhaben der 380 kV - Steiermarkleitung hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft von erheblichen nachteiligen Auswirkungen ausgegangen werden muss.“

Wir sind der Ansicht, dass es sich dabei um eine unzulässige und rechtswidrige Vorgehensweise handelt, insbesondere deswegen, weil das Gesamtgutachten UVG die Teilgutachten nicht abschwächen darf. Die Teilgutachten sind in ihren wesentlichen Inhalten und in ihrem Schluss im UVG wiederzugeben.

Weitere Ausführungen dazu siehe im Punkt Grundsätzliches!

Zu Punkt 5.2.1.1. Themenbereich Mensch, Auswirkungen durch elektromagnetische Felder:

Seite 86, 3. Absatz: „Zur Darstellung des elektrischen und magnetischen Feldes durften in den Projektunterlagen nicht nur die Berechnungen der Konsenswerberin herangezogen werden. Diese Berechnungen und die daraus erstellten Diagramme waren von einer unabhängigen Gutachterstelle (Technische Universität Wien, Institut für Grundlagen und Theoretische Elektrotechnik) zu kontrollieren und zu bestätigen. Diese Werte sind aus der Sicht des Amtsachverständigen für Elektrotechnik nachvollziehbar und wurden durch Vergleichsmessungen an bestehenden Leitungen bestätigt. Es wird prinzipiell daher von deren Richtigkeit ausgegangen.“

Im Teilgutachten des ASV Krenn sind diese Aussagen nicht zu finden. Auch hier haben die Koordinatoren nicht das Teilgutachten wiedergegeben! Auch hier erheben wir den Vorwurf der unzulässigen und gesetzwidrigen Erstellung des UVG durch die Koordinatoren.

Weiters hat der Amtsachverständige unserer Meinung nach die Aussagen der UVE nachvollziehbar zu prüfen. Das Teilgutachten enthält aber über weite Teile lediglich eine Projektsbeschreibung, was auf Seite 1 ja auch klar niedergeschrieben ist.

Es wird immer von einer 380 kV Leitung gesprochen. Unserer Information nach, gibt es aber seit dem 1996 diese Spannung nicht mehr, sondern vielmehr sind es heute 400 kV. Wir vermuten daher, dass der elektrotechnische Amtsachverständige mit Wissensstand 1996 sein Gutachten erstellt hat. Das stellt einen krassen Widerspruch zu § 12 Abs. 4 Ziffer 1 UVP-Gesetz 2000, der besagt, das das Vorhaben nach dem Stand der Technik zu überprüfen ist.

Auf der Seite 90 im 3. Absatz wird davon gesprochen, das es wissenschaftlich anerkannt ist, dass elektromagnetische Felder (einschließlich 50 Hz-Felder) möglicherweise krebsfördernd sind, wobei für Kinderleukämie eine begrenzte Evidenz besteht. Das bedeutet, dass die Forderung des Gesetzgebers in §17 Abs. 2 UVP-G 2000 unter Ziffer 1 lit. a nicht erfüllt wird. Daher ist dem gegenständlichen Projekt die Umweltunverträglichkeit zu attestieren, und damit der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen. Auf Seite 92 wird von den Gutachtern wörtlich von „Wissenslücken“ und „Restrisiken“ gesprochen, sodass die Forderung nach Abweisung aufgrund § 17 Abs. 2 Ziffer 1 lit. a gerechtfertigt erscheint.

Auf der Seite 90 sprechen die Koordinatoren einmal davon, dass „ … die Ionisation von Staubteilchen in der Luft in unmittelbarer Nähe von Hochspannungsleitungen ebenso wie die Bildung von freien Radikalen möglich ist.“ Ein anderes Mal handelt es sich „bei den elektromagnetischen Feldern der 380 kV-Leitung um nicht ionisierende Strahlung.“ Das stellt einen Widerspruch dar!

Auf Seite 95 4. Absatz werden von den Koordinatoren unreflektiert und ungeprüft Aussagen der UVE übernommen. Es ist allgemein bekannt, dass die Datenleitungen nicht nur zum innerbetrieblichen Datentransfer benützt werden, sondern als Überland-Datenleitungen teuer vermietet werden! 

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu Punkt 5.2.2. Themenbereich Mensch, Landwirtschaft:

Die Wertminderung, die zweifellos auch in Bereichen eintritt, die nicht vom Projektwerber entschädigt werden wird, wurde in keinem der Teilgutachten auch nur in einem Wort erwähnt. Somit wurden hunderte Einwände nicht vollständig beantwortet. Wir stellen daher den Antrag, die Behörde möge eine volkswirtschaftliche Überprüfung der Nullvariante, der Freileitung, einer gänzlichen Erdverkabelung und einer Teilverkabelung unter Berücksichtigung aller volkswirtschaftlichen Faktoren vor der Entscheidungsfindung beauftragen.

Da auch hier eine Gefährdung des Schutzgutes nur „ …mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann …“, so ist die in  § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 geforderte Nichtgefährdung von Eigentum oder sonstigen dinglichen Rechten der Nachbarn/Nachbarinnen nicht gänzlich gewährleistet. Daher ist auf aufgrund des Vorsorgeprinzips auf Basis § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Auf Seite 109 wird von einer Durchführung von vegetationskundlichen Erhebungen gesprochen. Von wem wurden diese durchgeführt?

Auf Seite 111 heißt es „Untersuchungen haben gezeigt, dass in einem Variantenvergleich die Beschichtung mit RAL 6003 den Schwermetallaustrag auf ein unerhebliches Ausmaß reduziert.“ Von wem wurden diese Untersuchungen durchgeführt?

Zu den Ausführungen auf Seite 116 2. Absatz wird entgegnet, dass ein max. 4-5 m hoher Baum, nicht einem Baum mit 30 m und mehr gleichgesetzt werden kann. Insoferne ist die Aussage des UVG unrichtig. Der ursprüngliche Zustand des Waldes kann mit den Aufforstungen und dem systembedingten Schlägern von Bäumen, die zu nahe an die Leiterseile wachsen nicht wiederhergestellt werden!!

Im dritten Absatz fehlt für die Behauptung „dass derartige Beeinträchtigungen allenfalls punktuell unmittelbar unter der Leitungstrasse durch optische und akustische Störungen auftreten können, und als gering anzusehen sind“ der wissenschaftlich fundierte Nachweis.

Im 5. Absatz wird von umfangreichen Dauerrodungen für eine Erdkabelvariante gesprochen. Dem ist entgegen zu halten, das das Erdkabel entlang der OMV und Adria-Wien Gaspipelines TAG Loop II und Loop III verlegt werden kann, und sich daher die Auswirkungen nicht in der dargestellten Größe bewegen.

Zu Punkt 5.2.4. Themenbereich Mensch, Verkehr:

Im zweiten Absatz sagt das UVG „Die in vielen Fällen erforderlichen Gestattungen und Vereinbarungen über Straßen- und Wegbenützungen bzw. die Errichtung neuer Zufahrten können sinnvoller Weise erst nach einer behördlichen Genehmigung der Stützenstandorte durchgeführt werden.“ Hier wurde die gutachterliche Unbefangenheit neuerlich missachtet. Es ist nicht Aufgabe der Gutachter einen Mangel der UVE zu rechtfertigen. Vielmehr haben die Gutachter die Aufgabe, auch diese Beeinflussung der Umwelt in die Stellungnahmen einzuarbeiten. Dies wurde jedoch sowohl vom Projektwerber als auch von den Gutachtern unterlassen, da im Einzelfall, abhängig davon ob eine Zufahrt oder doch Hubschrauberflüge erforderlich sein werden, die Ausgangsdaten für die Bearbeitung der verschiedenen Fachbereiche sich verändern. Auf diese Unsicherheit in der Bauphase ist in keinem Gutachten eingegangen worden!

Auch die notwendigen LKW Fahrten für die Holzbringung sind der Bauphase zuzurechnen, auch wenn sie zeitversetzt stattfinden. Daher ist das Gutachten in diesem Fachbereich unvollständig!

Zu Punkt 5.3. Themenbereich Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume:

Zum Themenbereich Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume fehlen die Aussagen zur Steiermark gänzlich! Daher ist das Gutachten auch in diesem Fachbereich unvollständig!

Zu Punkt 5.9.3. Örtliche Raumplanung:

Seite 162, 3. Punkt: 

„Die Demontage bestehender Leitungen kann daher insbesondere in vorbelasteten Räumen neu hinzukommende Belastungen kompensieren. Das UVP-Teilgutachten „Örtliche Raumplanung“ beschreibt als Grundlage für die Beurteilung der Ausgleichsmaßnahmen das jeweilige Entlastungspotential.“ In der UVE, im UVG und den entsprechenden Teilgutachten wird mehrfach auf die positive Wirkung der Entlastungsmaßnahme „Demontage“ hingewiesen, um hohe Beeinträchtigungen zu kompensieren. Diese Kompensationswirkung kann aber maximal in jenen Teilräumen erfolgen, in denen die Leitung demontiert wird. Die Argumentation, das es dadurch generell zu einer Verbesserung der Wirkung der Steiermarkleitung kommt, ist unzulässig! Vor allem die sehr starke Wirkung der Freileitung im Bereich Krumegg – Querung der Landesstrasse – kann durch die Demontage der 110 kV Leitungen nicht kompensiert werden. Dieser Eindruck wird aber mehrfach durch die vorliegenden Gutachten erweckt.

Auf Seite 165 wird im 5. Punkt, sowie in weiteren Stellungnahmen und Gutachten, von Visualisierung gesprochen. Stand der Technik ist, dass im Bereich der Errichtung von Großbauvorhaben (hier im speziellen Straßenbau) die Visualisierung mittels professioneller Fotomontagen erfolgt. Das Steigenlassen von Wetterballonen ist eine gänzlich unbrauchbare Methode die Auswirkungen eines derartigen Projektes darzustellen. Die Breite der Leitungstrasse und die Wirkung der Linieninfrastruktur in ihrer Länge kann damit keinesfalls visualisiert werden. Auch die Nachvollziehbarkeit für die Beteiligten ist damit nicht gewährleistet. Die Gutachter haben daher in diesem Fall nicht nach dem Stand der Technik gearbeitet.
,
 

Wir stellen daher den Antrag, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung zur Abschätzung der optischen Auswirkungen, vor allem in den sensiblen Bereichen, die Visualisierung der Leitungstrasse gemäß den Plänen der Projektwerber mittels professioneller Fotomontagen und Computersimulationen beauftragen.

Zu Punkt 6.9. Auflagenvorschläge Luftfahrt:

Inwieweit wurden die Auflagenvorschläge Luftfahrt (orangerote Kugel mit 60 cm Durchmesser) durch die Sachverständigen der betroffenen Fachbereiche (z.B. Naturschutz, Landschaftsbild, Großvögel) in ihre Gutachten eingearbeitet?

Zu Punkt 6.12. Auflagenvorschläge Biotope und Ökosysteme:

Es fällt schwer zu glauben, das ein derartiger Unterschied in den Auflagen für das Burgenland und die Steiermark besteht. Warum gibt es seitens des Gutachters DI Fasching nur so wenige Auflagen für den weitaus größeren Leitungsteil?

Zu Punkt 6.13.2.  Auflagenvorschläge Wasserbau:
Was haben die Auflagenvorschläge 13.2.2. bis 13.2.8. mit dem Fachbereich Wasserbau zu tun?

Zu Punkt 6.16.  Auflagenvorschläge Landschaftsschutz:
Wo sind die Auflagenvorschläge Landschaftsschutz für die Steiermark? Warum wurde im UVG die Auflagenvorschläge „…umweltverträglich ist eine Verkabelung…“ nicht aufgenommen?

Siehe dazu auch die Ausführungen unter Grundsätzliches!

Zu Punkt 7.1. Unterbleiben des Vorhabens:

5. Absatz: „So wäre z.B. während des Hochwassers im Jahr 2002 das Funktionieren der Elektrizitätsversorgung in weiten Teilen Österreichs ohne Lieferungen aus dem Ausland ernsthaft gefährdet gewesen.“

Welcher Sachverständige hat diese Aussage getätigt? Wurde diese Aussage der Verbund APG vom Sachverständigen überprüft? Wo ist der entsprechende Nachweis?

Sollte diese Aussage vom Sachverständigen nicht überprüft worden sein, so steht sie unzulässigerweise im UVG!

Zu Punkt 7.2. Trassenvarianten:

Seite 205, 4. Absatz:

Welcher Sachverständige hat warum wie gewichtet, um zur Aussage zu kommen: „Sämtliche Änderungen in der Trassenführung wurden mit obigen Bewertungskriterien verglichen. Dieser Vergleich ergab, dass sich diese Abweichungen bezüglich einzelner Bewertungskriterien von der „Joanneumtrasse“ zwar oft unterscheiden, dies sich jedoch nur auf schwach gewichtete Bewertungskriterien auswirkt. Auf die Gesamtbewertung haben diese geringfügigen Änderungen des Trassenverlaufs keine Auswirkungen. Zusammenfassend wurde daher festgestellt, dass die eingereichte Trassenvariante dieselbe Eignung für den Bau einer Freileitung aufweist wie die „Joanneumtrasse“. Für uns ist das nicht nachvollziehbar!

Auf Seite 207 heißt es:

„Um der Zielsetzung einer vorausschauenden Planung zu entsprechen, ist daher Vorsorge zu treffen, dass diese eingeschlagene Entwicklungsmöglichkeit auch umgesetzt werden kann. Aus diesem Grund erscheint es empfehlenswert, für die besonders konfliktreichen Abschnitte alternative Trassierungslösungen (Verlauf, Maststandorte) zu überprüfen (z.B. in Krumegg durch Abrücken vom Ortsgebiet bzw. der exponierten Kuppe, in St. Marein Verlagerung des Maststandortes in den Waldbereich nach Süden).“ In der ergänzenden Stellungnahme wurde festgestellt, das keine alternative Trassierungslösung wirklich eine Verbesserung bringt. Das darf unter keinen Umständen dazuführen, dass die Bevölkerung von Krumegg einen derartig negativen Eingriff in die Umwelt ohne weitere Suche nach Alternativen hinnehmen muss, insbesondere dann nicht, wenn die sehr erhebliche Wirkung der Freileitung in diesem Bereich durch eine Verkabelung stark minimiert werden kann. 

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

In eventu wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000  im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Zu Punkt 7.3. Technische Alternativen:

Auf Seite 209 findet sich folgende Aussage: „Aus medizinischer Sicht ist festzustellen, dass bei erdverlegten Kabelleitungen zwar das elektrische Feld durch das Erdreich vollständig abgeschirmt wird, nicht jedoch das Magnetfeld. In der Literatur (JAHN, 1983) wird gefordert, dass Magnetfelder durch Erdkabel (welche für den Passanten und Herzschrittmacherträger unsichtbar sind) mit Warnhinweisen gekennzeichnet sein müssen, wenn sie mehr als 15 µT betragen. Hochspannungsleitungen haben gegenüber Erdkabeln den Vorteil, sichtbar zu sein, so dass ein Träger eines Implantates mit hoher Störempfindlichkeit bei 50 Hz, der vom behandelnden Arzt entsprechend geschult sein sollte, die Gefahr erkennen und somit meiden kann.“

Wie kann dann die wienstrom ein 400 kV Hochspannungskabel im Raum Wien neben der Strasse im Bereich eines Gehweges bzw. Parkstreifens für Kfz verlegen?
 Werden dort auch alle paar Meter Hinweisschilder angebracht, oder ist es nicht so, dass die Verlegung eines 400 kV Kabels unter der Erde entweder  keine gesundheitlichen Risken in sich birgt, oder es bereits technische Möglichkeiten der Abschirmung gibt?

Im 3. Absatz wird von einer Gesamtrodungsfläche für das Erdkabel von 225 bis 270 ha bei einer Breite von 30 m für die gesamte Leitung ausgegangen. Das sind definitiv unrichtige Zahlen! Erstens würde eine Verkabelung/Teilverkabelung sicher nicht auf der gleichen Trasse möglich sein und realisiert werden. Es empfiehlt sich entlang der TAG Loop II und III zu gehen. Zweitens selbst wenn die gleiche Trasse verwendet werden würde, schaut die Rechnung mit den richtigen Daten so aus:

Gemäß UVG Punkt 4.1.3.2., Seite 33 sieht das  eingereichte Vorhaben der Steiermarkleitung von der rund 81 km langen Leitungstrasse in unserem Bundesland 44,9 km auf Waldflächen vor. Das wäre ein Anteil von 55,4 %. 

30 m Breite x 44.900 m Länge = 134,7000 ha Gesamtrodungsfläche. 

In diesem Zusammenhang verstehen wir weder den Sachverständigen noch die drei Koordinatoren, da wir Normalbürger schon erwarten können, dass sachkundige Personen eine derartige Rechnung mit den richtigen Basisdaten machen!  

Zu Punkt 8.2.1. Örtliche Raumplanung:

3. Absatz: Die Abgeltung im 30 m Schutzbereich der Leitung kann in keinem Fall als Ausgleichsmaßnahme gewertet werden, da der Einfluss des gegenständlichen Projektes nicht nur auf diese 30 m Schutzzone stark negativ wirkt. Für die anderen Flächen gibt es daher eine starke Beeinträchtigung und sehr wahrscheinlich einen hohen wirtschaftlichen Schaden, aber keine wirtschaftliche Abgeltung. Weiters kann eine finanzielle Abgeltung in keinster Weise ein Ausgleich für über 120 Jahre dauernde massive Eingriffe in die Landschaft und unsere Umwelt sein!!

Die Demontage von 110 kV Freileitungen kann nur in jenen Bereichen wirken, wo sie auch demontiert werden. Eine Kumulierung auf andere Teilräume oder gar die gesamte Strecke ist unzulässig, und beschönigt die negativen Auswirkungen in den anderen Teilbereichen.

Im Bereich der Gemeinde Krumegg wird durch das UVG und die entsprechenden Teilgutachten eine hohe Gesamtbelastung mit punktuell sehr hohen Belastungsspitzen festgestellt. An Ausgleichsmaßnahmen, wie etwa die Verkabelung, die für weniger bzw. gleich stark belastete Teilräumen vorgeschlagen wird, ist für Krumegg aber nicht gedacht. Das können wir im Namen der über 800 Unterzeichner der BI Krumegg nicht akzeptieren. 

Wir beantragen daher, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4    UVP-G 2000 im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Zu Punkt 8.2.8. Überörtliche Raumplanung:

Seite 220: 

Die konkreten lokalen Konfliktpunkte zwischen dem gegenständlichen Projekt und dem Programm „Hügelland östlich von Graz“ werden durch die Gutachter bestätigt. 

„Aus dem Projekt „Steiermarkleitung“ ergibt sich einerseits ein genereller großräumiger Konflikt, der durch den Trassenverlauf in diesem Landschaftsraum ausgelöst wird und die Qualität und Erlebbarkeit für die Besucher der „Genussregion“ beeinträchtigt, andererseits konkrete lokale Konfliktpunkte durch Überspannungen von Riedellagen, in denen die Maststandorte in sehr sensiblen Räumen in Krumegg und St. Marein besonders deutlich in Erscheinung treten.“ Vor allem im Bereich der Trassenquerung mit der Landesstrasse und beim Wasserhochbehälter der Gemeinde Krumegg beim Anwesen Adlmann verliert die Gemeinde einen ideal geeigneten Ort für Genussfeste, wie z.B. im Mai 2004 das „mOSTwärts-Frühlingsfest“

Weiter heißt es „Diese Bereiche der Kulturlandschaft mit den darin liegenden Ortsgebieten stellen den Kernbereich des bestehenden, aber vor allem weiter zu entwickelnden Angebotes dieser LEADER+ - Aktionsgruppe dar. Der Konflikt der großräumigen Wahrnehmbarkeit wird dadurch gemildert, dass die Trassenführung so weit wie möglich in den Gräben (Kesselgraben, Dornegggraben) „versteckt“ wird, wodurch die Konflikte im Bereich der Querung der Riedellagen jedoch nicht bereinigt werden können. Festgestellt wird dazu, dass es sich hierbei jedenfalls um eine wesentliche Beeinträchtigung der touristischen Entwicklungsmöglichkeiten handelt, … Für diese Teilregion der Oststeiermark ist die vorgesehene Entwicklung im Wesentlichen die einzige Regionalentwicklungsoption und ist als nachhaltige Nutzung der Ressource Landschafts- und Naturraum zu anzusehen. Anderwärtige Entwicklungsmöglichkeiten, wie industriell-gewerbliche Ansiedelungen oder Intensivtourismus sind von den räumlichen Voraussetzungen her nicht möglich. Um der Zielsetzung einer vorausschauenden Planung zu entsprechen ist daher Vorsorge zu treffen, dass diese eingeschlagene Entwicklungsmöglichkeit auch umgesetzt werden kann. …“

Aufgrund dieser Expertise darf das gegenständliche Projekt daher aus unserer Sicht nicht in der geplanten Form in Krumegg verwirklicht werden. 

Es darf unserer Region und im speziellen unserer Gemeinde die einzige zukunftsorientierte Entwicklungsmöglichkeit nicht genommen werden.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen im Gemeindegebiet von Krumegg zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

In eventu wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000  im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Zu Punkt 10. Gesamtbewertung:

Dem Vorwurf der Koordinatoren, dass „die meisten Konflikte mit Siedlungsbeständen daher auch indirekt den Gemeinden durch eine verfehlte örtliche Raumplanung in den letzten Jahrzehnten anzulasten sind“ wird auf das schärfste zurückgewiesen. Es ist eine Anmaßung der Koordinatoren eine derartige Globalbeschuldigung ohne Kenntnis der historischen Entwicklung auszusprechen, und liegt eine derartige Wertung auch nicht in deren Aufgabengebiet. Vor allem im Trassenbereich unserer Gemeinde stehen viele Häuser bereits seit vielen Jahrzehnten. Auch ist es für Gemeinden, wie die Gemeinde Krumegg, undenkbar, mit Baulandausweisungen im Bereich von bereits bestehenden Siedlungsräumen restriktiv umzugehen, da sonst eine große Anzahl von vor allem jungen Familien die Gemeinde verlassen würde, was zu starken Problemen im Gemeindeleben sowie bei den Gemeindefinanzen führen würde, außerdem bedürfen alle Akte der örtlichen Raumplanung der Genehmigung durch die Landesregierung.  

Seite 231 oben:

„Bei der Beurteilung 380 kV - Steiermarkleitung sind also gegenläufige Interessen nicht etwa in der Weise abzuwägen, dass einander volkswirtschaftliche und umweltbezogene Auswirkungen des Vorhabens gegenüberstehen. Vielmehr sind erhebliche positive und negative Umweltauswirkungen gegeneinander abzuwägen. Diesbezüglich wird im Umweltverträglichkeitsgutachten ausgeführt, dass vielfältige erheblich positive Auswirkungen regionaler und überregionaler Natur gegenüber erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die ausschließlich auf lokaler Ebene eintreten werden, überwiegen und letztere (mangels Alternativen) daher hinzunehmen sind.“

Erstens gibt es unserer Ansicht nach Alternativen, die aber anscheinend nicht genehm sind, und daher nicht ernsthaft dargestellt bzw. geprüft worden sind. Zweitens widersprechen wir der These, dass nachteilige Auswirkungen auf lokaler Ebene hinzunehmen sind, wenn positive Auswirkungen auf regionaler und überregionaler Ebene dem gegenüberstehen. 

Wir glauben nicht, dass in der österreichischen Rechtsordnung der Boden geschaffen wurde, dass der Zweck die Mittel heiligt!

Aufgrund der Beschäftigung mit den bereits zahlreich vorhandenen Unterlagen und unserer Einwände widersprechen wir der Schlussfolgerung des UVG und bekräftigen unsere Ansicht, dass das gegenständliche Projekt für uns nicht umweltverträglich ist!

Einwände zu den Teilgutachten:

Teilgutachten Nr. 2: Humanmedizin

Auf Seite 2-4 wird vom Sachverständigen mit Verweis auf die UVE behauptet, dass die Straßenmeisterei Markt Allhau zwischenzeitlich abgesiedelt wurde. Das ist unrichtig! Die Straßenmeisterei Markt Allhau wird weiter als Straßenmeisterei, und damit als Arbeitsstätte genutzt. Lediglich wurde das Wohnrecht eines Straßenarbeiters aufgegeben, und wird dieses Gebäude dem Verbund zur Nutzung übergeben.

Zu Seite 2-4 „Magnetfelder im Freien“: Was ist bei asymmetrischer Belastung? 

Gerade das Bild 9 von Wohngebäude Adler Alois & Antonia Krumegg – Seite 6-14 – fehlt im Gutachten.

Die Bildung von Oberwellen des gegenständlichen Projektes im Bereich der Winkelpunkte auf der Seite der spitzen Winkel, und die Betrachtung der daraus resultierenden Konsequenzen vor allem für die Wohnobjekte in diesen spitzen Winkeln wurde vom Sachverständigen gar nicht überprüft!! Im Gemeindegebiet von Krumegg befinden sich 3 derartige Winkelpunkte!

Es wird daher beantragt, die Behörde solle den Auftrag für den Humanmedizinischen Fachbereich derart konkretisieren, dass die Frage der Oberwellen im Lichte der Humanmedizin wissenschaftlich geklärt wird.

Zur zusammenfassenden Beurteilung:

Wenn eine Gesundheitsgefährdung der Allgemeinbevölkerung nur „ …mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann …“, so ist die in  § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 geforderte Nichtgefährdung von Leben und Gesundheit nicht gänzlich gewährleistet. Daher ist auf aufgrund des Vorsorgeprinzips auf Basis § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen im Gemeindegebiet von Krumegg zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu den Stellungnahmen zu den Einwendungen:

Eine Überprüfung der Stellungnahmen des Sachverständigen in Bezug auf die von uns eingebrachten Einwände, kann nicht erfolgen, da wir mit der Referenz Nummer nichts anfangen können, und eine Zuordnung zu unseren Stellungnahmen nicht erfolgen kann. Insoferne erachten wir das Gutachten im Sinne des § 12 Abs. 4 Ziffer 2 UVP-G 2000 für unvollständig!

Seite 5: Wie soll die „Reduktion der mittleren Aufenthaltszeiten“ in Wohnhäusern „nachträglich mit einem vertretbar geringen Aufwand“ durchgeführt werden?

Teilgutachten Nr. 4: Elektrotechnik

Unserer Ansicht nach ist es Aufgabe des Sachverständigen die Angaben in der UVE zu überprüfen, und nicht die technische Beschreibung des Projektes zu wiederholen.

Auf Seite 142 sagt der Sachverständige immer wieder „laut Auskunft der Vertreter der APG“. Gibt es diese Auskünfte schriftlich? Wenn nein, ist unserer Ansicht nach das eine nicht ausreichende Erhebung des Sachverhaltes!

Zu Isolatorbruch, Seite 142: Was bedeutet ein Isolatorbruch für die Menschen und Tiere, wenn sie sich in der Nähe der Bruchstelle aufhalten?

Der Sachverständige darf sich bei der Beurteilung eines Sachverhaltes nicht auf die UVE berufen, sondern hat diese mit seinem Sachverstand zu überprüfen. Insoferne ist das Gutachten nicht ausreichend, und daher gesetzeswidrig.

Es wird immer von der 380 kV Leitung gesprochen. Unserer Information nach, gibt es aber seit dem 1996 diese Spannung nicht mehr, sondern vielmehr sind es heute 400 kV. Wir vermuten daher, dass der elektrotechnische Amtsachverständige mit Wissensstand 1996 sein Gutachten erstellt hat, denn andernfalls hätte er auf diesen Umstand hinweisen müssen. Das stellt einen krassen Widerspruch zu § 12 Abs. 4 Ziffer 1 UVP-Gesetz 2000, der besagt, dass das Vorhaben nach dem Stand der Technik zu überprüfen ist.

Ab Seite 157 erfolgt eine „Zuordnung der Einwendungen“ zu einzelnen Themen.

Wer hat die Einwendungen zu den Themen zugeordnet? Was bedeuten die Zahlenkombinationen? Wer hat die Einwendungen den Sachverständigen zugeteilt?

Das gegenständliche Gutachten ist nicht datiert.

Teilgutachten Nr. 9, Forstwesen:

Dieses Gutachten ist unvollständig. Auf Seite 42 schreibt der Gutachter bei Punkt 2.7. Ergänzende Beurteilungen nach dem Forstgesetz: „Werden beim endgültigen Gutachten nachgereicht.“

Faktum ist, dass die Betroffenen das endgültige Gutachten zur Vorbereitung auf die mündliche Verhandlung nicht bekommen haben.

Der Gutachter kommt zu keinem Schluss, ob das gegenständliche Projekt umweltverträglich ist oder nicht.

Teilgutachten Nr. 13, Energiewirtschaft:

Quellennachweis: auffällig ist, dass keine Quellen mit kritischen Argumenten angeführt sind. 

Es wurde auf keine der  beiden Studien von Hornbachner aus 2003 und 2004 eingegangen. Da wir unsere Einwände mit diesen Studien begründet haben, seitens des Sachverständigen aber nicht darauf eingegangen wurde, ist das vorliegende Gutachten insoferne unvollständig und entspricht daher nicht dem UVP-G 2000. Auch der Bezug zur Studie der EVA-Energieverwertungsagentur fehlt vollständig.

Zu Seite 3: Da das gegenständliche Projekt 20 Jahre alt ist, kann es nicht mit jungen Technologien, wie z.B. der Windenergie  gerechtfertigt werden.

Zu Seite 14,  Punkt 1.4 Nachhaltige Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energieträgern

Die im Jahr 2003 durchgeführte Studie der e-conrtol bezieht sich „insbesondere“ auf die Windenergie. Dabei werden die vielfältigen anderen erneuerbaren Energieformen z.B. Photovoltaik, Biomasse, Kraft-Wärme-Kopplung usw. eindeutig vernachlässigt. Damit wurde die nachhaltige Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energieträgern gutachterlich nicht umfassend behandelt, speziell für die in der Südoststeiermark prädestinierten Energieträger Sonne und Biomasse. 

Zu Seite 22:
Muss überhaupt ein innerösterreichischer Ausgleich zwischen Ertragsüberschuss im Norden und Verbrauch im Süden erfolgen? Die Verbund Tochter ATP plant ein Kraftwerk in Mellach oder Slowenien. Warum kann die Stromanbindung des Wirtschaftsraumes Graz nicht auch aus dem Süden kommen?

Zur „Anfälligkeit des österreichischen Übertragungsnetzes für Auswirkungen von Störungen in ausländischen Regelzonen“: Für die Leitungsprobleme und organisatorischen Probleme der ausländischen Netzbetreiber in unseren Nachbarländern, können wir in Österreich keine infrastrukturelle Vorsorge auf Kosten der südoststeirischen Bevölkerung treffen. Außerdem muss davon ausgegangen werden, dass ausländische Netze in unseren Nachbarländern nicht zuletzt wegen ihrer EU-Mitgliedschaft österreichischen Standards entsprechen.

Zur Notwendigkeit der Leitung für den Wirtschaftraum Graz: Wenn die Leitung tatsächlich nur für den Strombedarf in der Steiermark notwendig ist, dann darf sich der Stromexport in den Süden nicht wesentlich erhöhen. Daher wird beantragt, die Behörde solle im Falle eines positiven UVP Bescheides, die Kontrollbehörde beauftragen, diesen Umstand, das die Leitung für den steirischen Strombedarf gebaut wurde, nach einer eventuellen Realisierung der Hochspannungsleitung (unabhängig davon ob Freileitung oder Erdkabel) zu kontrollieren, und der BI Krumegg darüber Bericht zu erstatten. 

Zur Seite 36, Kosten des Erdkabels: Es finden sich keine Angaben über Berechnungsparameter. Daher sind diese nicht nachvollziehbar.

Wir fordern daher die detaillierte Offenlegung der durchgeführten Kostenschätzung bzw. der durchgeführten Kostenvergleich zwischen der Freileitung, dem Erdkabel und der GIL.

Zu Punkt 1.2 Versorgungssicherheit auf Seite 12:

Der Sachverständige bestätigt die Aussage der Projektwerber, über die Gefährdung der Netzsicherheit in Österreich.

Im Folder „Versorgungssicherheit“ der e-control findet sich aber auf Seite 10 der Satz „Deshalb kann in Österreich von einer sehr hohen Selbstversorgung gesprochen werden.“ Weiters wird im Widerspruch zum gegenständlichen Gutachten auf Seite 11 gesagt: „Bezüglich dieser so genannten Versorgungszuverlässigkeit der österreichischen Netze schneidet Österreich im internationalen Vergleich sehr gut ab.“

Auf Seite 14 dieses Folders, wird die Frage nach einer 100 %-igen Versorgungssicherheit verneint.

„Eine 100%-ige Versorgungssicherheit kann es nicht geben, …“ „Eines der Ergebnisse der Bewertung der Verfügbarkeit der Stromversorgung (Teilgebiet der Versorgungssicherheit) ist, dass diese in Österreich im Jahre 2002 bei 99,99% lag.“

Wir sind daher der Ansicht, dass hier zwischen dem Gutachten und den Aussendungen der   e-control Widersprüche bestehen, und fordern den Gutachter auf, diese Widersprüche zu aufzuklären.

Zu Punkt 1.3 Steigerung des Verbrauches elektrischer Energie:

Die angeführten Verbrauchssteigerungen sollten unserer Ansicht nicht durch einen weiteren Ausbau der Nord-Süd Leitungsverbindung abgefangen werden, sondern durch Errichtung dezentraler Energieversorgungseinrichtungen auf Basis erneuerbarer Energieträger.

Teilgutachten Nr. 14, Veterinärmedizin:

Zu Seite 9, Auswirkungen elektromagnetischer Felder auf Pferde und Strauße:

Der Gutachter gibt an, dass sich trotz intensiver Literaturrecherche keine Untersuchungen fanden, und empfiehlt die Beiziehung eines Reitsachverständigen. 

Dazu legt die BI Krumegg ein Gutachten der Sachverständigen DI Dr. Gerhard Windischbauer und Univ.Prof.Tzt. Dr.med.vet. Hermann Bubna-Littiz, der Veterinärmedizinischen Universität Wien aus dem Jahre 2001 bei. Dieses Gutachten bestätigt eine negative Beeinflussung der Pferde durch eine Hochspannungsleitung. 

Die BI Krumegg fordert daher die Behörde auf, dieses Gutachten, welches im Zuge der Errichtung der Burgenlandleitung der Verbund APG erstellt werden musste, im Zusammenhang mit der Einwendung des Herrn Eduard Leopold (er ist Unterstützer der BI Krumegg), Kocheregg 18 vor der Entscheidungsfindung zu würdigen. 

Teilgutachten Nr. 15, Wildbiologie und Jagd:

Zu Seite 2: Der Gutachter bestätigt „An den Leitungsseilen besteht ein hoch einzustufendes Vogelschlagsrisiko“, weiters „für die im Untersuchungsgebiet vorkommenden jagdbaren Vögel wird das Vogelschlagsrisiko durch Sichtbarmachung der Leitung in den gefährdeten Bereichen wesentlich gemildert“ Als Ergebnis seines Gutachtens wird für den gegenständlichen Fachbereich das eingereichte Projekt mit der Auflage der Sichtbarmachung der Leitung in den gefährdeten Bereichen als umweltverträglich eingestuft. Es werden erstens allerdings keine Angaben darüber gemacht, wie und wo die Leiterseile sichtbar gemacht werden sollen. Zweitens müsste eine derartige Sichtbarmachung der Leiterseile, so wie die Sichtbarmachung aus dem Teilgutachten Luftfahrt, von den anderen Fachgutachtern in die Bewertungen aufgenommen werden. Das ist nicht erfolgt. In diesem Zusammenhang sind daher die entsprechenden Gutachten, sowie das gegenständliche Gutachten unvollständig.

In Deutschland sterben jährlich mehrere tausend Vögel durch Stromschlag und Leitungsanflug. Für einige Vogelgruppen werden Verlustzahlen aufgeführt, in Rast- und Durchzugsgebieten verunglückten bis zu 700 Vögel pro Jahr und Leitungskilometer“

Unserer Ansicht nach ist damit eine sehr hohe Unverträglichkeit des gegenständlichen Projektes im Zusammenhang mit dem Fachbereich Wildbiologie und Jagd gegeben.

Warum wird nicht auf die für das Forstwesen interessantere Variante der Erdverkabelung eingegangen?

Die Beurteilung eines 44,9 km langen Trassenteiles, welcher durch Waldbestand geführt wird, in nur 4 Seiten erscheint uns äußerst fragwürdig.

Bei der Beantwortung der Einwände auf Seite 2 fällt auf, dass eine als nicht lesbar gekennzeichnete Einwendung inhaltlich beantwortet wurde.

Teilgutachten Nr. 17, Biotope und Ökosysteme

Das Gutachten ist mit 29.06.2004 datiert. Unsere Einwendung wurde erst am 28.06.2004 der Behörde übermittelt. Auf unsere detaillierte Einwendung wurde nicht eingegangen (siehe Seite 10 ff unserer Einwendung vom 27.06.2004), was einen Widerspruch zu § 12 Abs. 4 Ziffer 2 UVP-G 2000 darstellt. Insoferne entspricht dieses Gutachten nicht dem UVP-G.

Siehe auch Einwand zu „Punkt 4.4.2. Steiermark“ unter Einwände UVG. 

Es wird beantragt, die Behörde solle ehestens eine fachliche Auseinandersetzung mit unserer Einwendung zum Thema Ornitologie durchführen, und der BI Krumegg hernach das entsprechende Gutachten zur Einsicht und Stellungnahme zu übermitteln.

Teilgutachten Nr. 19, Wasserbau Steiermark

Auf Seite 11 wir dausgeführt, das die Einwände von DI Pistecky zusammengefasst und nach Fachbereichen aufgegliedert wurden. Da in den meisten Gutachten generell die Dokumenten-Namen und Referenz-Nummern angegeben sind, ist eine Zuordnung zu den Namen der Einwender nicht möglich. Daher ist es nahezu unmöglich zu überprüfen, ob und wie der Einwand bearbeitet wurde.

Von wem wurden die Einwände, da es sich um PDF-Files handelt, gescannt?

Wann standen die Einwände den Sachverständigen zur Verfügung?

Was passierte mit Einwänden die falsch zugeordnet waren? Z.B. Seite 15 unten, wo der Sachverständige ausführt, dass eine Vielzahl von Einwänden falsch zugeordnet wurde.

Teilgutachten Nr. 21, Hydrologie:

Teile des Gutachtens Hydrologie wurden von Mag. Peter Rauch wörtlich 1:1 aus der UVE abgeschrieben. Aufgabe des Sachverständigen ist es, sich sein eigenes Bild über den Sachverhalt zu machen und mit seinem Sachverstand zu bewerten.

Gegenüberstellung der identen Textstellen der UVE und des Teilgutachtens 21:

	Teilgutachten 21
	UVE, Fachbereich Techn. Alternative Erdkabel

	Seite 5 letzter Absatz bis Seite 6 1.Absatz
	Seite 48 Pkt. 4.4.1. 1.Absatz

	Gesamte Seite 6 bis auf einen Satz, bis Seite 7 mitte
	Seite 48, Pkt. 4.4.2. &

Seite 51 Pkt. 4.4.3. bis Seite 52

Pkt. 4.4.4. Seite 52 bis Seite 53

Hierbei handelt es sich um die Gesamtbewertung!!

	S. 5 5. Absatz Umweltaspekte
	3.8.1 Umweltaspekte - Bauphase

	
	S. 19 3. und 4. Absatz

	
	S. 20 3. Absatz

	S. 5, vorletzter  Absatz
	4.1.2.4

	
	S. 31, 3 Zeilen

	S. 7 Auswirkungen der Alternative hinsichtlich Boden
	4.7.2. Beschreibung des Ist-Zustandes.

	1. Absatz
	S. 72, halber Absatz

	2. Absatz
	4.7.3.1 Bauphase

	
	S. 72, 5 Zeilen (mit Daten über die Flächinanspruchnahmen)

	
	S. 73, ab der 8. Zeile bis 10. Zeile

	
	S. 73, ab der 16. Zeile bis Ende des Absatzes

	3. Absatz, 4. Absatz
	4.7.3.2 Betriebsphase

	
	S. 73 1. Und 2. Absatz

	S. 8 1. Absatz
	S. 74 1. Absatz bis zur 5. Zeile

	S. 8 2. Absatz
	4.7.3.3

	
	S. 74 letzter Absatz

	S. 8 3. Absatz
	4.7.4 Gesamtbewertung

	
	S. 74 von Zeile 9 bis 16 

	
	

	
	Zusammenfassung der UVE

	S. 9 Steiermarkleitung, Boden und Landwirtschaft
	4.9.1 Beschreibung des Ist-Zustandes

	S. 9 Auswirkungen in der Bauphase
	4.9.2 Auswirkungen in der Bauphase

	
	S. 64 unten - 65 bis Ende 3. Absatz

	
	4.9.3 Auswirkungen in der Betriebsphase

	
	S. 65 unten bis S.66 1. Absatz ohne letze 4 Worte

	weitere Übereinstimmungen wurden nicht mehr konkret aufgelistet
	

	S. 10
	4.9.6.

	Gesamtbewertung Boden und Landwirtschaft
	Gesamtbewertung Boden und Landwirtschaft

	"Zusammenfassend betrachtet ist das Vorhaben Steiermarkleitung gemäß den der 
	"Zusammenfassend betrachtet ist das Vorhaben "Steiermarkleitung" gemäß den der

	gegenständlichen UVE zugrundeliegenden technischen Angaben aus der Sicht des
	gegenständlichen UVE zugrundeliegenden technischen Angaben aus der Sicht des

	Fachbeitrages "Boden und Landwirtschaft" als umweltverträglich zu bezeichnen.
	Fachbeitrages "Boden und Landwirtschaft" als umweltverträglich zu bezeichnen.

	
	

	
	Fachbereich  Geologie, Hydrogeologie und Wasser

	S. 14 Hanginstabilitäten
	2.5.3 Hanginstabilitäten

	Text und Tabelle
	Text und Tabelle

	weitere Übereinstimmungen wurden nicht mehr konkret aufgelistet
	

	S. 31
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Im Gutachten vom 15.09.2004 ist die Rede davon, dass der Projektant des gegenständlichen Projektes in Bezug auf die Fachbereiche „Geologie, Hydrologie und Wasser“ die Stellungnahme zu den nachstehenden Einwendungen übermittelt habe. 

Aus diesem Satz lesen wir, dass der Projektwerber selber unsere Einwendungen direkt oder indirekt beantwortet hat. Das ist eine Ungeheuerlichkeit, und absolut gesetzeswidrig. 

Es ist damit die Glaubwürdigkeit des Sachverständigen für uns nicht mehr gegeben!
Im Rahmen der UVP darf daher dieses Gutachten für die Entscheidungsfindung daher nicht herangezogen werden. 

Damit fehlt das unabhängige hydrologische Gutachten. 

Es wird daher der Antrag gestellt, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung ein weiteres hydrologisches Gutachten beauftragen.

Teilgutachten Nr. 22, Landschaftsschutz Burgenland

Wie kommt der Sachverständige für Landschaftsschutz zur Aussage, dass das gegenständliche Projekt zur Sicherheit der bundesweiten Stromversorgung beiträgt? Das ist nicht sein Aufgabengebiet.

Der Sachverständige wiegt im Punkt „Zusammenfassung der Auswirkungen“ die Auswirkungen auf den Landschaftsschutz mit den Auswirkungen aus anderen Fachbereichen auf und bewertet in diesem Zusammenhang das gegenständliche Projekt. Eine Abwägung der Ergebnisse der Teilgutachten oder die Abwägung des gegenständlichen Fachbereiches mit einem Anderen durch die Sachverständigen und Gutachter ist nicht Aufgabe des SV und daher unzulässig! Auch die Abwägung der Umwelteinflüsse und der  wirtschaftlichen Interessen durch die SV und Gutachter ist unzulässig. Das ist die Aufgabe der Behörde!  Die Sachverständigen müssen sich auf der Faktenebene bewegen, und nicht auf der Ebene der Interessensabwägung.

Teilgutachten Nr. 23, Landschaftsschutz Steiermark

Zu Seite 17, Kleinempersdorf (Kesselgraben und Krumegg) bis Mittergoggitsch:

Da es sich in diesem Gebiet um kleinräumige, überschaubare Landschaftsstrukturen handelt, würde diese Monsterleitung als Fremdkörper besonders hervorstechen. Die Beeinträchtigung durch die Leitung wäre erheblich. Die Leitung würde hier hochwertige und wenig beeinträchtigte Landschaften, Naturräume und naturnahe Räume unwiederbringlich zerstören. In diesem Bereich konstatiert der Gutachter eine Beeinträchtigung der Landschaft und eine Verunstaltung des Landschaftsbildes. In der Zusammenschau der Gutachten Landschaftsschutz, überörtliche und örtliche Raumplanung ist aus unserer Sicht das gegenständliche Projekt im Gemeindegebiet von Krumegg absolut umweltunverträglich.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da wie aus den Einwänden zur UVE und zum UVG hervorgeht, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

In eventu wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000 im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Siehe dazu Stellungnahme von Prof. Dr. Hans Hermann Wöbse vom Oktober 2004
 und siehe auch Gutachten von Prof. Wöbse vom Juni 2004, eingebracht mit der Einwendung der BI Krumegg vom 27.06.2004 

Teilgutachten Nr. 26, Überörtliche Raumplanung Steiermark

Im gegenständlichen Gutachten wird die Wirkungsintensität für den Bereich Regionalentwicklung, Freizeit, Erholung und Tourismus für Krumegg mit sehr hoch eingestuft. Die Eingriffserheblichkeit ebenfalls mit sehr hoch. Damit ist ein unmittelbarer Widerspruch des gegenständlichen Projektes mit dem Regionalentwicklungskonzept gutachterlich bestätigt. 

„Aus der Sensibilität dieser Landschaftsräume und den Zielsetzungen der Regionalentwicklung muss hier von einer erheblichen Beeinträchtigung durch das geplante Vorhaben gesprochen werden.“ Wie im Teilgutachten 27 abgehandelt, gibt es keine Maßnahmen im Sinne des § 17 Abs. 4 UVP-G 2000, die die erheblichen Belastungen der Umwelt verringern können, um zu einem hohen Schutzniveau für das Schutzgut zu gelangen.

Zu Seite 10: Das Entwicklungsleitbild Hügelland östlich von Graz und LAG östlich von Graz wurde entwickelt, um diese Region als stadtnaher Erholungs- und Lebensraum zu profilieren. Das gegenständliche Projekt steht in krassem Widerspruch zu den Zielen der betroffenen Gemeinde. Die Gemeinde Krumegg ist bereits als Naherholungsgebiet etabliert. Nächtigungszahlen sagen nicht viel aus. Denn auf dem Schöckl übernachtet auch kaum jemand, und trotzdem ist er als Naherholungs- und Tourismusgebiet anerkannt. 

Das Hügelland östlich von Graz gilt als Genuss-Region mit zahlreichen Biobauern und Selbstvermarktern. Es ist bekannt für seine Erlebnisfeste. Diese Region ist bei Radfahrern, Joggern und Schwammerlsuchern genauso beliebt, wie bei Spaziergängern, die gerne in unseren Gaststätten einkehren und sehr häufig aus Graz und der Umgebung von Graz kommen.

Diese Region lebt nicht nur mit der Natur (Landschaft) sondern auch von ihr. Früher war es hauptsächlich die Landwirtschaft, da man aber in dieser „Kleinlandschaft“ nicht oder nur sehr schlecht davon leben kann, haben sich die Bewohner der Region von den regionalen Entwicklungsprogrammen sehr viel erhofft und auch schon profitiert. Wir haben sonst keine Ressourcen, was in den Gutachten ja auch bestätigt wurde.

Es wird daher beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Teilgutachten Nr. 27, örtliche Raumplanung Steiermark

Auf Seite 4 spricht der Sachverständige vom Lückenschluss des Österreichischen Hochspannungsnetzes. Hier übernimmt der Gutachter unreflektiert eine Aussage der Projektwerber. Dieser Aussage ist auf das entschiedenste zu widersprechen. Es fehlen neben den 90 km Steiermarkleitung auch noch ca. 400 km in Kärnten und Salzburg. 

Auf welcher Basis kann der Sachverständige für Raumplanung und Raumordnung die Nachvollziehbarkeit der Nullvariante und Technologievarianten beurteilen, und als …“nachvollziehbar dargelegt“ bewerten? (Seite 5, 2. Absatz)

Mit 6 Zeilen werden die Auswirkungen der Alternativen auf die Raumordnung als „nachvollziehbar“ festgestellt, das ist stark vereinfachend, erscheint nicht kompetent und ist in für uns Laien in keiner Weise überprüfbar. 

Zu Seite 4: Den Sachverständigen ist ausreichend Zeit zu gewähren, um ihre Gutachten zu erstellen. Wenn nun der Sachverständige für im 2.Absatz seines Gutachtens schreibt, dass „… damit ein später Einstieg in ein bereits laufendes Verfahren erfolgte, und für die gezielte Bearbeitung des umfangreichen Materials nur eine vergleichsweise kurze Zeit spanne zur Verfügung stand“, so sind wir der Ansicht das die Rechtsgrundsätze zur Sachverhaltsermittlung (siehe weiter oben) mit großer Wahrscheinlichkeit nicht eingehalten werden konnten. 

Zu Seite 8: „Demontage bestehender 110 kV-Freileitung ist Bestandteil des Vorhabens, zugleich eine wesentliche Ausgleichsmaßnahme“ Die Demontage kann räumlich nur dort als Ausgleichsmaßnahme bewertet werden, wo sie stattfindet. Für den Bau der Freileitung in Krumegg kann die Demontage im Raum Gleisdorf nicht als Ausgleichsmaßnahme argumentiert und bewertet werden!

Dieses Argument geht daher unzulässigerweise als Ausgleichsmaßnahme in die Gesamtbeurteilung mit ein (siehe Zusammenfassung).

Für Krumegg konstatiert der Sachverständige eine hohe Sensibilität.

Die Wirkungsintensität wurde vom Sachverständigen gegenüber der UVE von mittel auf punktuell hoch hinausgestuft.

Die Eingriffserheblichkeit wurde vom Sachverständigen mit hoch bis sehr hoch bewertet.

Die „Gesamtbelastung ist auch bei Reduktion der punktuell sehr hohen Eingriffserheblichkeit durch Mast 83 hoch“.

Die Visualisierung mit Wetterballons hat ergeben, dass die vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen lt. UVG keine Besserung bringen und „werden daher nicht weiterverfolgt“.

Das heißt, dass in Krumegg die Gesamtbelastung hoch, punktuell sehr hoch ist und daher in diesem Gebiet die Leitung nicht umweltverträglich ist!!

Trotz dieser hohen Gesamtbelastung wurden aber keine konkreten Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen.

Zum Thema Visualisierung mittels Wetterballons: Das Steigenlassen von Wetterballonen ist eine gänzlich unbrauchbare Methode die Auswirkungen eines derartigen Projektes darzustellen. Die Breite der Leitungstrasse und die Wirkung der Linieninfrastruktur in ihrer Länge kann damit keinesfalls visualisiert werden. Auch die Nachvollziehbarkeit für die Beteiligten ist damit nicht gewährleistet. Die Gutachter haben daher in diesem Fall nicht nach dem Stand der Technik gearbeitet

Warum werden vom Gutachter die Zielkonflikte mit dem örtlichen Entwicklungskonzept erkannt und bestätigt, fließen aber nicht in die Beurteilung ein?

Zu Seite 6: Die methodische Defizite in der UVE werden erkannt und bestätigt, das Gutachten selbst basiert aber trotzdem wieder auf denselben Methoden. Auch dieser Widerspruch ist im Gesamtgutachten nicht mehr wiedergegeben. 

Zu Punkt 4. 2. 11 Teilraum Krumegg (Bezirk Graz-Umgebung)

Was bedeutet: „Der in der UVE dargestellte Planungsstand (Entwicklungskonzept und Flächenwidmungsplan) ist nicht gänzlich nachvollziehbar“?

Zur Wirkungsintensität:
Frage: „Wie wollen Sie einen Mast im Wald „verstecken“, wenn der Mast 60 m hoch ist (Mast 76), daher weit über die Baumkronen hinausragt und der Wald an manchen Stellen nur ca. 120 – 150 m breit ist?.“ Im Falle des Baus des gegenständlichen Projektes mit bis zu 70 m hohen Masten und einer Schlägerung, der an manchen Stellen fast der ganze Wald zum Opfer fiele, bliebe im besten Fall eine Allee stehen. Da wird von den Gutachtern vorgeschlagen ein „bisschen“ zu begrünen. Außerdem, wie soll der Wald die Erlebbarkeit der Leitung relativieren, wenn er nicht mehr da ist? 

Zu Punkt 5, Zusammenfassung:

Obwohl der Gutachter für die zwei Gemeinden Empersdorf und Krumegg die Auswirkung auf Siedlungsraum und Ortsbild mit einer hohen Gesamtbelastung mit punktuell sehr hohen Belastungsspitzen bewertet, für fünf weitere Gemeinden ein hohe Gesamtbelastung feststellt kommt er zu keiner Aussage, ob das gegenständliche Projekt auf das bezogene Schutzgut umweltverträglich ist oder nicht. Das stellt einen schweren Mangel des Gutachtens dar!

Im Sinne des hohen Schutzniveaus gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000 sind für Krumegg trotzdem keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen, die geeignet sind die überaus erheblichen Belastungen der Umwelt zu verringern.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Es werden daher - basierend auf den bisherigen Ausführungen - die nachstehenden 

ANTRÄGE

gestellt:

1.) Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da wie aus den Einwänden zur UVE und zum UVG hervorgeht, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

2.) Wir stellen daher den Antrag, die UVP-Behörde solle zur Bewertung der Steiermarkleitung als auch der Alternativen, eine volkswirtschaftliche Studie in Auftrag geben, die unter Einbeziehung der gesamten Grundentwertung (inklusive jener Grundstücke, die außerhalb der Entschädigungszone liegen und durch das gegenständliche Projekt eine Entwertung erfahren) in den Standortgemeinden (bzw. bei Sichtkontakt auch der Nachbargemeinden) die verschiedenen Alternativen (Investitionen, Betrieb, etc.) vollständig beurteilt.

3.) Es wird beantragt, die Behörde solle ehestens eine fachliche Auseinandersetzung mit unserer Einwendung zum Thema Ethik durchführen, zumal Ethik eine anerkannte Wissenschaft ist, und der BI Krumegg hernach das entsprechende Gutachten zur Einsicht und Stellungnahme zu übermitteln.

4.) Weiters wird beantragt, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung zur Abschätzung der optischen Auswirkungen, vor allem in den sensiblen Bereichen, die Visualisierung der Leitungstrasse gemäß den Plänen der Projektwerber mittels professioneller Fotomontagen und Computersimulationen beauftragen.

5.) Es wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000 im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

6.) Es wird beantragt, die Behörde solle den Auftrag für den Humanmedizinischen Fachbereich derart konkretisieren, dass die Frage der Oberwellen im Lichte der Humanmedizin wissenschaftlich geklärt wird.

7.) Es wird beantragt, die Behörde solle im Falle eines positiven UVP Bescheides, die Kontrollbehörde beauftragen, diesen Umstand, dass die Leitung für den steirischen Strombedarf gebaut wurde, nach einer eventuellen Realisierung einer 380 kV-Leitung (unabhängig davon ob Freileitung oder Erdkabel) zu kontrollieren, und der BI Krumegg darüber Bericht zu erstatten. 

8.) Es wird der Antrag gestellt, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung ein weiteres hydrologisches Gutachten beauftragen.

9.) Es wird beantragt, die Behörde solle ehestens eine fachliche Auseinandersetzung mit unserer Einwendung zum Thema Ornitologie durchführen, und der BI Krumegg hernach das entsprechende Gutachten zur Einsicht und Stellungnahme zu übermitteln.

Wir behalten uns weitere Stellungnahmen und Einwände zu Sachverhalten, die im Zuge der mündlichen Verhandlung auftauchen, ausdrücklich vor.

Mit freundlichen Grüßen 

für die Bürgerinitiative Krumegg gegen die 380 kV- Steiermarkleitung  im UVP-Verfahren

Ing. Heinz-Christian Brünner 

Elisabeth Polterauer

Mag. Johannes Weiss

Diese Stellungnahme besteht aus 1 Seiten und 8 Beilagen.

9. Einwendung von Herrn DI.Richard Hubmann:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (1 Seite) wird mündlich vorgetragen.

(Richard Hubmann)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

10. Ergänzende Einwendungen des Umweltanwaltes:

Zur Parteistellung des Umweltanwaltes:

Der Umweltanwalt als Legalpartei kann entsprechend der Lehre und einem Erlass des BKA niemals seine Parteistellung verlieren; auch dann nicht, wenn er sich nicht zu allen Punkten deklariert hat. 

Als Legalpartei hat er öffentliche Interessen wahrzunehmen und ist daher ein Verschweigen hinsichtlich der nicht eingewandten Punkte nicht möglich. 

10. Einwendung von Umweltanwalt Hofrat Dr.Alois OSWALD und MitarbeiterInnen:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (  ..... Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Dr.Alois OSWALD)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Dr.Stangl)

10.) Einwendungen des Umweltanwaltes zum Zeitplan „Allgemeine Erörterung“:

Hinweis darauf, dass gleich zu Verhandlungsbeginn um die Worterteilung ersucht wurde. Zweck war die zeitgerechte Stellung des Vertagungsantrages.

1. Es wird festgehalten und bemängelt, dass die gegenständliche Verhandlung vor Ablauf der Stellungnahmefrist zum UV-Gutachten, das ist der 22. Oktober 2004, stattfindet. Das Abwarten der Frist ist Voraussetzung für die gegenständliche Verhandlung.

Ich beantrage, die gegenständliche mündliche Verhandlung zeitlich so zu vertagen, dass die Stellungnahmefrist zur Gänze gewährt wird.

Nach § 37 AVG ist Zweck des Ermittlungsverfahrens den für die Erledigung einer Verwaltungssache maßgebenden Sachverhalt festzustellen und den Parteien Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben.

Weiters ist gem. § 41 Abs. 2 AVG die Verhandlung so anzuberaumen, dass die Teilnehmer rechtzeitig und vorbereitet erscheinen können.

Wenn das UVP-G zur zeitlichen Abfolge der einzelnen behördlichen Ermittlungsschritte keine Regelung trifft, so ist das AVG subsidiär heranzuziehen.

Oben herangezogene Gesetzesstellen ist jedenfalls zu entnehmen, dass im gegenständlichen Fall die am Verfahren teilnehmenden Parteien das Recht haben, sich bis zum Ablauf der Stellungsfrist zum UV-GA zu äußern und erst danach sich in die mündliche Verhandlung zu begeben.

§ 14 UVP-G „alt“ sah die öffentliche Erörterung des UV-GA vor. Sie hatte den Sinn das Gesamtgutachten auf Gesamtwürdigung, Ausreichendheit und Aussagekraft zu diskutieren.

Die Reihenfolge der gesetzlichen Regelung im UVP-G „alt“ lässt erkennen, dass jedenfalls das UV-GA einschließlich seiner „Endredaktion“ vor Abhaltung der mündlichen Verhandlung stattfinden soll (s. auch Raschauer „Kommentar zum UVP-G“, S. 81f).

Das Ergebnis der öffentlichen Erörterung bildete eine der Grundlagen für die Entscheidungsbildung. Daran hat sich auch durch das UVP-G 2000 nichts geändert, da § 17 Abs. 4 nach wie vor das Ergebnis der allfälligen öffentlichen Erörterung im Klammerausdruck enthält.

Das UV-GA erfüllt 2 Funktionen:

· Einerseits bildet es das Ergebnis der UVP im engeren Sinn,

· andererseits stellt es ein Beweismittel des Verfahrens bzw. der UVP im weiteren Sinne dar

(Bergtaler-Weber-Wimmer in „Die UVP“, S. 279). Als Beweismittel der UVP im weiteren Sinne, wie oben dargestellt, ist es verfahrenstechn. sinnwidrig, zunächst die mündliche Verhandlung als Teil des eigentlichen Genehmigungs- u. der UVP im engeren Sinn folgenden Verfahren voranzustellen.

§ 15 UVP-G „alt“ sah die Möglichkeit des Konsenswerbers (KW) vor, bis zur Kundmachung der mündlichen Verhandlung den Antrag entsprechend der Ergebnisse der UVP im engeren Sinn abzuändern.

Diese Regelung ist durch das UVP-G 2000 nicht deshalb weggefallen, weil der Gesetzgeber die Reihenfolge des Verfahrensablaufs geändert haben wollte, sondern weil die AVG-Nov. 1997 ohnehin die Möglichkeit der jeder zeitigen Projektänderung einräumt. Aber die Existenz des § 15 UVP-G in der alten Fassung beweist, welche Abfolge des Verfahrens der Gesetzgeber haben wollte, nämlich

· zuerst die UVP im engeren Sinn vorzunehmen (das ist die Erstellung des UVP-Gutachtens einschließlich einer allfälligen Erörterung und der dazu abgegebenen Stellungnahmen sowie der nachfolgenden, durch den KW möglichen Änderung des Projektes),

· dann die Abhaltung der mündlichen Verhandlung.

Für den gegenständlichen Fall kann aber auch Art. 6 MRK angezogen werden.

Nach der Judikatur des EMRK-GH und des VwGH muss sich der Betroffene – im gegenständlichen Fall die Partei – effektiv vertreten können und ist der Grundsatz der Waffengleichheit auf jeden Fall zu wahren.

Wenn aber eine Partei die Frist für die Abgabe der Stellungnahme nicht voll ausnutzen kann, kann sie auch nicht entsprechend vorbereitet in die mündliche Verhandlung gehen und liegt damit keine Waffengleichheit vor.

Aus den o. a. Gründen

beantragt

der Umweltanwalt die mündliche Verhandlung zeitlich so zu vertagen, dass sie erst nach Ablauf der Frist für die Abgabe allfälliger Stellungnahmen zum UV-GA stattfindet und die Behörde die Möglichkeit gehabt hat, diese Stellungnahmen entsprechend zu berücksichtigen.

2. Für den Fall, dass mein Vertagungsantrag abgewiesen werden sollte, weise ich auf weitere Mängel hin, die allesamt das Ergebnis einer fachliche Prüfung und gutächtlich dokumentiert sind. Diese Gutachten wurden am heutigen Tag dem Verhandlungsleiter übergeben.

Folgende Mängel sind gegeben:

· Unvollständigkeit der Projektunterlagen, einschließlich der UVE

· Unvollständigkeit der Teilgutachten

· Anwesenheit eines Ornithologen ohne Bekanntgabe eines allfälligen Gutachtens

· Unvollständigkeit des Umweltverträglichkeitsgutachtens, da es auf die Projektunterlagen, UVE und Teilgutachten beruht, so folglich kommt dem UV-Gutachten keine Beweiskraft zu. Offen ist, für welche Teilgutachten die Verfasser des Gesamtgutachtens ein Fachwissen besitzen. 

· Entgegen der behördlichen Auffassung und der der Verfasser des Umweltverträglichkeitsgutachten sind aus der Sicht des Umweltanwaltes zumindest drei der von der Behörde übermittelten Teilgutachten inhaltlich negativ, nämlich Landschaftsbild, überörtliche und örtliche Raumplanung.

ad Unvollständige Projektunterlagen:

Zufahrtswege:

Die Projektunterlagen enthalten keine Angaben zur Bauweise, Ausgestaltung und allenfalls erforderliche Auflagen über die Zufahrtswege zu den Mastenstandorten. Es fehlt aber nicht nur der Wegeplan, sondern auch die Angaben zu welchem Standort Materialien zugeführt worden und wie die geplante Durchführung der Trassenlegung und Instandhaltung erfolgt.

Der naturkundl. ASV, Herr DI Fasching, der den Bereich Pflanzen, Tiere, Biotope und Ökosysteme im Zuge der Erstellung des UV-GA abzudecken hatte, nahm die Errichtung der Masten mittels Hubschrauber an. Wie diese aber tatsächlich errichtet werden, ging weder aus den Projektunterlagen oder der UVE hervor, noch wurden diesbezüglich Verbesserungen seitens des KW vorgenommen. Es kann daher keine fachlich fundierte Aussage über die Umweltauswirkungen der Mastenerrichtung getroffen werden, da die Informationen diesbezüglich gänzlich fehlen.

Ökologische Begleitplanung:

In den Fachbereichen

· Landschaft

· Tiere, Pflanzen, Lebensräume

· Forst

· Tourismus und Freizeit

fehlt die zwingend erforderliche Begleitplanung. Eine solche ist Grundlage für eine allfällige ökologische Bauaufsicht. Letztere wurde vom naturkundlichen ASV, DI Fasching, sehr wohl als Auflage vorgeschrieben.

Ohne Vorliegen einer ökologischen Begleitplanung kann aber die ökologische Bauaufsicht nicht beobachten, ob die Bauphase ordnungsgemäß abläuft, da das Wissen über vorhandene sensible Bereiche gänzlich fehlt. Was soll daher eine ökologische Bauaufsicht beobachten bzw. welche Mängel soll sie feststellen, wenn ihr das Grundlagenwissen über zu schützende Bereiche oder eine entsprechende Vorgangsweise in der Bauausführung gänzlich fehlt.

Eine ökologische Begleitplanung würde ferner auch Angaben über allenfalls erforderliche Ausgleichs- und/oder Ersatzmaßnahmen enthalten. Die im Rahmen der UVE getätigten Aussagen zu Sichtschutzpflanzungen können maximal als eine periphere Erwägung gewertet werden.

Ausgleichs-/Kompensationsrechnung:

Weder der UVE noch dem UV-GA ist zu entnehmen, dass eine Ausgleichs-/Kompensationsrechnung gemacht wurde.

Eine solche ist im Rahmen einer UVP zwingend erforderlich, um sagen zu können, in welchem Ausmaß Nachteile für die Umwelt durch das eingereichte Vorhaben zu erwarten sind und wie diese kompensiert/ausgeglichen werden können. Das Fehlen einer derartigen Ausgleichs-/Kompensationsrechnung ist daher als mangelhafte Feststellung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes zu werten und würde ohne Einholung derselben eine Verletzung des Grundsatzes der materiellen Wahrheitsforschung, wozu die Behörde gem. § 37 AVG verpflichtet ist, darstellen.

Eine Ausgleichs-/Kompensationsrechnung wäre jedenfalls für den Fachbereich Pflanzen, Tiere, Lebensräume zwingend nachzuholen.

Vorbelastung:

Es fehlen Untersuchungen über die maximale Belastbarkeit von schon vorbelasteten Räumen dahingehend, ob eine zusätzliche Infrastruktur seitens der lokalen Bevölkerung überhaupt noch tragbar ist.

Visualisierung:

Es fehlt weiters eine Visualisierung der Auswirkungen des Projektvorhabens mittels Fotomontagen. Dies ist eine international übliche Vorgangsweise bei mit einer 380kv Freileitung vergleichbaren Eingriffen.

Potenzialanalyse:

Ferner fehlt deine touristische Potenzialanalyse. Diese wäre dringend notwendig, um die Auswirkungen des Projektvorhabens auf den Wirtschaftssektor Freizeit- und Tourismus für das Projektgebiet einschätzen zu können. Auch wurde eine touristische Potenzialanalyse im Rahmen der UVP nicht nachgefordert. Der lapidaren Anmerkung der Gutachter, dass eine derartige Potenzialanalyse nicht möglich sei, ist aus wissenschaftlicher Sicht zu widersprechen.

Gelbbauchunkenbiotop:

Der Fund des Gelbbauchunkenbiotops deutet darauf hin, dass die Aufnahmen im Rahmen der UVE scheinbar nicht vollständig waren und detailliertere Nachaufnahmen erfolgen sollten.

Aus den o. dargelegten Gründen

beantragt

der Umweltanwalt den KW aufzufordern,

a) Planunterlagen und Angaben hinsichtlich Bauweise und Ausgestaltung zu den Zufahrtswegen,

b) eine ökologische Begleitplanung für den Bereich Pflanzen, Tiere, Lebensräume,

c) eine Ausgleichs-/Kompensationsrechnung für die Bereiche Pflanzen, Tiere, Lebensräume, Landschaftsbild, Tourismus und Erholung, Wald

d) Untersuchungen über die maximale Vorbelastung

e) Visualisierungen

f) eine touristische Potenzialanalyse

g) detailliertere Aufnahmen über Biotope von Anhang I – Arten (FFH-RL)

nachzureichen.

Die weitere Konkretisierung bzw. Begründung der allgemein dargestellten Mängel erfolgt bei den einzelnen Fachbereichen durch meinen Mitarbeiter OBR Dipl.-Ing. Ulf Steuber unter Bezugnahme auf die vorgelegten Gutachten. Zusammenfassend ergibt sich, dass die zur Verhandlung stehende 380 kV-Freileitung auf der Grundlage der mir von der Behörde übermittelten Unterlagen als umweltunverträglich zu beurteilen ist; das vorliegende Umweltverträglichkeitsgutachten geht nämlich von mit Mängeln betroffenen Unterlagen und Teilgutachten aus und ist so selbst mangelhaft.

ad Gesamtgutachten:

Das UV-GA entspricht aus rechtlicher und fachlicher Sicht nicht den Vorgaben. Dies möchte ich nachfolgend erläutern:

Von den Teilgutachten ebenso wie von den Gesamtgutachtern wurde im Rahmen ihres Aufgabenbereiches nahezu gänzlich verpasst diese fehlenden Unterlagen einzufordern. Es wird auf dem Rücken einer Region, die sich z.T. gänzlich andere langfristigen Zielsetzungen erarbeitet hat (Leader+, Genussregion) ein Vorhaben ausgetragen ohne Verbesserungsmaßnahmen in anderen Bereichen der Umwelt in dieser Region anzudenken. Weiters fließen Ausgleichsmaßnahmen in die Bewertung der Gutachter mit ein (z.B. Sichtschutzpflanzungen), deren Verbindlichkeit gar nicht gegeben ist. Zur Sicherstellung, dass die geplanten Ausgleichsmaßnahmen vom Konsenswerber auch tatsächlich umgesetzt werden können, ist vor Bescheiderlassung von diesem mittels zivilrechtlicher Verträge sicher zu stellen, dass er auf diese Grundstücke auch tatsächlich zugreifen kann.

Die methodische Vorgangsweise der UVE ist als mangelhaft zu beschreiben. So kommen die Gutachter im Rahmen der UVP z.T. zu einer viel höheren Bewertung (statt gering - sehr hoch) der Eingriffserheblichkeit durch das geplante Vorhaben als in der UVE selbst. Teilweise wird sogar auf eine andere Methodik zurückgegriffen (Landschaftsbild). Dies führt jedoch oftmals zu keiner fundamentalen Methodenkritik seitens der Fachgutachter, was sich doch eigentlich zwangsläufig aufdrängen sollte. Auch wird die wenig nachvollziehbare Einteilung in Gemeindegrenzen seitens einzelner Fachgutachter hinterfragt, ohne jedoch eine Überarbeitung der UVE zu fordern.

Im Gesamtgutachten werden Aussagen der sektoralen Fachgutachten geschönt. So kommen Aussagen wie „...kann das geplante Vorhaben ... hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft als insgesamt nicht umweltverträglich gewertete werden“ nicht mehr vor.

Den Fachgutachtern der von uns behandelten Fachbereiche im Rahmen der UVP ist vorzuwerfen, dass 

· die fehlenden Unterlagen bei der Einreichung der UVE nicht erkannt oder nicht erwähnt wurden, 

· die methodischen Mängel z.T. zwar durch andere Ergebnisse erkannt wurden, aber nicht maßgeblich kritisiert wurden, 

· die fehlende synoptische Zusammenfassung im Rahmen der UVE nicht erkannt oder erwähnt wurde,

· kaum Vorschläge für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen getätigt wurden,

· die Qualität der einzelnen Gutachten stark schwankt, insbesondere bei einem Vergleich der Gutachten Biotope und Ökosysteme Stmk / Bgld. Das Fachgutachten Naturschutz bezieht sich nur auf Schutzgebiete und lässt die anderen vielfältigen Lebensräume des Projektgebietes außer Acht.

Die Gutachter stellten keinerlei Forderungen in Form einer Nachbearbeitung und Nachreichung offensichtlich fehlender Unterlagen (Ausnahme Visualisierung), oder mangelhafter methodischer Ansätze.

Außerdem ist noch zu erwähnen, dass die Abwägung der Ergebnisse sektoraler Gutachten mit einer gesamtgesellschaftlichen Einschätzung, wie es im Rahmen der UVP 380 KV Steiermarkleitung auf S. 231/242 erfolgte, einem UV-GA unwürdig ist. Das Gutachten hat sich ausschließlich mit Umweltbelangen zu beschäftigen. Die Abwägung ist von der Behörde durchzuführen.

Das UV-GA sollte eine fachliche Gesamtbewertung des Vorhabens durchführen, in dem eine Gesamtschau und Gewichtung aller behandelten Aspekte im Hinblick auf die Vorgaben des Gesetzes enthalten sein muss. Die Einzelgutachten widersprechen sich allerdings in vielen Bereichen und sind aufeinander nicht abgestimmt. Nachfolgend werden einige Beispiele aufgezählt:

· Für die Murauen sieht Opl eine Beeinträchtigung des Erholungsbereiches, aber keinen Widerspruch zum regionalen Entwicklungsprogramm Graz/Graz-Umgebung. Im Gutachten Fasching ist hingegen angeführt, dass für die lokale Bevölkerung als auch für die Stadtbevölkerung von Graz das Gebiet von außerordentlicher Bedeutung als Spazier- und Naherholungsgelände mit hohem Erholungs- und Freizeitwert ist. Für dieses Gebiet wird die Erhaltung der Natur- und Erholungslandschaft gefordert. Somit sind die Murauen ein Anziehungspunkt für Tagestouristen. Diese tragen zu einer regionalwirtschaftlichen Wertschöpfung bei. 

· Opl weist auf die ökologischen Vorrangflächen am Südrand des Goggitschtales, auf die in den Entwicklungskonzepten ausgewiesenen Grünzüge (Weiz-Gleisdorf, Raabtal) und auf die Komplexlandschaft im Bereich Stiefingtal/Schwarzautal hin. Diese werden im Gutachten Fasching nicht oder nur in Form der Beantwortung von Stellungnahmen behandelt. 

· Für die Trassenauswirkungen bei der Gemeinde Pischelsdorf sieht Opl trotz der nicht kompensierbaren Beeinträchtigung die Zielsetzung der Gemeinde (Tourismus) nicht gefährdet. Das Gutachten Stadtland spricht hier aber von einer Postkartenansicht (S. 41 im Einzelgutachten). Grundlage der Leader+ Region ist ein intaktes Landschaftsbild. Werden Postkartenansichten zerstört, so ist das touristische Entwicklungspotenzial der Region massiv beeinträchtigt.

· Das Projekt wird in Bezug auf das Haus der Stille von Opl und Kolb als nicht verträglich gewertet, während Stadtland hier keinen Zielkonflikt sieht, da dieses 1km von  der Trasse entfernt liegt. Aufgrund der Zielsetzungen des Projektes „Haus der Stille“ kann den Ausführungen von Eichberger nicht gefolgt werden.

· Eichberger widerspricht den grundsätzlichen Haltungen von Opl und Kolb bezüglich einer weiteren Verschlechterung von Teilregionen mit vorhandenen Vorbelastungen: „Keinesfalls dürfen Projektadaptierungen zu einer weiteren Verstärkung der Gesamtbelastung des Siedlungsraumes führen. Die Aussage von Stadtland ist aus meiner Sicht voll inhaltlich zu unterstützen. Um hier zu nachvollziehbaren Aussagen zu kommen, müssten Untersuchungen über die Belastbarkeitsgrenze von Räumen getätigt werden. Dies ist im vorliegenden Fall nicht erfolgt, und ist somit nachzureichen.

· Stadtland schlägt eine Bündelung der 110kV mit der 380kV Leitung als Überspannung der Murauen vor. Dies widerspricht gänzlich der Stellungnahme von Kolb. Auch Opl spricht von einer Beeinträchtigung der Erholungsfunktion.

· Im Unterschied zu Fasching sieht Kolb keine Umweltverträglichkeit der Trasse für die Murauen gegeben. Als lokal wie regional wichtiger erholungs- und bedeutsamer Naturraum ist Kolbs Feststellung der Vorzug zu geben. 

· Im Gegensatz zum Gutachten Stadtland wird seitens des Gutachters Kolb im Bereich der Feistritztalquerung/Blaindorf mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild (gotische Kirche) gerechnet, auch aufgrund der Maststandorthöhe für die Waldüberspannung. Für diesen Bereich wird eine Verkabelung gefordert. 

· Die Leitung im Stiefingtal stellt laut Kolb ein absolut landschaftsfremdes Element dar. Durch die große Nähe zum Ortszentrum ergibt sich eine erhebliche Beeinträchtigung der Erholungswirkung. Gefordert wird daher eine Verkabelung. Das Gutachten Stadtland fordert hier hingegen keine Verkabelung, sondern nur eine Optimierung der Trasse durch eine landschaftspflegerische Begleitplanung.

Außerdem werden Einzelgutachten im Gesamtgutachten verschieden wiedergegeben. Dazu werden 2 Beispiele näher erläutert:

1. Im Gesamtgutachten wird eine andere, aus unserer Sicht verharmlosende Wortwahl als im Einzelgutachten verwendet. Im Einzelgutachten wird die Trassenführung im Bereich der Murauen als „nicht umweltverträglich angeführt“ (S. 23 Einzelgutachten), im Gesamtgutachten hat das Vorhaben „...jedenfalls erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die geschützte Landschaft und stellt eine verunstaltende und den Naturgenuss störende Änderung im Landschaftsschutzgebiet dar“ (S. 57 Gesamtgutachten,). 

2. Weiters wird im Einzelgutachten angeführt (S. 23): „...muss das geplante Vorhaben der 380kV Steiermarkleitung in der vorliegenden Form hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft als nicht umweltverträglich gewertet werden“. Das Gesamtgutachten führt den Satz wie folgt an (S. 57): „...muss durch das in der vorliegenden Form eingereichte Vorhaben der 380kV Steiermarkleitung hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft von erheblichen nachteiligen Auswirkungen ausgegangen werden“. 
Im Gesamtgutachten wird wiederum eine aus unserer Sicht verharmlosendere Wortwahl als im Einzelgutachten verwendet. Opl stuft die Eingriffserheblichkeit bei 2 Gemeinden als sehr hoch ein (S.20 im Einzelgutachten; wobei allerdings eine Gemeinde in der Liste vergessen wurde). Im Gesamtgutachten Gesamtbewertung S. 228 wird nur mehr von hohen Auswirkungen gesprochen. Im Einzelgutachten wird auf S.21 noch einmal kritisch der Konfliktbereich mit der Leader+-Region behandelt. Dieser Absatz findet sich nicht im Gesamtgutachten (S. 221).

Des weiteren wird angemerkt, dass Auflagen, die von einem Sachverständigen vorgeschrieben werden, und in einem anderen Gutachten Auswirkungen zeitigen, keinerlei Berücksichtigung gefunden haben. Als Beispiel wird die Vorgabe seitens der Luftfahrt zur Anbringung von orangeroten Kugeln und der Wildbiologie zur Sichtbarmachung der Leitungsseile, die das Landschaftsbild zusätzlich belastet, im Gutachten zum Thema Landschaftsbild nicht eingearbeitet.

Aus rechtlicher Sicht ergeben sich nachfolgende Probleme:

a) Gemäß § 12 Abs. 1 UVP-G hat die Behörde Sachverständige der betroffenen Fachgebiete mit der Erstellung eines UV-GA zu beauftragen. In diesem sind abweichende Auffassungen von mitwirkenden Sachverständigen festzuhalten. Dass auch Teilgutachten zu erstellen sind, gibt das UVP-G 2000 nicht mehr vor. Diese sind nunmehr lediglich bei Heranziehung der anzuwendenden Materiengesetze von Bedeutung.

Entsprechend der Lehre ist das Gesamtgutachten als einheitliches Ganzes und Gesamtschau zu verstehen, welches unter den herangezogenen Sachverständigen abgestimmt wurde und deren Unterschrift trägt.

Ein Gesamtgutachten ist keinesfalls die Aneinanderreihung der einzelnen Teilgutachten.

Das gegenständliche Gesamtgutachten ist das Werk der drei Verfahrenskoordinatoren und trägt auch deren Unterschrift auf dem Original im Akt. Diese damit zu beauftragen steht der Behörde grundsätzlich zu.

Problematisch ist aber der Umstand, dass die drei beauftragten Koordinatoren nicht über das dafür erforderliche Wissensspektrum verfügen, um alle Fachbereiche abdecken zu können. Als Beweismittel hat das Gesamtgutachten nur eine Aussagekraft, wenn die Ersteller Fachkenntnisse über alle angezogenen Fachgebiete verfügen.

b) Nach der herrschenden Judikatur muss die Behörde die Aussagen eines Sachverständigen als Beweismittel und somit auch den Inhalt des Gesamtgutachtens an nachfolgenden Kriterien messen:

· Schlüssigkeit

· Widerspruchsfreiheit

· entsprechende Fachkenntnis

· Unparteilichkeit

Wenn nur eine dieser Voraussetzungen nicht vorliegt, wird das Gutachten unbrauchbar und muss die Behörde ein neues einholen.

c) Wenn – wie im gegenständlichen Fall – das Gesamtgutachten nicht im Team von den Teilgutachtern erstellt, sondern von einem anderen Team erarbeitet wird und dieses dabei – abgesehen davon, dass es aus seinem Sachverstand heraus gemeinsam alle im UVP-Verfahren zu berücksichtigenden Fachbereiche abdecken müsste – die vorhandenen Teilgutachten bloß zusammenfasst, so darf es keinesfalls diese sinnverändernd umgestalten.

Aus den dargelegten Gründen

beantragt

der Umweltanwalt die Einholung eines neuerlichen Gesamtgutachtens, welches von Sachverständigen aller Fachgebiete gemeinsam erarbeitet und gestützt wird.

3. Da alle unsere Ausführungen auf vorhandene Gutachten beruhen, erfolgen sie somit auf gleicher fachlicher Ebene. 

4. Abschließend wird darauf hingewiesen, dass meine Mitarbeiter ORR Dr. Liliane Pistotnig, und OBR Dipl.-Ing. Ulf Steuber in meinem Namen sprechen.

5. Um Übermittlung der Verhandlungsschrift wird ersucht.

Der Umweltanwalt

11. Einwendung von Herrn Bgm. Hierzer, Gemeinde Krumegg:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (26 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Bgm. Hierzer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

12.) Einwendungen von Frau Mag. Hemma Opis-Pieber

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (2 Seiten) wird mündlich vorgetragen. Die Unterlage wurde in der Mittagspause übergeben.

(Stangl)

B e s t ä t i g u n g

Herr Josef Arnus hat die unter 13.) abgegebenen Einwendungen mit Originalunterschriften abgegeben.

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

13. Stellungnahme von

Josef u. Regina

Werner, Eva u. Maria

ARNUS 

8081 Rauden 88


Bezug: FA13A-43.10-1429/04-1750


Betreff: Einwendungen zum vorliegenden UVP-Gutachten 

              einschließlich der Teilgutachten


Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

In der mit dem Edikt zu Zl. FA 13A-43.10-1429/04-1750, anberaumten öffentlichen mündlichen Verhandlung werden zum gegenständlichen Vorhaben in Ergänzung der bereits erhobenen die nachfolgenden

Einwendungen

zum Projekt samt dem Umweltverträglichkeitsgutachten vom September 2004 sowie seinen Teilgutachten geltend gemacht.

Die von der Gemeinde Empersdorf eingebrachten Einwendungen samt Beilagen sind ebenfalls Teil unserer Einwände.

Wir behalten uns  das Recht vor, jederzeit ergänzende Stellungnahmen im Zuge des Verfahrens abzugeben.

Gleichzeitig wird der Antrag auf Vertagung eingebracht, da 

a)die öffentliche Auflage des UVP-Gutachten am 23.Sept.2004 nicht erfolgt ist und

b)vor Ablauf der vierwöchigen Auflagefrist  die mündliche Verhandlung stattfindet. 

Wir stellen fest, dass bereits vor Beginn des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens Beamte der Fachabteilungen der Stmk. Landesregierung  an der Ausarbeitung des Projektes mitgewirkt haben, die jetzt als Amtssachverständige Fachbereichsbegutachtungen abgegeben haben. 

Ebenso wird festgestellt, dass wesentliche Teile unser Einwände, eingebracht am 28.6.2004 einfach nicht behandelt oder ohne nachvollziehbare Begründung abgetan wurden. 

Gutachterliche Stellungnahme der E-Control (13): Bedarf u. Technische Alternative Erdkabel/Erdverlegung:  
Zu der zentralen Aussage auf Seite 242 des Gesamtgutachtens „Die technische Alternative der Leitungsführung als Erdkabel würde zwar erhebliche Eingriffe in  das Landschaftsbild vermindern, führt jedoch zu erheblicheren nachteiligen Umweltauswirkungen für Menschen, Pflanzen, Boden und Wasser“ ist festzustellen:

Diese zusammenfassende Aussage ist unrichtig und entbehrt jeglicher Grundlage!

a) Wir haben nie gefordert, dass die Trasse einer Erdverkabelung sich mit jener Trasse decken müsse, die für die verfahrensgegenständliche Freileitung vorgesehen ist. Vielmehr wurde immer hervorgehoben, dass es sich bei der Erdverkabelung um eine Trassenvariante handelt, die eine andere Streckenführung aufweisen werde als die Freileitungstrasse. 

Nunmehr scheint dies auch die Konsenswerberin, also die Verbund APG, ebenso zu beurteilen. In der „Presse“  vom 13.10.2003 steht zu lesen „Bei der Verbundgesellschaft selbst hält man die Freileitungstrasse für überhaupt nicht verkabelungsfähig“
Aus alldem ist jedenfalls ersichtlich, dass die Konsenswerberin keine alternativen Trassenführungen u. Projekte, wie sie bei einer Erdverkabelung, aber auch bei einer Freileitung  notwendig gewesen wären, ernsthaft in die Ausarbeitung ihres  Freileitungsprojektes hat einfliesen lassen, obwohl dies vom UVP-Gesetz 2000 gefordert wird. 

b) Das die Basisdaten  in der UVE (über Magnetfelder, Verlegearten u.v.a.m) nicht den Tatsachen entsprechen bzw. veraltet sind, deren Unrichtigkeit  sich aber in weiterer Folge gravierend auf die Aussagen der Fachbereichsgutachten auswirken, kann man anhand folgenden Beispiels leicht erkennen:

Die „Wienstrom“ betreibt schon seit über 25 Jahren ein 380kV-Kabelnetz (über 9o Systemkilometer) mittels Niederdruck-Ölkabeln. Neu ist, dass seit kurzem im Bereich Bisamberg-Strebersdorf-Pragerstraße ein 400kV-Kunststoffkabel (VPE) in einer Länge von über 5 km verlegt wird.

Diese Leitungsanlage hat eine Übertragungsleistung von rund 1100 MVA und wird zweisystemig ausgeführt. 

Das Entscheidende dabei ist, dass beide Systeme links und rechts der Straße parallel im Gehsteig verlaufend installiert werden.  In Gehsteigen die öffentliches Gut darstellen und von allen Menschen benutzt werden können und auch laufend benutzt werden. Dagegen würde eine Kabelführung in der Oststeiermark  zu  mehr als 90% über Felder, Wiesen und Wälder verlaufen, die nur  einem kleinen Personenkreis zugänglich ist, die nur einige Male im Jahr die Trasse betreten.

c) Wenn man die Aussagen der E-Control zur Kabelvariante (Seite 28 bis 42) mit der vorliegenden wissenschaftlichen Arbeit (Studie) der Technischen Universität Graz, Institut für elektrische Anlagen und Hochspannungstechnik vom Oktober 2001, die die betroffenen Gemeinde der UVP-Behörde bereits in einem früheren Verfahrensstadium übergeben haben, vergleicht,  drängt sich die Frage auf,  wurde diese Arbeit nicht gelesen oder absichtlich ignoriert ?!

Zum Bedarf:  Das eine 380kV-Stromautobahn für internationale Stromtransporte besser geeignet ist als das 110kV-Stromnetz, ist unumstritten. Siehe Straßennetz. 

Aber zur Argumentation, dass diese Leitung zum Zwecke der Verteilung des Ökostromes/Windenergie und  zur Versorgung des Großraumes Graz notwendig sei, ist absolut  falsch, denn zu diesem Zwecke gibt es bereits die 3-seitige Anbindung an das 380kV-Höchstspannungsnetz. Die Anspeisung aus dem Süden von der so genannten Marburgleitung wird verschämt verschwiegen oder wird vom Konsenswerber als untergeordnet (Leistung nur 45o MW) dargestellt. Trotzdem wurden dortige Grundeigentümer enteignet!

Außerdem ist für die Stromverteilung nur die 110kV Ebene relevant. Ob dieses Netz nun   vom Umspannwerk Hofstätten oder ein paar Kilometer weiter vom Umspannwerk Rotenturm aus  angespeist wird, hängt nur vom einem dementsprechenden 110er Netz  ab.

Trassenvarianten: behandelt in „Allgemeiner Bautechnik“ ASV  Mag. Rauch

Es wird festgestellt, dass es sich bei der  diesem Verfahren zugrund liegender Trasse gar nicht um die beste handeln kann, wie auf der Seite 3 dieses Gutachtens festgehalten wird, da schon allein beim Fachbereich Landschaftsbild, wie auch in der Raumordnung Teilstrecken als „stark bis sehr stark belastet“ eingestuft wurden. Dies sind nicht kurze Teilstücke, sondern  gehen über mehrere Gemeinden bzw. Kilometer.

Einen weiteren gravierenden Mangel stellt das Unterlassen einer Trassenvariantenprüfung auf fachlicher Grundlage durch die UVP-Behörde dar, wie dies nach § 4 Abs.4 UVP-Gesetz 2000 Bedingung ist.

Schon allein die gesetzliche Möglichkeit einer Enteignung (im Starkstromwegegesetz vorgesehen) oder eines Eingriffes in private Rechte bedingen eine solche Prüfung.

Weitere Mängel werden wie folgt aufgezeigt;

Seite 18: Aussage des Gutachters“ Wasserrechtlich bewilligte Anlagen befinden sich nicht unmittelbar an der Trasse, sondern in Entfernung von mindestens 50 m“

Richtig ist, dass unser wasser-u.naturschutzrechtlich bewilligte Teich (mehrmals irreführend als Fischteich bezeichnet), der als Erholungsstätte für Mensch u. Tier dient,   Parz. Nr. 269/1, direkt in der Mitte überspannt wird.

Zum Gutachten des ASV für Elektrotechnik u. Aussagen im Fachbereich Humanmedizin :

Fachbereich Humanmedizin Teil 2: Elektromagnetische Felder  auf Seite 2-6  

Hier wird einerseits die 60% höhere Leukämierate bei Kindern die einer Exposition von über 0,2µT ausgesetzt waren, angesprochen.

In der Zusammenfassenden Beurteilung – Seite 2-17 – ist weiters jedoch die verhängnisvolle Formel zu lesen   „…. Die eine Gesundheitsgefährdung  … mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausschließen ….“

Fest steht jedoch, dass in 100 Meter Entfernung von der Leitung noch mit dem Auftreten von 1,0 µT zu rechnen ist.  Und dies auch nur, wenn die Leitungsanlage nicht mit thermischen Grenzstrom gefahren wird. 

Bis jetzt haben wir unseren Wohnbereich bei Nacht „Freigeschalten“ und somit keiner bzw. nur einer sehr geringen  E-Smog Belastung ausgesetzt.  Durch diese Freileitung würden auf uns ungleich höhere Felder einwirken – und das unausgesetzt.

Für uns sind diese widersprechenden Aussagen nicht nachvollziehbar, zumal wir auch unterhalb der Leitungsdrähte unser Felder zu bearbeiten haben.  Vor allem beim Kürbisanbau ist noch lang andauernde Handarbeit notwendig.

Als besonders gravierend erachten wir jedoch, die Überspannung unseres Teiches, der unserer gesamten Familie/Freunde  zur Erholung dient und auf medizinischen Rat (Patienten mit Herzrythmusstörungen/ Stressabbau) hin angelegt wurde.

Beim Aufenthalt am Teich, Schwimmen, Sonnen, Eislaufen u.a. sind wir  nicht kurzzeitig, sondern im Durchschnitt über mehrere Stunden am Tage einem weit überhöhtem Magnetfeld  ausgesetzt.  – Wie sich diese auswirken – darüber schweigen die Sachverständigen/Gutachten.

Vor allem Aussagen über Auswirkungen von Magnetfeldern auf schwimmenden Personen unterhalb der Leitung fehlen ebenfalls zur Gänze. Aussagen, die für uns lebenswichtig sein können!!

Andere wiederum sind falsch dargestellt:

z.B.  als Fischteich, wasserrechtl. bewilligte Anlagen liegen nicht unterhalb der Trasse ……,  „  u.a.… 

Das Fehlen einer Untersuchung des Effektes der Überlagerung von magnetischen/elektrischen Feldern fehlt zur Gänze.

Dieser Umstand ist deshalb für uns von großer Bedeutung, weil die 400kV-Leitung in der Leitungsführung sehr viele Winkel bildet und dadurch Wohnobjekte in diesen stumpfen Winkeln (unter 180°) zu liegen kommen. 

Auch unser Wohnhaus und besonders die Teichanlage ist davon betroffen. Wir befürchten durch Überlagerung der elektrischen und magnetischen Felder eine Erhöhung der elektrischen und magnetischen Feldstärke bei unserm Wohnhaus und unser Teichanlage und beantragen daher eine ergänzende Untersuchung.

Wie sich das magnetische bzw. elektrische Feld in Bezug auf Hangneigungen- und da speziell auf höher liegende Wohnungen auswirkt, wird ebenfalls verschwiegen.

Luft, Klima: ASV 
Vor allem fehlen meteorologische Daten in Bezug auf die Ionisierung und Verfrachtung von Partikel im Bereich unseres Wohnhauses/Teichanlage.

Diese lokalen meteorologischen Daten sind für uns unverzichtbar, dies deshalb, um besonders gefährdete Bereiche meiden zu können. 

Wie oben stehend dargelegt, befinden sich unser Äcker und insbesondere unser Haupterholungsraum, die Teichanlage, direkt unterhalb der Leiterseile. Auch bei einer noch so geringen Verfrachtungsstrecke müssen wir zwangsläufig diese Partikel  einatmen und außerdem haben wir im Sommer und Winter mit der Ozonbelastung zu leben. 

Die Aussagen zu unseren Bedenken sind nicht zu finden. Die Gutachten sind auch hier unvollständig, weil niemand der Gutachter darauf Bedacht genommen hat, das unser Teich direkt überspannt wird und sich damit auseinandergesetzt hat.

Boden und Landwirtschaft: ASV DI Bauer

Die Aussage (Seite 41) das „ nach Fertigstellung der Steiermarkleitung als einziger nachteiligen Effekt für die Landwirtschaft mit einer gewissen Erschwernis von Bearbeitungsmaßnahmen am Feld auf Grund der Flächeninanspruchnahme durch Maste zu rechnen ist „   ist unrichtig und für uns nicht nachvollziehbar.

Dies schon deshalb, da auf unsere Einwendungen überhaupt nicht eingegangen wurde, in denen bestimmte Bewirtschaftungsformen aufgezeigt, die aber im Gutachten nicht berücksichtigt wurden.

Biotope und Ökosysteme: ASV DI Fasching

Wir können nur unser Bedauern darüber ausdrücken, das der ASV es gar nicht der Mühe wert gefunden hat, unsere Einwendungen zu lesen, welche weiterhin voll aufrecht bleiben. 

Es konnten weiters im unmittelbaren Trassenbereich Flugbeobachtungen von verschiedenen Fledermausarten, von Neuntötern u.a. beobachtet werden.
Wie ein roter Faden tritt die schlechte Grundlagenerhebung bei allen Teilbereichen – Gesundheit, Luft-Klima, Lärm, Trassenfindung, Vogelschutz, Raumordnung, Landschaftsbild, Tourismus, Kulturgüter u.a. - zu Tage.

Unsere Kritik über ein überhastetes Verfahren mit dem Ziel dieses Vorhaben auf biegen und brechen durch zusetzten bleibt voll aufrecht.

Darstellung der volkswirtschaftlichen Notwendigkeit

In den vorliegenden Gutachten fehlt zur Gänze die Untersuchung zur volkswirtschaftlichen Notwenigkeit einer solchen starken Freileitung. 

Dies ist nicht verwunderlich, zumal in der UVP-Behörde vorliegenden Tichy Studie vom Juni 1998 (Seite 15) – von diesem unter anderem die Aussage getroffen wurde, dass „ihre volkswirtschaftliche Rechtfertigung bisher nicht gelungen ist und mit den bisher angewendeten ausschl. technischen Begründungen nicht gelingen kann.“

Unter Beachtung der von uns bis jetzt aufgezeigten Mängel im Verfahren ergeht der Antrag an die verfahrensführende Gehörde, das vorliegende UVP-Verfahren abzubrechen und vollständig neu aufzulegen!
Rauden, am 18.10.2004 

Unterschriften:

14.) Stellungnahme der Gemeinde Hofstätten/R.

Die Gemeinde Hofstätten/R. weist ausdrücklich darauf hin, dass wir nicht gegen den Fortschritt sind. Dass wir in keinster Weise gegen die Stromleitung sind. Wir beharren aber auch weiterhin darauf, dass diese Leitung ausschließlich eine Kabelleitung sein kann.

Für eine kleine Gemeinde wie Hofstätten/R. ist es nicht einsehbar, dass die Gewinndezimierung des Verbundes ausschlaggebend sein soll, dass nur eine Freileitung gebaut werden kann. Dass Menschen, die hier ihre Existenz aufgebaut haben, täglich eine Freileitung vor Augen haben, obwohl es bereits ausgereifte Techniken gibt, die diese Freileitung ersetzen können. Menschen sind Wähler und die Politik soll sich darüber Gedanken machen,  wie sich diese Freileitung auswirken wird. Oder setzt man auf die „Wenigen Personen“, die einen Patzen Geld zu erwarten haben und schon jetzt Häuser in Planung bringen, die weit abseits der Freileitungstrasse und dem geplanten Umspannwerk sind. Der Egoismus der Menschen, sei es des Verbundes oder der „Profitanten“ ist grenzenlos. 

Im Bereich des Umspannwerkes sind tagtäglich mehrere hundert Personen unterwegs um sich Entspannung zu verschaffen. Unser Raabtal ist eine geeignete Fläche für Jogger, Walker und Radfahrer und wird täglich genutzt.

Weiters ist in unmittelbarer Nähe der Reitclub Gleisdorf, wo Turnierpferde ausgebildet und trainiert werden.

Das Altenpflegeheim Stangar möchte sich vergrößern und laut Ansicht der Gutachter haben wir ja sowieso die Autobahn dazwischen. So kann es nicht angehen, unter dem Motto, da ist es sowieso schon egal, wenn 55.000 Fahrzeuge täglich fahren! 

Weiters haben wir Bewohner, die an der Bundesstraße wohnen, weiters die Autobahn (A2) vor der Tür haben und noch zusätzlich mit einem 70 Meter hohen Freileitungsmasten geschmückt werden sollen. Ich frage sie ernstlich, wo ist für sie die Schmerzgrenze erreicht? Wieviel muss der einzelne Bürger noch ertragen?

Der Verbund macht es sich sehr leicht, er geht zu den Wirtschaftstreibenden und erklärt: „Euch wird bald der Strom ausgehen, denn die bösen Gemeinden lassen die Freileitung nicht bauen“. Diese Panikmache ist falsch und nicht nachvollziehbar.

Die Arbeitsplätze in der Steiermark sind in keinster Weise gewährtet. Denn jeder, der sich mit der Leitung beschäftigt hat, weiß, dass dies eine Transitleitung werden soll und dass nicht die einheimische Wirtschaft diese Freileitung braucht. 

Menschen (sprich Jäger) in unserer Gemeinde haben unserer Gemeinde hervorragende Arbeit geleistet. Bewahren die Umwelt vor Schäden und hegen die Tiere. All dies soll keine Bewertung haben?

Es ist eine Zumutung der „Profitanten“ uns im Zeitalter der Technologie eine Freileitung vor die Tür zu setzen.

15. Einwendung von Hermann und Marianne Perl, Pirching 9, 8200 Gleisdorf:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (2 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

Im übrigen möchten wir uns den Anträgen und Einwendungen gegen die 380 kV-Freileitung anschließen.  

(Hermann Perl)                                        (Marianne Perl)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

16. Einwendung der Gemeinde Blaindorf:

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

17. Einwendung der Marktgemeinde Pischelsdorf:

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

  18.) Gemeindeamt  Empersdorf

                    8081 Empersdorf          Tel.: 03134/2294           Fax.: DW 11          e-mail:  gde@empersdorf.steiermark.at

GZ:0350/2004-3


Bezug: FA13A-43.10-1429/04-1750


Betreff:  380kV Freileitung - Genehmigungsverfahren nach dem 
UVP-G 2000 –Stellungnahme zur mündlichen Verhandlung

Herrn

ÔRR Dr. Michael Wiespeiner

8010 Graz – Landhausgasse 7

_______________________

Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

In der mit dem Edikt zu Zl. FA 13A-43.10-1429/04-1750, anberaumten öffentlichen mündlichen Verhandlung werden zum gegenständlichen Vorhaben in Ergänzung der bereits erhobenen die nachfolgenden

Einwendungen

zum Projekt samt dem Umweltverträglichkeitsgutachten vom September 2004 sowie seinen Teilgutachten geltend gemacht.

Es wird ausdrücklich festgestellt, dass der Inhalt der „Zusammenfassende Einwendungen der betroffenen Gemeinden“, erstellt im Auftrag der Gemeinde Empersdorf, durch Hr. Arch. DI Dr. Helmut Hoffmann und den im Anhang beigefügten, ebenfalls im Auftrag der Gemeinde Empersdorf erstellten „Facheinwendungen “, wesentliche Teile der Stellungnahme  der Gemeinde Empersdorf darstellen.

Die Gemeinde Empersdorf behält sich das Recht vor, ergänzende Stellungnahmen im Zuge des Verfahrens  abzugeben.

Ergänzend zum Antrag auf Vertagung, eingebracht bei der verfahrensführenden Behörde am 7.10.2004 wird  mitgeteilt, dass das UVP-Gutachten uns erst am 23.Sept. 12.00 Uhr zugegangen ist. Die Amtsstunden der Gemeinde Empersdorf endeten jedoch an diesem Tage bereits um 11.30 Uhr.

Außerdem hat die Gemeinde bei der Staatsanwaltschaft Graz, einlangend am 15.10.2004, eine Sachverhaltsdarstellung eingebracht, zumal im Umweltverträglichkeitsgutachten wesentliche Passagen der Teilgutachten nicht enthalten sind.

Die Gemeinde Empersdorf stellt fest, dass bereits vor Beginn des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens Beamte der Fachabteilungen der Stmk. Landesregierung  an der Ausarbeitung des Projektes mitgewirkt haben, die jetzt  als Amtssachverständige Fachbereichsbegutachtungen abgegeben haben. Es ist daher von einer Befangenheit dieser Personen auszugehen, da sie offensichtlich als Berater der Konsenswerber gewirkt haben, und daher nicht gutachterliche Stellungnahmen als Amtssachverständige abgeben können, da dies unvereinbar ist. 

Ebenso wird grundsätzlich festgestellt, dass wesentliche Einwände der Gemeinde Empersdorf, formuliert in den Schreiben vom 15.4.2004 und den Einwendungskonvolut zum 28.6.2004 nicht     behandelt oder ohne nachvollziehbare Begründung abgetan wurden. 

Gutachterliche Stellungnahme der E-Control Bedarf u. technische Alternative Erdkabel/Erdverlegung: E-Control  DI Kapetanovic u.a.
siehe Stellungnahme Rossmann,  Studie der TU-Graz – Institut für Starkstromtechnik (liegt der Behörde bereits vor) vom Okt. 2001, ergänzende Stellungnahme (e-mail) TU-Graz , Prof. Woschitz vom 15.10.2004
Zu der zentralen Aussage auf  Seite 242 „Die technische Alternative der Leitungsführung als Erdkabel würde zwar erhebliche Eingriffe in  das Landschaftsbild vermindern, führt jedoch zu erheblicheren nachteiligen Umweltauswirkungen für Menschen, Pflanzen, Boden und Wasser“

Diese zusammenfassende Aussage ist unrichtig und entbehrt jeglicher Grundlage, sie ist auch technisch nicht begründet und ist auch nicht nachvollziehbar.

a) Die Gemeinde Empersdorf hat ebenso wie andere Einwendungswerber nie gefordert, dass die Trasse einer Erdverkabelung sich mit jener Trasse decken müsse, die für die verfahrensgegenständliche Freileitung vorgesehen ist. Vielmehr wurde immer hervorgehoben, dass es sich bei der Erdverkabelung um eine Trassenvariante handelt, die eine andere Streckenführung aufweisen werde als die Freileitungstrasse. 

Nunmehr scheint dies auch die Konsenswerberin, also die Verbund/APG, ebenso zu beurteilen. In der „Presse“  vom 13.10.2003 steht zu lesen „Bei der Verbundgesellschaft selbst hält man die Freileitungstrasse für überhaupt nicht verkabelungsfähig“
Aus alledem ist jedenfalls ersichtlich, dass die Konsenswerberin keine alternativen Trassenführungen, wie sie mit einer Erdverkabelung verbunden wären, ernsthaft in die Ausarbeitung des Projektes eingebunden hat, obwohl dies vom UVP-Gesetz gefordert wird, insbesondere im § 1 Abs.4 UVP-Gesetz 2000.

b) Das die Basisdaten  in der UVE (über Magnetfelder, Verlegearten u.v.a.m) nicht den Tatsachen entsprechen, deren Unrichtigkeit  sich aber in weiterer Folge gravierend auf die Aussagen der Fachbereichsgutachten auswirken, kann man anhand folgenden Beispiels leicht erkennen:

Die „Wienstrom“ betreibt schon seit über 25 Jahren ein 380kV-Kabelnetz (über 9o Systemkilometer) mittels Niederdruck-Ölkabeln. Neu ist, dass seit kurzem im Bereich Bisamberg-Strebersdorf-Pragerstraße ein Kunststoffkabel (VPE) in einer Länge von über 5 km verlegt wird.

Diese Leitungsanlage hat eine Übertragungsleistung von rund 1100 MVA und wird zweisystemig ausgeführt. 

Das Entscheidende dabei ist, dass beide Systeme links und rechts der Straße parallel im Gehsteig verlaufend installiert werden.  In Gehsteigen die öffentliches Gut darstellen und von allen Menschen  benutzt werden können. Dagegen würde eine Kabelführung in der Oststeiermark  zu  mehr als 90% über Felder, Wiesen und Wälder verlaufen, die nur einem kleinen Personenkreis zugänglich ist.

c) Wenn man die Aussagen der E-Control zur Kabelvariante (Seite 28 bis 42) mit der vorliegenden wissenschaftlichen Arbeit (Studie) der Technischen Universität Graz, Institut für elektrische Anlagen und Hochspannungstechnik vom Oktober 2001, die die betroffenen Gemeinde der UVP-Behörde bereits in einem früheren Verfahrensstadium übergeben haben, vergleicht,  drängt sich die Frage auf,  wurde diese nicht gelesen oder absichtlich ignoriert!

Trassenvarianten: „Allgemeiner Bautechnik“ ASV Mag.Rauch

siehe  Einwendungen Hoffmann, Wöpse, Hadler , Eisner 
In diesem Zusammenhang wird dezidiert festgestellt, dass es sich bei der eingereichten Trasse – unter anderem  auch bei der Teilstrecke Nr. 7 - auf keinen Fall um die bestbewertetste Trasse handeln kann, wie dies  durchgehend in der UVE und den Fachgutachten zum Ausdruck kommt. 

Insbesondere hätten die an der Trassenauswahl - dies trifft besonders bei einer Trasseführung über ein Landschaftsschutzgebiet, Natura 2000 Gebiete und andere sensible Gebiete zu -   beteiligte Fachleute erkennen müssen, das Trassenteilstücke nicht umweltverträglich sind bzw. starke Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Siehe Fachgutachten Landschaftsbild, Raumordnung u.a.!

Einen weiteren gravierenden Mangel stellt das Unterlassen einer Trassenvariantenprüfung auf fachlicher Grundlage durch die UVP-Behörde, wie dies nach § 1 Abs.4 UVP-Gesetz 2000 Bedingung ist, dar.

Schon allein die gesetzliche Möglichkeit einer Enteignung (im Starkstromwegegesetz vorgesehen) oder eines Eingriffes in private Rechte bedingen eine solche Prüfung. 
Zum Gutachten des ASV für Elektrotechnik u. Aussagen im Fachbereich Humanmedizin :

Fachbereich Humanmedizin Teil 2: Elektromagnetische Felder  auf Seite 2-6  

Hier wird einerseits die 60% höhere Leukämierate bei Kindern die einer Exposition von über 0,2µT ausgesetzt waren, angesprochen.

In der Zusammenfassenden Beurteilung – Seite 2-17 – ist weiters jedoch die verhängnisvolle Formel zu lesen   „…. Die eine Gesundheitsgefährdung  … mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausschließen ….“

Fest steht jedoch, dass in 100 Meter Entfernung von der Leitung noch mit dem Auftreten von 1,0 µT zu rechnen ist.  Und dies auch nur, wenn die Leitungsanlage nicht mit thermischen Grenzstrom  (35µT) gefahren wird. 

Für uns sind diese widersprechenden Aussagen nicht nachvollziehbar und verunsichern, alle Betroffenen, zumal  die Gemeinde Empersdorf in einem Abstand von nur 110m ein Kinderhaus/Kindergarten und eine Volksschule mit einer Auslastung über 100 Kindern betreibt. 

Wir finden es von den Sachverständigen unverantwortlich und sogar gefährlich, das in den vorliegenden Gutachten darauf überhaupt nicht eingegangen wurde. So wurde sogar behauptet (Seite 8 Einwendungen Humanmedizin - dort beruft man sich wiederum auf den elektrotechnischen Sachverständige ), keine Schule läge näher an der Leitung als  die Volksschule Krumegg, die in etwa 300m weit entfernt liegt.

Die Gemeinde Empersdorf duldet auf keinen Fall, dass Kinder  von 18 Mon. bis 14 Jahre in unserer Schule und unseren  Kinderbetreuungseinrichtungen diesen Gefahren durch den Bau dieser Freileitung ausgesetzt werden. 

Wir bestehen auf das Einhalten eines derartigen Abstandes zu diesen Einrichtungen, das am   äußersten Turn- u. Spielplatzrand maximal (bei thermischen Grenzstrom) 0,2 µT auftreten können. Siehe italienische Grenzwerte, auf die in den Gutachten bemerkenswerter Weise kein Gutachter eingegangen ist und die die Gemeinde Empersdorf einfordert.

Laut der von uns erhobenen statistischen Daten (ca. 1000 Personen) starb keine einzige Person, die die Schule / den Kindergarten in den letzten 50 Jahren besucht und das 40.Lebensjahr überschritten  hat, an Leukämie bzw. Lungenkrebs.

Sollte diese Freileitung trotz unserer wissenschaftlich untermauerten Bedenken in der geplanten Form am Schulzentrum vorbeiführen und Krebsfälle dieser Art auftreten, werden alle Gutachter persönlich zur Verantwortung gezogen. 

Das Fehlen einer Untersuchung des Effektes der Überlagerung von Magnetischen/elektrischen Feldern fehlt zur Gänze.

Dieser Umstand ist deshalb für uns von großer Bedeutung, weil die 400kV-Leitung in der Leitungsführung sehr viele Winkel bildet und dadurch Wohnobjekte in diesen stumpfen Winkeln (unter 180°) zu liegen kommen. Es kommt daher in diesen Bereichen zu einer Überlagerung von elektrischen und magnetischen Feldern, diese Überlagerung ist extrem gefährlich, da es zu einer Verstärkung der Felder kommen kann. Diese Auswirkungen hätten ebenfalls untersucht werden müssen. 

Wie sich das magnetische bzw. elektrische Feld in Bezug auf Hangneigungen- und da speziell auf höher liegende Wohnungen auswirkt, wir ebenfalls verschwiegen.

Luft, Klima: ASV 
Vor allem fehlen meteorologische Daten in Bezug auf die Ionisierung und Verfrachtung von Partikel im Bereich unserer Gemeinde. Diese Daten sind aber für das Mikroklima in unserer Gemeinde von Relevanz. Die Außerachtlassung des Mikroklimas führt ebenfalls dazu, dass diverse Gutachten falsch sind.  

Diese lokalen meteorologischen Daten sind uns unverzichtbar, dies deshalb um besonders gefährdete Bereiche  bei der Flächenwidmungsplanung berücksichtigen zu können. 

Boden und Landwirtschaft: ASV DI Bauer

Die Aussage (Seite 41) das „ nach Fertigstellung der Steiermarkleitung als einziger nachteiligen Effekt für die Landwirtschaft mit einer gewissen Erschwernis von Bearbeitungsmaßnahmen am Feld auf Grund der Flächeninanspruchnahme durch Maste zu rechnen ist „   ist unrichtig und für uns nicht nachvollziehbar, weil diese Aussage alle Einwendungen ignoriert.

Biotope und Ökosysteme: ASV DI Fasching

Wir können nur unser Bedauern darüber ausdrücken, das der ASV es gar nicht der Mühe wert gefunden hat, unsere Einwendungen zu lesen, welche weiterhin voll aufrecht bleiben. 

Es konnten weiters im unmittelbaren Trassenbereich Flugbeobachtungen von verschiedenen Fledermausarten, von Neuntötern u.a. beobachtet werden.

Da sich der Sachverständige daher in seinem Gutachten nicht mit unseren Einwendungen auseinandergesetzt hat, ist das Gutachten ebenfalls unvollständig.
Darstellung der volkswirtschaftlichen Notwendigkeit

In den vorliegenden Gutachten fehlt zur Gänze die Untersuchung zur volkswirtschaftlichen Notwenigkeit einer solchen starken Freileitung. Zumal in der, der UVP-Behörde vorliegenden Tichy Studie, vom Juni 1998 (Seite 15) die Aussage getroffen wurde, dass „ihre volkswirtschaftliche Rechtfertigung bisher nicht gelungen ist und mit den bisher angewendeten ausschl. technischen Begründungen auch  nicht gelingen kann.“

Wie ein roter Faden tritt die schlechte Grundlagenerhebung bei allen Teilbereichen – Gesundheit, Luft-Klima, Lärm, Trassenfindung, Vogelschutz, Raumordnung, Landschaftsbild, Tourismus, Kulturgüter u.a. - zu Tage.

Unsere Kritik über ein überhastetes Verfahren mit dem Ziel dieses Vorhaben auf biegen und brechen durch zusetzten bleibt voll aufrecht. Die Gemeinde Empersdorf fordert deshalb die verfahrensführende Behörde auf, das laufende Verfahren abzubrechen, dementsprechend zu ergänzen und neuerlich aufzulegen.

Der Bürgermeister:

Alois Baumhackl eh.

Beilagen: siehe Beilagenliste!

DS ergeht an:

Fr.LH Waltraud Klasnic, 1.LH-Stellvertreter Mag. Franz Voves, 2.LH-Stellvertreter DI Leopold Schöggl 

19.) Fam. 

Maria und Rudolf Panik

Andrea Panik u. Robert Pfeifer

Rudolf Panik jun.

Otmar Panik u. Iris Neuhold
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Empersdorf, 18.10.2004

Herrn

ORR Dr. Michael Wiespeiner

FA 13A –Umwelt und Anlagenrecht

Landhausgasse 7

8010 Graz 

_______________________ 

Bezug: FA13A-43.10-1429/04-1750


Betreff: Einwendungen zum vorliegenden UVP-Gutachten 

              einschließlich der Teilgutachten

Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

In der mit dem Edikt zu Zl. FA 13A-43.10-1429/04-1750, anberaumten öffentlichen mündlichen Verhandlung werden zum gegenständlichen Vorhaben in Ergänzung der bereits erhobenen die nachfolgenden

Einwendungen

zum Projekt samt dem Umweltverträglichkeitsgutachten vom September 2004 sowie seinen Teilgutachten geltend gemacht.

Die von der Gemeinde Empersdorf eingebrachten Einwendungen samt Beilagen sind ebenfalls Teil unserer Einwände.Weiters  behalten wir uns  das Recht vor, jederzeit ergänzende Stellungnahmen im Zuge des Verfahrens abzugeben.

Gleichzeitig wird der Antrag auf Vertagung eingebracht, da 

a)die öffentliche Auflage des UVP-Gutachten am 23.Sept.2004 nicht erfolgt ist und

b)vor Ablauf der vierwöchigen Auflagefrist  die mündliche Verhandlung stattfindet. 

Wir stellen fest, dass bereits vor Beginn des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens Beamte der Fachabteilungen der Stmk. Landesregierung  an der Ausarbeitung des Projektes mitgewirkt haben, die jetzt als Amtssachverständige Fachbereichsbegutachtungen abgegeben haben. 

Ebenso wird festgestellt, dass wesentliche Teile unser Einwände, eingebracht am 28.6.2004 einfach nicht behandelt oder ohne nachvollziehbare Begründung abgetan wurden. 

Bedarf u. Technische Alternative Erdkabel/Erdverlegung:  
Zu der zentralen Aussage auf Seite 242 des Gesamtgutachtens „Die technische Alternative der Leitungsführung als Erdkabel würde zwar erhebliche Eingriffe in  das Landschaftsbild vermindern, führt jedoch zu erheblicheren nachteiligen Umweltauswirkungen für Menschen, Pflanzen, Boden und Wasser“ ist festzustellen:

Diese zusammenfassende Aussage ist unrichtig und entbehrt jeglicher Grundlage!

* Für uns Laien stand es ausser Frage, dass für eine Erdkabelvariante doch eine einfachere und kürzer Trasse gewählt wird, die hier untersuchte Trasse ist eine Freileitungstrasse. 

Dies scheint mittlerweile auch die Verbund APG ebenso zu beurteilen. In der „Presse“  vom 13.10.2003 steht zu lesen „Bei der Verbundgesellschaft selbst hält man die Freileitungstrasse für überhaupt nicht verkabelungsfähig“
Die Konsenswerberin hat jedoch keine alternative Trassenführung ernsthaft in die Ausarbeitung ihres Freileitungsprojekte einfließen lassen .

* Weiters sind Basisdaten  in der UVE (über Magnetfelder, Verlegearten u.a.) teilweise veraltert. Dies wirkt sich aber in weiterer Folge gravierend auf die Aussagen der Fachbereichsgutachten aus.   Zum Beispiel: Die „Wienstrom“ betreibt schon seit über 25 Jahren ein 380kV-Kabelnetz (über 9o Systemkilometer) mittels Niederdruck-Ölkabeln. Neu ist, dass seit kurzem im Bereich Bisamberg-Strebersdorf-Pragerstraße ein 400kV-Kunststoffkabel (VPE) in einer Länge von über 5 km verlegt wird.

Diese Leitungsanlage hat eine Übertragungsleistung von rund 1100 MVA und wird zweisystemig ausgeführt. 

Diese Kabel werden im Gehsteig geführt, welcher laufend von Menschen passiert wird. Wie kann man dann befürchten, dass Personen mit Herzschrittmacher plötzlich  hier in der Steiermark Probleme bekommen, wenn Sie über eine Wiese spazieren, in der ebenfalls ein solches Erdkabel verlegt ist. Gibt es in Wien keine Personen mit  Herzschrittmacher?

Elektrotechnik  / Humanmedizin :

Fachbereich Humanmedizin Teil 2: Elektromagnetische Felder  auf Seite 2-6  

Hier wird einerseits die 60% höhere Leukämierate bei Kindern die einer Exposition von über 0,2µT ausgesetzt waren, angesprochen.

In der Zusammenfassenden Beurteilung – Seite 2-17 – ist weiters jedoch die verhängnisvolle Formel zu lesen   „…. Die eine Gesundheitsgefährdung  … mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausschließen ….“

Fest steht jedoch, dass in 100 Meter Entfernung von der Leitung noch mit dem Auftreten von 1,0 µT zu rechnen ist.  Und dies auch nur, wenn die Leitungsanlage nicht mit thermischen Grenzstrom gefahren wird. 

Das Fehlen einer Untersuchung des Effektes der Überlagerung von magnetischen/elektrischen Feldern fehlt zur Gänze.

Dieser Umstand ist deshalb für uns von großer Bedeutung, weil die 400kV-Leitung in der Leitungsführung sehr viele Winkel bildet und dadurch Wohnobjekte in diesen stumpfen Winkeln (unter 180°) zu liegen kommen. 

Auch unser Wohnhaus, Hof und Wald sind davon betroffen. Wir befürchten durch Überlagerung der elektrischen und magnetischen Felder eine Erhöhung der elektrischen und magnetischen Feldstärke bei unserm Hof und beantragen daher eine ergänzende Untersuchung.

Wie sich das magnetische bzw. elektrische Feld in Bezug auf Hangneigungen auswirkt, wird ebenfalls verschwiegen.

Boden und Landwirtschaft: 

Die Aussage (Seite 41) das „ nach Fertigstellung der Steiermarkleitung als einziger nachteiligen Effekt für die Landwirtschaft mit einer gewissen Erschwernis von Bearbeitungsmaßnahmen am Feld auf Grund der Flächeninanspruchnahme durch Maste zu rechnen ist „   ist unrichtig und für uns nicht nachvollziehbar.

Weiters, wie kann ein Gutachter ohne bekannte Untersuchung oder Umfrage feststellen, dass die Probleme einer Hofübergabe allein ein familiäres Problem wäre. Wenn es so wäre, dann würde man dies ja wohl nicht als Einwendung deklarieren. Vielleicht ist es vielen nicht bewusst, dass es bei der Hofübernahme nicht nur um Übernahme des landw. Besitzes geht, sondern auch um die weitere Bewirtschaftung und vor allem auch, dass der Jungbauer mit Familie im Hofbereich leben wird. Keiner unserer Kinder ist derzeit bereit in unseren Hof etwas zu investieren geschweige denn, im Hofbereich zu bauen. Begründung: geplante 380kV Leitung – Wir möchten uns und unseren Kindern dies nicht zumuten, neben einer 380kV Freileitung zu wohnen und aufzuwachsen (gesundheitliche Bedenken).

Beeinträchtigungen der landwirtschaftlichen Kulturen wurden in der UVP verharmlost bzw. zum Teil gar nicht berücksichtigt. Der Gutachter behauptet, dass Maststandorte Rückzugsgebiete für Nützlinge sind. Dem kann entgegengehalten werden, dass diese ebenso enorme Unkrautquellen in den Äckern darstellen, wodurch in weiterer Folge erhöhter Herbizid-Einsatz erforderlich sein wird.

Für die Waldflächen der Gemeinde Empersdorf würde die geplante Freileitungstrasse eine Katastrophe bedeuten. 32 Hektar Wald  müssen geschlägert werden und können nie mehr als Hochwaldbestand genützt werden. Die Schlägerungsbreiten werden mit bis zu 95 Meter angegeben, müssen am durch hängenden Seil aber sogar noch breiter werden. Dies wurde im Gutachten unrichtig dargestellt. Im Extremfall sind Expertenberechnungen zufolge Breiten von über 120 Meter möglich. In unserem Fall wird der Waldhang hinter dem Haus aufgerissen, die Schlägerung ist sogar soweit geplant, dass kein Sichtschutz durch den Wald mehr auf die Leitung  gegeben ist. Weiters werden dadurch die eisernen Reserven (Bauholz, Brennholz...) vernichtet.

Eine Verkabelung würde laut forstwirtschaftlichem Gutachten einen noch gravierenderen Eingriff in die Natur darstellen als die Freileitungs-Variante. Diese Darstellung stimmt keinesfalls. Die Kabeltrasse müsste man nicht im Wald verstecken, sondern könnte diese auf einer kürzeren Strecke durch Freiland führen. Außerdem würden sich die Schlägerungsbreiten derart gering halten, dass sie allein vom verbleibenden Bestand geschlossen werden könnten.

Unerhört die Behauptung des Gutachters zur Erholungsfunktion im Bereich der Trasse im Waldbereich: Die Erholungsfunktion sei nur in der Errichtungsphase beeinträchtigt. Danach könne man unterhalb der Leitung eine interessante Vegetation beobachten. Die Bürgerinitiative bezweifelt, dass sich unter der Hochspannungsleitung überhaupt jemand Erholung sucht.

Weiters wird im Gutachten Forstwesen erwähnt, dass elektromagnetische Felder soweit kein Problem für das Wild darstellt, da dieses ja mobil sei. Gerade dies ist ja die Befürchtung von uns Jägern, dass das Wild die Trasse meidet und somit der natürlich Kreislauf (Flora und Fauna) im Wald gestört wird. 

Die Themen Wertverminderung bzw. –verlust sind nicht Gegenstand der UVP – werden aber auch sonst nirgends behandelt. Stellen Sie Häuslbauer mal vor die Wahl: Baugrundstück gute Lage mit 380kV Freileitung in der Nähe und ein Baugrundstück ebenfalls gute Lage  ohne 380kV Freileitung im Hintergrund zum gleichen Preis! Welches Grundstück wird wohl von den meisten bevorzugt? 

Biotope und Ökosysteme

Wir können nur unser Bedauern darüber ausdrücken, das der ASV es gar nicht der Mühe wert gefunden hat, unsere Einwendungen zu lesen, welche weiterhin voll aufrecht bleiben. 

Es konnten weiters im unmittelbaren Trassenbereich Flugbeobachtungen von verschiedenen Fledermausarten, von Neuntötern u.a. beobachtet werden.
Wie ein roter Faden tritt die schlechte Grundlagenerhebung bei allen Teilbereichen – Gesundheit, Luft-Klima, Lärm, Trassenfindung, Vogelschutz, Raumordnung, Landschaftsbild, Tourismus, Kulturgüter u.a. - zu Tage.

Unsere Kritik über ein überhastetes Verfahren mit dem Ziel dieses Vorhaben auf biegen und brechen durch zusetzten bleibt voll aufrecht.

Unter Beachtung der von uns bis jetzt aufgezeigten Mängel im Verfahren ergeht der Antrag an die verfahrensführende Behörde, das vorliegende UVP-Verfahren abzubrechen und vollständig neu aufzulegen!
 Empersdorf, 17.10.2004
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19. Einwendung Familie Panik, Gemeinde Empersdorf:

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

26. Ergänzende Stellungnahme des Umweltanwalts zur Versorgungssicherheit:

Von Seite der APG wird auf der Homepage ebenso wie in den Einreichunterlagen erklärt, dass Sinn und Zweck dieser Leitung einerseits die Versorgungssicherheit für den uneingeschränkten Betrieb der Leitung erforderlich ist, andererseits es in ihrem Bestreben liegt, ausschließlich eine technisch ausgereifte Lösung umzusetzen.

Im Teilgutachten der Energie-Control GmbH wird ebenfalls darauf hingewiesen, dass Versorgungssicherheit einer der Punkte ist, die unbedingt zu berücksichtigen sind.

Die Versorgungssicherheit setzt sich aus den Teilbereichen

· Netzinfrastruktur

· Betriebssicherheit sowie

· Erzeugung und Verbrauch

zusammen.

Von Seite des Umweltanwalts wird die erforderliche Betriebssicherheit angezweifelt. Wie im übergebenen Gutachten der TU Graz, Institut für Hochspannungstechnik und Systemmanagement erklärt wird, ist nicht einmal (n-1)-Kriterium erfüllt. Das Ergebnis wird kurz zusammengefasst:

Die geplante 380 kV-Steiermarkleitung wird als zweisystemige Hochspannungsfreileitung errichtet, wobei abschnittsweise ein System der 110 kV-Leitung am Gestänge der 380 kV-Maste mitgeführt wird. Das projektierte Mastbild „Gemeinschaftsleitung“ (siehe Abb. L 9297, Ordner TE-E/3) ist aus Sicht des Netzbetriebes nicht von Vorteil. Der Mast kann nicht bestiegen werden, ohne das 110 kV-System abzuschalten, da das mittlere Seil durch den Mast geführt wird. Durch die am oberen Gestänge mitgeführten zwei Seile des 110 kV-Systems können Instandhaltungsarbeiten an der 110 kV-Leitung nur bei Abschaltung beider 380 kV-Systeme erfolgen. Ebenso können Arbeiten an einem der beiden 380 kV-Systeme nur bei abgeschalteter 110 kV-Leitung erfolgen. Bei auftretender Störung an einem der drei Systeme würde sich diese mit großer Wahrscheinlichkeit auf mindestens ein weiteres System auswirken. Daraus ergeben sich Fragen bezüglich der Auswirkung auf die Zuverlässigkeit und die Erfüllung des (n-1)-Kriteriums sowie der Koordination zwischen STEWEAG-STEG und APG in bezug auf durchzuführende Instandhaltungsarbeiten.

Es ist auch zur Diskussion zu stellen, weshalb die „Gemeinschaftsleitung“ nicht für zwei Doppelsysteme 110 kV und 380 kV konzipiert wurde. Eine derartige Mastvariante würde Vorteile aus Sicht des Netzbetriebes gegenüber dem projektierten Mastbild bringen. Dieser Mast wäre zwar um ca. 10 m höher und etwas breiter, würde aber mehr Möglichkeiten der Leitungsmitführung bieten und die Netzbetriebssicherheit gewährleisten. 

Das eingereichte Projekt entspricht somit weder den Vorgaben des UVP-G 2000, noch den Aussagen der APG. Im Gutachten der Energie Control GmbH über den Bedarf der 380 kV-Leitung wird auf das oben genannte Thema nicht eingegangen. Das Gutachten ist somit unvollständig und der Umweltanwalt beantragt eine Ergänzung. 

Desweiteren wird im obzitierten Gutachten der Prognosezeitraum bis zum Jahr 2010 genutzt. Im Sinne der zu erwartenden Lebensdauer des Projekts erscheint dieser Prognosezeitraum zumindest als äußerst dürftig. Es ist nicht auszuschließen, dass aufgrund des steigenden Energieverbrauchs die geplante Steiermarkleitung sich als zu klein dimensioniert darstellen könnte. Eine Erweiterung ist beim bestehenden Masttyp nicht möglich. Der Umweltanwalt stellt deshalb den Antrag, das UV-GA dahingehend ergänzen zu lassen, inwieweit die eingereichte Kapazität für das geplante Vorhaben überhaupt als ausreichend angesehen werden kann. Erst danach kann beurteilt werden, inwieweit das gegenständliche Projekt die Vorgaben des UVP-G 2000 auch tatsächlich erfüllt. 

Aus rechtlicher Sicht dazu:

Das UVP-Verfahren ist kein wirtschaftliches Bedarfsprüfungsverfahren, sondern ein Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit. In diesem Verfahren können Interessensabwägungen daher nur in eingeschränktem Maße stattfinden. 

Einmal kann eine Interessensabwägung dann stattfinden, wenn eine solche in einem mitanzuwendenden Materiengesetz stattzufinden hat und ein weiteres Mal kann die Interessensabwägung über die Bestimmung des § 17 Abs.5 UVP-G 2000 einfließen. 

Danach ist auf öffentliche Interessen Bedacht zu nehmen. Aber selbst diese Bestimmung erwähnt in einem Nebensatz, dass bei dieser Bedachtnahme insbesondere die Umweltschutzinteressen zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass sogar bei Bedachtnahme auf andere öffentliche Interessen das Umweltschutzinteresse ein größeres Gewicht hat. 

Nachdem die Versorgungssicherheit durch die 380 kV-Steiermarkleitung in der beantragten Form die Versorgungssicherheit – wie oben dargestellt – nicht gewährleistet, kann auch in der Interessensabwägung die Versorgungssicherheit keinen höheren Stellenwert haben als der Umweltschutz. Der Umweltanwalt vertritt daher die Rechtsansicht, dass im gegenständlichen Fall die UVP-Behörde eine Interessensabwägung zu Lasten des Umweltschutzes aufgrund der nicht gewährleisteten Versorgungssicherheit nicht vornehmen darf. 

27. Ergänzung zu den Einwendungen der Gemeindeinitiative einschließlich der Gemeinde Empersdorf:
1.) E-Mail vom 15.10.2004 von Rudolf Woschitz an  die Gemeinde Empersdorf (3 Seiten).

2.) Schreiben der IFIAT, Ing. Christoph Rossmann, vom 14.6.2004 (3 Seiten).

3.) Schreiben des Institutes für Umwelthygiene, Prof. Dr. Michael Kundi vom 15.10.2004 (2 Seiten).

4.) Kopie aus der Presse vom 14.10.2004 und vom 13.10.2004 (2 Seiten).

Die schriftlich vorgelegten Einwendungen (Seiten 10) werden mündlich vorgetragen.

(Amtsleiter Josef Arnus)

Die Übernahme der Einwendungen wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

28. Einwendung der Gemeinde Empersdorf:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 5) wird mündlich vorgetragen.

(Amtsleiter Josef Arnus)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

29. Ergänzung zur Einwendung der Gemeindeinitiative Empersdorf (ohne Stadtgemeinde Hartberg):
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.

(Amtsleiter Josef Arnus)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

30. Einwendung von Bürgerinitiative Sinabelkirchen/Nitscha:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 7) wird mündlich vorgetragen.

(DI Hubmann)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

31. Stellungnahme des Grundeigentümers Johannes Kober:
Ich möchte feststellen, dass ins Gutachten von DI Kapetanovic die Erkenntnisse des 9-Säulen-Modells der Solarenergie von Prof. Schrimpf, Universität Weihenstefan, Deutschland, nicht eingeflossen sind und dadurch das Ergebnis für mich unbefriedigend ist. 

(Johannes Kober)

32. Einwendung von Herrn Bgm.Gschiel, Gemeinde St.Magdalena am Lemberg:

Die schriftliche Einwendung (5 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

Bgm.Gschiel eh.

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Dr.Weihs)

Bgm.Gschiel hat sich vor Unterfertigung entfernt.

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

33. Einwendung von Hierzer

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

34. Einwendung von 

Bürgerinitiative

Gemeinde Empersdorf

Alois und Maria Tieber, Liebensdorf 45, 8081

Elisabeth Wagner, Raudenberg 177, 8081,

Raimund Bauer, Liebensdorf 68, 8081

 Wolf Kieberl, Dürnberg 150, 8081

Betreff: Einwendungen zum vorliegenden UVP-Gutachten einschließlich der Teilgutachten

Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

In der mit dem Edikt zu Zl. FA 13A-43.10-1429/04-1750 anberaumten öffentlichen mündlichen Verhandlung werden zum gegenständlichen Vorhaben in Ergänzung der bereits erhobenen die nachfolgenden

Einwendungen

zum Projekt samt dem Umweltverträglichkeitsgutachten vom September 2004 sowie seinen Teilgutachten geltend gemacht.

Die Bürgerinitiative behält sich das Recht vor, jederzeit ergänzende Stellungnahmen im Zuge des Verfahrens abzugeben.

Gleichzeitig wird der Antrag auf Vertagung eingebracht, da die öffentliche Auflage des UVP-Gutachtens am 23. September 2004 nicht erfolgt ist und außerdem vor Ablauf der vierwöchigen Auflagefrist die mündliche Verhandlung stattfindet.

Die Bürgerinitiative stellt fest, dass bereits vor Beginn des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens Beamte der Fachabteilungen der Stmk. Landesregierung an der Ausarbeitung des Projektes mitgewirkt haben, die jetzt als Amtsachverständige Fachbereichsgutachten abgegeben haben.

Ebenso wird festgestellt, dass wesentliche Teile unserer Einwände, eingebracht am 28. 6. 2004, nicht behandelt oder ohne nachvollziehbare Begründung abgetan wurden.

Im Umfeld der UVP wird die Angst der Bevölkerung um Arbeitsplätze geschürt. Der Verbund besticht durch Doppelmoral, weil er einerseits von zu wenig Geld für eine Erdverlegung spricht und andererseits Millionen in die Öffentlichkeitsarbeit für das Freileitungsprojekt steckt. Politiker lassen zehntausende Betroffene im Stich.

Die Behörde verstieß beim Verfahren gegen EU-Bestimmungen (z.B. wurden Vogelschutzgebiete und FFH-Lebensräume nicht an die EU-Kommission bekannt gegeben), was einen schweren Verfahrensmangel darstellt. Unter anderem wurden von uns drei Gemeinden näher geprüft und in zwei davon Schwarzstorchhorste direkt auf der Trasse festgestellt – nachdem der Verbund die Trasse geprüft und das o.k. gegeben hatte. Entlang der Trasse in der Gemeinde Empersdorf leben artgeschützte Vogelarten wie der Wespenbussard und auch der Schwarzstorch.

Nicht nachvollziehbar ist der energiewirtschaftliche Bedarf. So macht der Verbund 56% seines Umsatzes im Ausland. Allein die Netzkosten schlagen sich mit rund 60% der heimischen Energiekosten zu Buche. Somit zahlen die kleinen Stromverbraucher das Netz für die Großkunden. 

Der Anteil an Atomstrom steigt bei der ESTAG und der KELAG von Jahr zu Jahr. Heimische Kraftwerke werden aufgelassen, Arbeitsplätze bewusst vernichtet. Von der „Energie Raum Mur GmbH“ ist allerdings ein ökologisch orientiertes Energieprojekt in der Steiermark geplant. So sollen zwei Flusskraftwerke zwischen Feldkirchen/Gössendorf und Mellach/Werndorf errichtet werden.

Alternativen zur Freileitung wurden nur am Rande behandelt, etwa die Verkabelung. „Die technische Alternative der Leitungsführung als Erdkabel würde zwar erhebliche Eingriffe in das Landschaftsbild vermindern, führt jedoch zu erheblicheren nachteiligen Umweltauswirkungen für Menschen, Pflanzen, Boden und Wasser“, heißt es in der UVP. Diese Aussage ist unrichtig und durch bereits bestehende Pipelines, Gasleitungen usw. in diesem Gebiet widerlegbar. Weltweit werden immer öfter Verkabelungen von Hochspannungsleitungen in ökologisch sensiblen Bereichen oder urbanen Räumen durchgeführt. Dänemark ist Spitzenreiter.

Das Gutachten der E-Control und alle anderen UVE- sowie UVP-Gutachten zu diesem Thema beruhen auf einem acht Jahre alten Wissensstand. Daraus resultiert der hohe Kostenfaktor. Aber wenn der neueste Wissensstand und eine andere (kürzere) Trasse für die Erdverlegung berücksichtigt werden, sind die Mehrkosten bei weitem nicht so hoch, sondern liegen lediglich bei 1:3. Außerdem wird laut Verbund die österreichische 380-kV-Ringleitung zur Sicherung des gesamteuropäischen Stromnetzes benötigt. Daher liegt es nahe, dass die 380-kV-Leitung mit EU-Geldern gefördert wird.

Zum Thema Humanmedizin wurde in der UVP wohl eher scherzhaft argumentiert: Der Vorteil der Sichtbarkeit einer Stromleitung liege darin, dass diese von besonders empfindlichen Personen genau lokalisiert werden kann. Und aus diesem Grund werde die Freileitung keine Gesundheitsgefährdungen durch elektromagnetische Felder verursachen. Tatsache ist allerdings, dass in Großstädten mit weit höherem Fußgängeraufkommen verkabelt wird, um Beeinträchtigungen zu verringern. In Wien befindet sich das 380-kV-Kabel unter dem Gehsteig.

Gerade in unserem von Feinstaub stark belasteten Gebiet stellt der auf den Leitungen ionisierte Staub für Menschen eine große Gefahr dar. Forscher der Universität Bristol fanden in diesem Zusammenhang heraus, dass entlang solcher Hochspannungsleitungen Menschen, die in Windrichtung leben, von Lungenkrebs bedroht sind.

In der Gemeinde Empersdorf soll die Freileitung 120 Meter neben Volksschule, Kindergarten und Kinderhaus mit mehr als 110 Kindern im Alter zwischen 18 Monaten und 14 Jahren vorbeiführen – obwohl in wissenschaftlichen Studien auf die Leukämiegefahr von Kindern im Nahbereich von Hochspannungsleitungen hin gewiesen wird. Dieses gravieende Problem ist den Gutachtern keine einzige Zeile wert.

Ebenso wenig gingen die Gutachter auf die zahlreichen Einwendungen seitens der Bevölkerung zum Thema Biotope und Ökosysteme ein, vermutlich aus zeitlichen Gründen. Denn die Einwendungen wurden am 28. 6. 2004 gesammelt eingebracht. Die Stellungnahme von DI Karl Fasching ist mit 29. 6. 2004 datiert und darin wird auf das Anhörungsverfahren verwiesen. Das Datum beweist, dass die Einwendungen gar nicht berücksichtigt werden konnten, was einen verfahrensrechtlichen Mangel dar stellt.

Beeinträchtigungen der landwirtschaftlichen Kulturen wurden in der UVP verharmlost bzw. zum Teil gar nicht berücksichtigt. Der Gutachter behauptet, dass Maststandorte Rückzugsgebiete für Nützlinge sind. Dem kann entgegengehalten werden, dass diese ebenso enorme Unkrautquellen in den Äckern darstellen, wodurch in weiterer Folge erhöhter Herbizid-Ensatz erforderlich sein wird.

Für die Waldflächen der Gemeinde Empersdorf würde die geplante Freileitungstrasse eine Katastrophe bedeuten. 32 Hektar Wald müssen geschlägert werden und können nie mehr als Hochwaldbestand genützt werden. Die Schlägerungsbreiten werden mit bis zu 95 Meter angegeben, müssen am durch hängenden Seil aber sogar noch breiter werden. Dies wurde im Gutachten unrichtig dargestellt. Im Extremfall sind Expertenberechnungen zufolge Breiten von über 120 Meter möglich.

Eine Verkabelung würde laut forstwirtschaftlichem Gutachten einen noch gravierenderen Eingriff in die Natur darstellen als die Freileitungs-Variante. Diese Darstellung stimmt keinesfalls. Die Kabeltrasse müsste man nicht im Wald verstecken, sondern könnte diese auf einer kürzeren Strecke durch Freiland führen. Außerdem würden sich die Schlägerungsbreiten derart gering halten, dass sie allein vom verbleibenden Bestand geschlossen werden könnten.

Unerhört die Behauptung des Gutachters zur Erholungsfunktion im Bereich der Trasse im Waldbereich: Die Erholungsfunktion sei nur in der Errichtungsphase beeinträchtigt. Danach könne man unterhalb der Leitung eine interessante Vegetation beobachten. Die Bürgerinitiative bezweifelt, dass sich unter der Hochspannungsleitung überhaupt jemand Erholung sucht.

Die Bürgerinitiative bemängelt weiters die Trassenwahl, die auf Daten von 1991 bis 1996 basiert. Inzwischen hat sich die Regionalentwicklung stark verändert.

Im UVP-Gutachten wird eine Reihe von Mängeln (Berücksichtigung der Fachbereiche Landschaftsbild, Siedlungsraum und Ortsbild) kurz angeschnitten. Ein negatives Gutachten im Fachbereich Landschaftsbild wurde unzulässigerweise relativiert und in der Zusammenfassung verharmlost dargestellt. In Bezug auf Umweltverträglichkeit ist keine zusammenfassende Beurteilung vorhanden. 

Die Themen Wertverminderung bzw. –verlust sind nicht Gegenstand der UVP – werden aber auch sonst nirgends behandelt. 

Zum Bereich Landschaftsbild gab es eine unabhängige Untersuchung am Institut für Soziologie der KFU Graz über die Wirkung der Freileitung auf die Bürger. 900 Fragebögen mit Fotomontagen wurden versandt, 36 Prozent ausgefüllt zurückgeschickt. Mindestens drei Viertel der Befragten beurteilten die Beeinträchtigung zwischen unverträglich und absolut unverträglich.

Die Gemeinde Empersdorf zählt einerseits zu den Naherholungsgebieten von Graz und bildet andererseits das Tor zur Region Stiefingtal, die sich als Genussregion präsentiert und derzeit touristisch gut ausgelastet ist. Freizeit- und Erholungsbereiche würden unserer Ansicht nach durch die Freileitung erheblich beeinträchtigt. In der UVP-Begutachtung fehlt über die touristische Entwicklung eine zusammenfassende Stellungnahme. Das Gutachten ist somit unvollständig. 

Auf kulturelle Gegebenheiten in unserer Gemeinde wird auch nicht eingegangen. Das Pestkreuz, von dem sich das Gemeindewappen von Empersdorf ableitet, liegt 400 Meter von der geplanten Hochspannungsleitung entfernt; Hügelgräber aus der Römerzeit reichen bis 100 Meter zur Trasse; auch ein Wehrhof befindet sich im Nahbereich der Leitungstrasse. Somit ist das UVE-Gutachten mangelhaft. Auf diesen Umstand wurde in der Gemeindeeinwendung Empersdorf vom 28. Juni 2004 ausdrücklich hingewiesen.

Die Bürgerinitiative Empersdorf  hält die UVE- und die UVP-Gutachten für mangelhaft und sieht keine Umweltverträglichkeit im Freileitungsprojekt. Für die Bürgerinitiative wäre nur eine Erdverlegung denkbar.

Empersdorf, 16. 10. 2004

                                                                                                  Unterschriften:

35. Einwendung von Kermann

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

36. Stellungnahme der Bürgerinitiative Sinabelkirchen-Nitscha, vertreten durch DI.Hubmann:

Die BI Sinabelkirchen-Nitscha stellt den Antrag, den Umweltverträglichkeitsgutachten in die eingehende Begutachtung und Erörterung der im Redebeitrag des Dr.Hornbachner vorgeschlagenen 19 Maßnahmen (Niederschrift Seite 5, Stellungnahme Nr.30) zu ergänzen. 

(DI.Hubmann)

37) Stellungnahme der Bürgerinitiative Krumegg, vertreten durch Ing. Brünner:

Ergänzend zur bereits unter 8.) abgegebenen Stellungnahme stellen wir den Antrag auf Nachbesserung des Teilgutachtens Nr. 13, Energiewirtschaft, und um Übermittlung an die Bürgerinitiative Krumegg zur Stellungnahme vor Entscheidungsfindung.

Ing. Brünner

38. Stellungnahme des Vertreters der Antragsteller:

Im Fachbereich „Bedarf, Energiewirtschaft“ wurde eine von der Hornbachner Consulting erstellte Kurzstudie vom Autor vorgestellt und weiters mündlich ergänzt. Zu dieser Kurzstudie geben wir nachstehende Stellungnahme ab:

In der Kurzstudie von Dr. Hornbachner „Die 380-kV-Höchstspannungsleitung Südburgenland – Kainachtal („Steiermarkleitung“) und mögliche Alternativen“ im Auftrag der Grünen
 werden die Notwendigkeit der Steiermarkleitung in Frage gestellt und angebliche Alternativvarianten – insbesondere der Ausbau von Ökostromanlagen – angeführt.

Im gegenständlichen Kommentar der APG zur Kurzstudie werden die behandelten Themen zusammengefasst, Falschaussagen richtig gestellt und fehlende Fakten ergänzt.

· Hornbachner stellt den liberalisierten europäischen Strommarkt in Frage

APG ist als Netzbetreiber und Regelzonenführer verpflichtet die gesetzlichen Rahmenbedingungen (EU-Binnenmarktrichtlinie Elektrizität, ELWOG, etc.) einzuhalten. Kritik am liberalisierten Strommarkt ist daher an die zuständigen Stellen, nicht jedoch an APG bzw. die österreichischen Netzbetreiber zu richten.

· Hornbachner schlägt vor, internationale Kuppelleitungen abzuschalten

Ein willkürliches Abschalten von Kuppelleitungen ist aufgrund rechtlicher Rahmenbedingungen und gültiger Verträge nicht möglich.

Internationale Kuppelleitungen sind für die hohe Versorgungssicherheit im UCTE-Netz unerlässlich. Massive Rückwirkungen auf benachbarte Länder, bis hin zu Blackouts, wären die Folge.

Österreich wird zunehmend zum Nettostromimporteur, ist also selbst an den Strombezug über Kuppelleitungen vom benachbarten Ausland angewiesen.

Internationale Störaushilfe bei Kraftwerksausfällen hat schon öfters einen Stromausfall in Österreich verhindert (z.B. Hochwasser an der Donau 2002).

· Hornbachner fordert mehr verbrauchsnahe Stromerzeugung

Allgemein sind Ressourcen zur effizienten Stromerzeugung (z.B. geeignete Flüsse für Wasserkrafterzeugung, Kohle für thermische Kraftwerke, gute Standorte für Windkraftwerke) ungleichmäßig verteilt und decken sich nicht mit den Verbrauchsschwerpunkten. Dies lässt sich auf regionaler (z.B. Bundesland), nationaler (z.B. Österreich) sowie internationaler (UCTE-Netz) Ebene beobachten.

Das Hochspannungsnetz stellt die Verbindung zwischen Erzeugungs- und Verbrauchszentren her und sorgt für einen Ausgleich zwischen den verschiedenen Kraftwerken bzw. Kraftwerkstypen (Grundlast/ Spitzenlast) und den Verbrauchern.

· Hornbachner schlägt dezentrale, verbrauchsnahe Ökoenergieanlagen als Lösung vor

Gute Standorte für Ökoenergieanlagen (z.B. Windkraft, Kleinwasserkraft, Biomasse) sind meist abseits von Verbrauchsschwerpunkten. Eine Ökologisierung der Stromerzeugung verlangt daher ebenfalls Anpassungen im Hochspannungsnetz.

Biomasseanlagen werden hauptsächlich zur Wärmeerzeugung (Heizzwecke) eingesetzt, die Strom​erzeugung spielt dabei eine untergeordnete Rolle (nur max. 15 - 20 %).

Für eine durchgehende Einhaltung der (n-1)-Sicherheitsgrenze auf den 220 kV-Nord-Süd-Leitungen fehlen bereits heute im Süden Österreichs Kraftwerkskapazitäten von 1350 MW (Studie der TU-Graz, Prof. Fickert) – diese Größenordnung kann mit Ökoenergieanlagen niemals erreicht werden.

· 380 kV-Netzausbau als Voraussetzung für den Windkraftausbau

Windparks sind keine dezentralen Anlagen, sondern an einen Standort konzentriert und entsprechen leistungsmäßig mittleren konventionellen Kraftwerken (z.B. 50 MW). Die Steiermarkleitung ermöglicht den Abtransport des, durch den massiven Ausbau der Windenergienutzung im Burgenland bzw. in Niederösterreich (beste Standorte in Österreich mit bekannten Projekten bis zu 1300 MW
) zusätzlich steigenden, Erzeugungsüberschusses im Norden Österreichs. Weiters muss die mangelnde oder die überschüssige Erzeugung von Windkraftwerken, die schwer zu prognostizieren ist und entsprechend dem Winddargebot stark schwankt (Hauptproblem bei der Windkrafterzeugung !), laufend ausgeglichen werden, weshalb ein leistungsfähiges Hochspannungsnetz notwendig ist. Vorrangig kommen dabei die im Süd-Westen gelegenen Pumpspeicherkraftwerke zum Einsatz, da ansonsten dieser Ausgleich mit thermischen Kraftwerken erfolgen müsste (dies hätte jedoch weitere Nachteile und zusätzliche CO2-Emissionen zur Folge).

· Hornbachner nennt Stromtransite und Pumpstromlieferungen als Ursache für Engpässe

Der innerösterreichische Leistungsaustausch zwischen Nord (Energieüberschuss) und Süd (Energiedefizit) belastet die Leitungen weitaus mehr als die internationalen Stromflüsse.

Das Wort Stromtransite ist ein Terminus der Vergangenheit, im liberalisierten Strommarkt gibt es nur noch Importe bzw. Exporte von Bilanzgruppen in eine bzw. aus einer Regelzone. Das Interesse an den Importen und Exporten liegt bei den Marktteilnehmern und Bilanzgruppen, der Übertragungsnetzbetreiber und Regelzonenführer ist nur (!) für die Abwicklung zuständig. Die Bilanzgruppen setzen sich aus Erzeugern, Händlern und Kunden (d.h. auch jeder Haushalt !) zusammen.

Auch ohne Pumpleistung übersteigt der innerösterreichische Leistungsaustausch (bis zu 1400 MW) die (n-1)-Sicherheitsgrenze auf den Nord-Süd-Leitungen (1200 MW). Durch den Ausbau der Windkraft ergibt sich ein markanter, zusätzlicher Mehrbedarf an Ausgleichsenergie (vgl. Consentec-Studie
).

· Hornbachner nennt Stromexport nach Italien als Hauptmotiv für den Bau der Steiermarkleitung

Die Steiermarkleitung dient in erster Linie zur Erhöhung der Versorgungssicherheit in der Steiermark (neues UW Oststeiermark und bessere 110 kV-Teilnetzbildung, redundante Anspeisung des Großraums Graz) und ist zudem Voraussetzung für den Windkraftausbau im Burgenland und in Niederösterreich.

Die Leitungskapazität nach Italien (direkt bzw. indirekt über Slowenien) bleibt unverändert, und somit sind auch künftig mit der Steiermarkleitung nicht mehr Stromexporte nach Italien möglich.

Durch die Steiermarkleitung werden die Leitungsverluste im Hochspannungsnetz um etwa 200 GWh reduziert, dies entspricht dem Jahresenergiebedarf von rd. 68.000 Haushalten oder der Jahreserzeugung von 65 Windrädern à 2 MW.

Lastflüsse ergeben sich letztlich immer nach physikalischen Gesetzen, der Strom fließt immer von der Quelle zur Senke und teilt sich entsprechend den Widerständen (Impedanzverhältnissen) auf die einzelnen Hochspannungsleitungen auf.  In vermaschten Netzen kommt es dadurch auch zu nicht geplanten, ungewollten physikalischen Durchzügen.

· Hornbachner nennt falsches Potential an Ökoenergie in der Steiermark

In einer Studie der TU-Graz, Prof. Stigler, wird der Einsatz erneuerbarer Energieträger in der Steiermark detailliert untersucht. Das maximal ausbaubare Potential an Ökostrom beträgt 323 MW (Hornbachner nennt mit 650 MW hingegen das Doppelte), realistisch umsetzbar sind sogar nur 90 MW. 

Die Kosten des Maximalsausbaus an Ökoenergie wären extrem hoch (738 Mio. € Investitionskosten und 71 Mio. € jährliche Kosten), die des realistisch umsetzbaren Potentials liegen mit 160 Mio. € Investitionskosten bereits deutlich über jenen der Steiermarkleitung – die Versorgungssicherheit würde dabei aber nicht verbessert werden.

· Von Hornbachner angeführte Alternativen zur Lösung der Engpasssituation sind unzureichend

In der Kurzstudie nennt Hornbachner mögliche Alternativen um kritische Netzsituationen zu vermeiden. Es wird behauptet, daß dies durch folgende Maßnahmen erreicht werden kann:

i) Errichtung von Ökostromanlagen und Kraftwärmekopplung

ii) Unterbrechbare Verträge für die Industrie

iii) Unterbrechbarer Stromexport nach Italien

iv) Reduktion des Pumpbetriebes in kritischen Lastsituationen

v) Einbau von elektronischen Schrägreglern (UPFC)

Tatsache ist, daß die angeführten Maßnahmen selbst in Summe nicht ausreichend sind, um die (n-1)-Sicherheit zu gewährleisten. Zudem sind die stetigen Verbrauchssteigerungen und geplante Kraftwerksstillegungen nicht berücksichtigt worden.

ad i)
Eine Errichtung reicht alleine nicht aus, die Leistung muss im Bedarfsfall auch jederzeit verfügbar sein (Dargebotsabhängigkeit vs. bedarfsgerechter Erzeugung). Selbst bei einem Vollausbau der Ökoenergie über mehrere Jahre, dessen Realisierung sehr unrealistisch ist, würde die jährlich neu hinzukommende Leistung der Ökoanlagen nicht einmal zur Abdeckung des jährlichen Leistungsanstieges (Verbrauchssteigerungen) in der Steiermark reichen.

ad ii)
Die von Hornbachner angeführten mehreren 10 MW stellen in diesem Zusammenhang keine relevante Größenordnung dar und sind derzeit nicht umsetzbar.

ad iii)

Stromlieferungen nach Italien (internationale Verträge) können nicht beliebig unterbrochen werden (Verstoß gegen gültige Gesetze und Verordnungen). Hornbachner gibt an, die exportierte Leistung nach Italien sei ständig 280 MW. Tatsächlich beträgt der NTC (Net Transfer Capacity) jedoch nur 220 MW.

ad iv)

Eine weitere Einschränkung des Pumpbetriebes würde die Spitzenlastabdeckung gefährden sowie die Regelleistung bzw. Ausgleichsenergie markant verteuern (Ausbau der Windenergie benötigt zusätzlich bedeutend mehr Ausgleichsenergie). Generell ist diese Maßnahme nur in der Nacht und an den Wochenenden anwendbar. Die Engpässe treten jedoch auch unter Tags auf.

ad v)
UPFC’s in der erforderlichen Größenordnung sind bis heute technisch nicht realisiert. Bei Einsatz von UPFC’s an den drei Nord-Süd-Leitungen treten weiterhin Belastungen bis zur thermischen Grenze auf, was sehr hohe Leitungsverluste und extrem hohe Materialbeanspruchungen mit sich bringt.

· Hornbachner summiert die Wirkung seiner angeführten Alternativen fehlerhaft

In der Kurzstudie werden die Kernaussagen tabellarisch (Tabelle 6.1) zusammengefasst. Durch die leistungsmäßige Summation soll gezeigt werden, dass die angeführten Alternativen zur Behebung der Nord-Süd-Engpässe ausreichen. Die von Hornbachner angeführten Zahlen sind jedoch nicht realistisch, die Summenbildung zusätzlich falsch.


  laut Hornbachner
tatsächliche Möglichkeiten


	Maßnahme
	Leistung
	
	Leistung

	Errichtung von Ökostromanlagen
	250 – 400 MW
	
350 – 650 MW
	90 (max. 323) MW

	Industrielle KWK
	100 – 250 MW
	
	

	Unterbrechbare Verträge Industrie
	50 – 100 MW
	
	0 (100) MW 

	Unterbrechbarer Vertrag Stromexport Italien
	280 MW
	
	0 MW

	Reduktion Pumpbetriebes in kritischen Lastsituationen
	0 – 300 MW
	
	0 – 300 MW

	Gesamt
	680 – 1330 MW

	
	90 – 723 MW 


In der Tabelle wurde von Hornbachner zudem folgendes nicht berücksichtigt:

(  Stilllegung der Kraftwerke St. Andrä (2004) und Voitsberg (2006):

450 MW
(  Verbrauchsanstieg (ca. 30 MW/a) der Steiermark bis 2010 ca.:

210 MW

	
	zusätzliches, nicht berücksichtigtes Erzeugungsdefizit im Süden
660 MW


Derzeit sind zusätzliche 1350 MW an Kraftwerkskapazität im Süden erforderlich um die (n-1)-Sicher​heitsgrenze einzuhalten (Studie der TU-Graz, Prof. Fickert). Unter Berücksichtigung künftiger Entwicklungen (zusätzlich 660 MW) steigt dieses Leistungsdefizit im Jahr 2010 bereits auf 2000 MW an (!).

Das von Hornbachner vorgeschlagenen Maßnahmenbündel kann also den Engpass nicht beseitigen, dieser würde sich vielmehr in Zukunft weiterhin verschärfen. Trotz der hohen Kosten für den Ausbau der Ökoenergie und dem Nachteil für die Wirtschaft durch Lastabschaltungen (unterbrechbare Verträge) ergibt sich für den Zeithorizont bis 2010 eine wesentliche Verschlechterung der Versorgungssituation der Steiermark und der Engpasssituationen gegenüber heute.

· Hornbachner schlägt die Anbindung des 110 kV-Netzes der STEWEAG-STEG an den 380/110 kV-Übergabeknoten Südburgenland vor

Hiezu wird bereits im Gutachten von Herrn Dr.Sakulin/TU Graz, Institut für Elektrische Anlagen festgehalten, dass eine Anbindung des steirischen 110 kV-Netzes an den oben genannten Übergabeknoten in keinster Weise ausreicht, den erforderlichen Leistungsbedarf in die Lastschwerpunkte der Südsteiermark (inkl. Großraum Graz) zu transportieren. 

Zu dem in der heutigen Verhandlung von Dr.Hornbachner erhobenen Vorwurf, wonach die STEWEAG-STEG nicht alle Maßnahmen ergriffen hätte, um kritische Netzzustände zu vermeiden, wird dezitiert  festgehalten, dass die STEWEAG-STEG im Zuge des Netzbetriebes schon in der Vergangenheit alle erdenklichen Maßnahmen ergriffen hat, um die Stromversorgung in der Steiermark sicherstellen zu können und dies auch in der Zukunft, dem gesetzlichen Auftrag entsprechend, so handhaben wird. Der von Dr.Hornbachner erhobene Vorwurf wird auf das schärfste zurückgewiesen. 

· Von Hornbachner unzureichend berücksichtigte Fakten

(
Die Steiermark kann bereits heute 25% ihres Strombedarfs nicht selbst decken. Im Jahr 2010 wird die Importabhängigkeit der Steiermark auf rd. 45% steigen (Verbrauchssteigerungen, Stilllegung Kraftwerk Voitsberg).

(
Durch die hohe Belastung der drei österreichischen 220 kV-Nord-Süd-Leitungsverbindungen können bereits einfache Ausfälle, die im Netzbetrieb vorkommen können (Blitzeinschlag, Komponentenversagen), zu großräumigen Störungen und Blackouts führen (wegen der langfristigen Verletzung der (n-1)- Sicherheitsgrenze).

(
Ökostromanlagen sind nicht zur Spitzenlastabdeckung geeignet und können kaum regelbar eingesetzt werden. Zusätzlich bewegt sich das ausbaubare Potential an Ökostrom im %-Bereich bezogen auf den Strombedarf und ist weder leistungs- noch energiemäßig groß genug, um einen ausreichenden Beitrag zur allgemeinen Stromversorgung zu liefern. Grundsätzlich ist der Ökostromausbau hinsichtlich der Nachhaltigkeit zu begrüßen, kann aber eine leistungsfähige Übertragungsnetzinfrastruktur nicht ersetzen.

(
In Österreich wird Strom für Lastspitzen hauptsächlich von Pumpspeicherkraftwerken erzeugt. Dies ist auch ökologisch sinnvoll.

(
Die Windkrafterzeugung Im Nord-Osten Österreichs verursacht zusätzlich einen bedeutenden Mehrbedarf an Ausgleichsenergie und verschärft durch das Wechselspiel mit den Pumpspeicherkraftwerken im Süd-Westen die Nord-Süd-Engpassproblematik dramatisch (vgl. Consentec-Studie im Auftrag der E-Control).

(
Die Lebensdauer einer Hochspannungsleitung beträgt etwa 120 Jahre, bei Anlagen zur Ökostromerzeugung dagegen nur etwa 15 bis 20 Jahre. Das bedeutet, dass die Ökostromanlagen über einen betrachteten Zeitraum der Lebensdauer der Steiermarkleitung 6- bis 7-mal neu errichtet werden müssten (damit auch ein Vielfaches der ohnehin extrem hohen Investitionskosten !).

· APG muss bereits heute massive Engpassmanagement-Maßnahmen (z.B. Einschränkungen im Betrieb der Pumpspeicherkraftwerke, Zwangseinsatz von Kraftwerken und Sonderschaltungen im Netz) zur Aufrechterhaltung der Netzsicherheit einsetzen.

Somit zeigt sich zusammenfassend, dass die Studie von unrealistischen Annahmen ausgeht und demgemäß nach Auffassung der Antragstellerinnen nicht geeignet ist, die Schlüssigkeit und Richtigkeit des von der E-Control als nichtamtliche Sachverständige erarbeiteten Gutachtens sowie des von der Verbund APG erstellten Fachbeitrags C/Energiewirtschaft der Umweltverträglichkeitserklärung zu erschüttern. 

Zur Wortmeldung von DI.Ulf Steuber (Stmk.UA), wonach das gewählte Modell der 380 kV-Leitung samt Mitführung der 110 kV-Leitungen schon vom Ansatz her nicht geeignet sei, die von den Antragstellerinnen angestrebte Zuverlässigkeit und Sicherheit zu gewährleisten, führen wir aus wie folgt:

Infolge der Leitungsmitführung von einer 110 kV-Leitung am Gestänge der 380 kV-Leitung besteht für die 380 kV-Systeme keine Einschränkung in der Verfügbarkeit. Zwar besteht sehr wohl eine Einschränkung der Verfügbarkeit für das mitgeführte 110 kV-System, weshalb nur spezielle dafür geeignete 110 kV-Verbindungen für die Leitungsmitführung im Projekt herangezogen wurden. Dies betrifft die Leitungsverbindung Wünschendorf-Hartberg (Demontage der 110 kV-Leitung Gleisdorf-Hartberg) und die Leitungsverbindung Wünschendorf-Feldbach (Demontage der 110 kV-Leitung Gleisdorf-St.Margarethen), wo jeweils mehrseitig angespeiste Umspannwerke durch die gegenständlichen Leitungsmitführungen angespeist werden. 

Abschließend wird auf folgenden rechtlichen Zusammenhang aufmerksam gemacht:

In der Umweltverträglichkeitserklärung ist auch die sog. Nullvariante, also das Unterbleiben des Vorhabens, darzustellen (§§ 6 i.V.mit 1 Abs.1 Z.3 UVP-G). Dies bedeutet freilich nicht, dass die Antragsteller einen Bedarf an dem von ihnen verfolgten Vorhaben nachzuweisen hätten. Eine Bedarfsprüfung ist dem UVP-G fremd. 

Auch die Frage der Alternativen ist eingeschränkt zu verstehen:

Darzustellen sind die vom Projektwerber geprüften Trassenvarianten; sonstige Varianten zum Vorhaben, also technische Varianten, sind verpflichtend in der UVE gar nicht darzustellen (es obliegt hier der Disposition der Antragstellerinnen, um welche technischen Varianten sie prüfen); gleiches gilt für das UV-Gutachten, das auf den von den Antragstellern geprüften Alternativen aufzubauen hat (darüber hinaus hat es sich nur mit der Nullvariante und den Trassenvarianten auseinanderzusetzen). 

Sämtliche Ausführungen im Rahmen des Fachbereiches „Bedarf, Energiewirtschaft“ sind daher anhand dieser gesetzlichen Vorgaben zu würdigen. 

39. Einwendung von Vizebürgermeister Franz Zengerer der Gemeinde Großsteinbach:

Die schriftliche Einwendung (4Seiten) wird mündlich vorgetragen.

Vizebgm. Franz Zengerer

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Dr.Weihs)

Bgm.Gschiel hat sich vor Unterfertigung entfernt.

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

40. Einwendung von Frau Genoveva Reibenschuh vertreten durch Ing. Heinz Christian Brünner:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3 plus 5 Beilagen) wird mündlich vorgetragen.

(Ing. Heinz Christian Brünner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

41. Einwendung von Gertrud Auner:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Gertrud Auner vertr.durch Heribert Auner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Stangl2)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

42. Einwendung von Heribert Auner:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Heribert Auner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Stangl)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

43. Einwendung von Eva, Karin und August Wagner, 8072 St. Ulrich am Waasen, Tropbach 81:

Ergänzende Stellungnahme: 

Wir schließen uns der Stellungnahme der Bürgerinitiative St. Ulrich am Waasen, vertreten durch Frau Dr. Ernst-Kühr, für sämtliche Bereiche an, stellen jedoch fest, dass sich unsere Vollmacht für Herrn Mag. Kermann bisher nur auf den Bereich Bedarf bezogen hat.

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (2 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Eva Wagner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

44. Stellungnahme des Umweltanwalts, Stempfergasse 7, 8010 Graz, zum Thema Mitführung von 110 kV-Leitungen:

Durch das geplante Projekt erfolgt eine Durchschneidung des Landesgebiets der Steiermark im Ausmaß von ca. 81 km. Durch die Errichtung der Masten und der Leitung selbst ergibt sich eine Beeinträchtigung der Umwelt, die man auch als Schaden bezeichnen kann. Dieser Schaden ist unbedingt durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu kompensieren. Ein diesbezüglicher Vorschlag der APG ist die Zusammenlegung von bestehenden 110 kV-Leitungen mit der geplanten 380 kV-Leitung. 

Natürlich ist bei derartigen Leitungszusammenlegungen zu berücksichtigen, welche Auswirkungen sich dadurch im Netz für den Lastfluss, die Versorgungssicherheit und die Betriebsführung ergeben können. 

Von seiten des Umweltanwaltes werden auf Basis des vorgelegten Gutachtens nachfolgende Leitungen zur Mitführung vorgeschlagen:

1. Zur Leitung Gleisdorf-Hartberg zusätzlich zur Strecke Gleisdorf-Dombachtal den Bereich zwischen Hartberg und Eichberg.

2. Zur Leitung Fürstenfeld-Hartberg der Bereich zwischen Hartberg und Eichberg.

3. Zur Leitung Abzweigung Unterrohr der Bereich bis Oberwart.

4. Zur Leitung Unterrohr-Oberwart (BEWAG) der Bereich bis Oberwart.

Durch die vorgeschlagene Zusammenlegung können zusätzlich ca. 25,5 km an bestehenden 110 kV-Leitungen abgetragen werden, wobei notwendige Neuerrichtungen von Leitungszügen in einem Ausmaß von 6,5 km sich ergeben würden. 

Die Details dazu sind dem übergebenen Gutachten der TU Graz zu entnehmen. Aus Sicht des Umweltanwaltes ist eine derartige Mitführung zur Kompensation des Schadens durch die geplante 380 kV-Steiermarkleitung unbedingt erforderlich. Sie reicht allerdings nicht aus, um den durch die Leitung entstandenen Schaden vollständig auszugleichen.

(DI Ulf Steuber)

45. Einwendung von Frau Heide Fleischhacker, Kroisbach 5, 8321 St. Margarethen a.d.R.:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.

(Heide Fleischhacker)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

46. Einwendung von Peter Salmhofer, auch für die Gattin Barbara, Oberrettenbach 13, 8212 Pischelsdorf:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Peter Salmhofer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

47.) 

Stellungnahme des Vertreters der Antragstellerinnen zum Fachbereich Elektrotechnik und bezughabende Humanmedizin:
Die APG nimmt zu Aussagen aus den Fachbereichen Elektrotechnik und Humanmedizin  wie folgt Stellung:

Zur behaupteten Gefahr von Isolatorbrüchen:

Die Isolatorketten der 380-kV Stromleitung werden grundsätzlich als Doppelketten ausgeführt. Beim Ausfall eines Isolators kann der verbleibende Kettenstrang die volle mechanische Last übernehmen. Seit der Verwendung neuester Isolatorenmaterialien ist es im 380-kV-Netz der APG seit Anfang der 1970er-Jahre zu keiner Kettentrennung gekommen. Die vorgeschlagene Befestigungsmethode ist daher als sicher anzusehen. 

Zu den behaupteten Gefahren eines Erdschlusses:

Im Falle eines Erdschlusses (in erster Linie durch Baumfall) kommt es bei der 380 kV-Leitung durch die automatischen Schutzeinrichtungen zu einer sofortigen Leitungsabschaltung innerhalb von 100 Millisekunden. 

Die mitgeführten 110 kV-Leitungssysteme werden mittels Erdschlusskompensation gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 betrieben, wodurch die Fehlerströme im einpoligen Erdschlussfall so weit reduziert (kompensiert) werden, dass die maximal zulässigen Berührungsspannungen nicht überschritten werden.

Mastbruch, behauptete Dauer des Leitungsausfalles:

Für den Fall eines größeren Schadens an der Freileitung mit Mastbeschädigungen oder Mastbrüchen hat die APG als Ersatz für den ausgefallenen Leitungsabschnitt ein Notgestänge auf Lager, das in der Regel innerhalb von zwei Tagen in Betrieb genommen werden kann. Es ist daher unrichtig, wenn behauptet wird, dass die Dauer des Netzausfalles mit der Errichtungsdauer eines Mastes von in der Regel 25 Tagen gleichzusetzen ist.

Zur behaupteten Gefährdung der Personen bzw. Kinder im Kindergarten und in der Schule in Empersdorf:

Der Abstand der nächstgelegenen Gebäudekante der Schule zur Leitungsachse beträgt 172 m. Der Kindergarten befindet sich noch ca. 15 m weiter entfernt. Es ist daher nach den vorliegenden umweltmedizinischen Expertisen mit Sicherheit auszuschließen, dass die Kinder, Lehrer oder sonstige Personen durch den Betrieb der verfahrensgegenständlichen Leitungsanlage in ihrer Gesundheit gefährdet oder belästigt werden.

Zur Behauptung, dass die österreichischen Normen für den Leitungsbau unzureichend seien:

Die Leitung wird nach den verbindlichen österreichischen Bestimmungen (dzt. ÖVE-L11 bzw. deren Nachfolgevorschrift ÖVE/ON EN 50341 inkl. Österreichische nationale Ergänzungen) dimensioniert. Diese Vorschriften zählen zu den strengsten der Welt und sind strenger als die aktuellen europäischen Leitungsbauvorschriften.

Die Mindestwindgeschwindigkeit ist bis Höhen von 40 m mit 120 km/h anzunehmen und für Höhen darüber um 30 % zu erhöhen. Die Behauptung, dass diese verbindlichen Rechtsnormen nicht dem Stand der Technik entsprechen würden, entspricht nicht den Tatsachen.

Die Steweag-Steg GmbH und die BEWAG schließen sich diesen Äußerungen hinsichtlich der Netzebene 110-kV vollinhaltlich an.

48. Stellungnahme des Bgm. Ing. Günter Müller für die Gemeinde St. Johann/Haide:
Zum Gutachten und zur Stellungnahme von Herrn Dr. Kapetanovic von der E-Controll wird ausgeführt, dass zum Thema Erdkabel auf Seite 30 des Gutachtens angeführt wird, dass in Österreich erst 24 km Erdkabel verlegt sind. Dies ist insofern unrichtig, dass bereits alleine in Wien derzeit 44 km Erdkabel verlegt sind, und derzeit in Wien 7 km Erdkabel verlegt werden (2 x 3-phasig). Quelle Home-page der Wien-Strom bzw. Wien-Energie. Zur Blitzanfälligkeit wird bemerkt, dass ein Erdkabel weniger blitzgefährdet ist, als die Freileitung. Die Erdverkabelung ist genauso wenig ein Problem wie die Verlegung der Erdgasleitung oder der Ölleitung durch die Oststeiermark bzw. durch unsere Gemeinde. Die von Herrn Dr. Kapetanovic geäußerten Bedenken hinsichtlich Kompensation des Blindstromes ist technisch durchführbar. Alle 22 km wäre so eine Anlage (Drosselanlage) baulich vorzusehen. Die Erdverkabelung wäre genauso auszulegen und auszuführen, dass das n-1-Kriterium erfüllt wird (2 x 3 Phasen, 3 x 3 Phasen oder 4 x 3 Phasen). Die Erdverkabelung durch die Oststeiermark würde nur um das 3 bis 4-fache der Kosten der Freileitung betragen. Die Strombezieher hätten dadurch keine Mehrkosten zu tragen. Der Verbund bzw. die APG hätten nur eine geringere Dividende (in den nächsten 1 bis 5 Jahren) auszuschütten. Außerdem ist die Oststeiermark eine aufstrebende Tourismus- und Thermenregion. Die Freileitung würde das Landschaftsbild entscheidend beeinflussen und stören. Gerade das zur Zeit laufende UVP-Verfahren hat auf solche Umstände Rücksicht zu nehmen und diese in die Beurteilung aufzunehmen. Auf diese Umstände nimmt das laufende Verfahren viel zu wenig Rücksicht. 

(Bgm. Ing. Müller)

49. Stellungnahme von Ing.Brünner für die Bürgerinitiative Krumegg:

Ergänzend zur allgemeinen Erörterung stelle ich wegen Unvereinbarkeit folgenden Antrag:

Nach der Verweisung des ORF-Kamerateams durch den Verhandlungsleiter Dr.Michael Wiespeiner stelle ich daher den Antrag auf Wiederzulassung der bild- und tongebenden Medien, da es sich bei der gegenständlichen mündlichen Verhandlung laut Edikt und Zeitungsinterview des Verhandlungsleiters um eine öffentliche Verhandlung handelt, die nicht nur den Parteien gem. § 19 UVP-G 2000 zugänglich ist, handelt. 

Die Behörde solle aufgrund § 7 AVG das Verfahren wegen Befangenheit abtreten. Die detaillierten Ausführungen dazu sind in unserer schriftlichen Stellungnahme enthalten. 

Zum Einwand der BI Krumegg, dass unsere Einwände nicht ausreichend oder gar nicht von den Sachverständigen bearbeitet wurden (z.B. Einwand betreffend Ethik und enorme Grundentwertungen im Gemeindegebiet) halte ich fest, dass das eine grobe Missachtung unserer Parteienstellung darstellt. 

Wir Steirerinnen und Steirer installieren in unserem grünen Wohnzimmer unter Putz! 

Denn es würde niemand von uns auf die Idee kommen, in seinem Wohnzimmer Elektroinstallationsleitungen auf Putz zu verlegen. 

(Ing.Heinz-Christian Brünner)

50. Gemeindeinitiative einschließlich der Gemeinde Empersdorf:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (6 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Josef Arnus)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

51. Stellungnahme von Ing.Brünner für die BI Krumegg:

Ergänzung zur allgemeinen Erörterung:

Ich halte fest, dass ich aus Gründen der Verfahrensökonomie meine Einwände immer einerseits als Vertreter der BI Krumegg und andererseits für Ing.Heinz-Christian Brünner und meine Ehefrau Anita, die mich bevollmächtigt hat, als Parteien gem. § 19 UVP-G 2000 einbringe.

Ich weise ausdrücklich nochmals darauf hin, dass uns eine ordnungsgemäße Vorbereitung, gemessen am enormen Umfang des gegenständlichen Projektes und vor allem in Anbetracht des enormen Umfangs des UVG und der Teilgutachten nicht möglich war.

§ 41 Abs.2 AVG legt fest, dass die Verhandlung so anzuberaumen ist, dass die Teilnehmer rechtzeitig und vorbereitet erscheinen können. Da das UVP-G 2000 die Auflagefrist mit mindestens vier Wochen definiert, ist unserer Ansicht nach diese Auflagefrist auch als Vorbereitungszeit der betroffenen Öffentlichkeit zu werten. 

Ich verweise daher nochmals auf unsere schriftlichen Anträge vom 12.10.2004 und bekräftige sie.

Um aber unsere Parteienstellung zu wahren bringe ich daher in der mündlichen Verhandlung jene Einwände vor, die wir bis zur gegenständlichen Verhandlung ausarbeiten konnten, und behalten uns das Recht vor, jene Einwände, die wir bis zum Ende der Auflagefrist bearbeiten hätten können, zu einem späteren Zeitpunkt fristgerecht einzubringen.

Frage an den Herrn Verhandlungsleiter: „Müssen wir unsere Einwände und Stellungnahmen, damit sie Rechtsgültigkeit erlangen, mündlich vortragen, oder können wir diese auch schriftlich im Zuge dieser mündlichen Verhandlung deponieren?“

Unsere Einwände werden auch auf 36 Seiten mit acht Beilagen zusammengefasst, und aus Gründen der Zeitökonomie trage ich daher nur wesentlich erscheinende Einwände und Fragen sowie unsere Anträge mündlich vor, und verweise im übrigen auf die im Rahmen dieser mündlichen Verhandlung eingebrachte schriftliche Fassung und deren Ergänzungen. 

Ergänzung zum Fachbereich Humanmedizin:

Zu meiner Frage an den elektrotechnischen ASV im Zusammenhang mit dem Isolatorbruch: „Was bedeutet ein Isolatorbruch für die Menschen und Tiere, wenn sie sich zum Zeitpunkt des Bruches in der Nähe der Bruchstelle aufhalten?“  stelle ich den Antrag, die Anwort des ASV zu protokollieren. 

(Ing.Heinz-Christian Brünner)

52. Einwendung von Gemeinde Empersdorf:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 1) wird mündlich vorgetragen.

(Lerner Karin)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

53. Einwendung von der Gemeindeinitiative Empersdorf einschließlich der Gemeinde Empersdorf:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung zum Forst (Seiten 9) wird mündlich vorgetragen.

(Hr. Arnus)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

54. Stellungnahme von Frau Gertrude Hörzer, 8273 Ebersdorf, Wagenbach 54:

Es ist unzumutbar, dass man täglich nach Graz fährt und gewisse Themen zeitmäßig vorgegeben sind, aber trotz Anmeldung in der Rednerliste in der gegebenen Zeit nicht behandelt wird.

Ich stelle die Frage an die amtlichen Sachverständigen aus dem Gebiete der Humanmedizin, wie ich mich vor der Dauerberieselung der elektromagnetischen Strahlen und des Schalls schützen kann. 

Ich bin bereits Krebspatient und von einer 110 kV-Leitung, welche nur ca. 15 m von meinem Haus entfernt verläuft, betroffen. Nunmehr soll in 180 m Entfernung die 380 kV-Leitung errichtet werden.

Durch die Errichtung der 380 kV-Leitung erleide ich eine Wertminderung an meinem Grundstück. 

(Gertrude Hörzer)
55. Einwendung von Gemeindeinitiative einschließlich der Gemeinde Empersdorf:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.

(Lerner Karin)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

56. Einwendung von DI Florian Maier:
Ergänzende Stellungnahme zum Bereich Humanmedizin:

Ich möchte angeben, dass sich dieses Gutachten lediglich auf thermodynamische Grenzwerte stützt, das bedeutet, dass man davon ausgeht, dass sich der Mensch um eine bestimmte Temperatur (ausgehend von 1° Körpertemperatur), welche als unbedenklich betrachtet wird, erwärmt, wenn man diesen Feldern ausgesetzt wird. Das ist ein vereinfachtes technisches Modell, das auf den Menschen übertragen wird und neuere Erkenntnisse, wie athermische Effekte, unberücksichtigt lässt. Ich beziehe mich auf meine Stellungnahme zu 1.2.2, athermische Effekte. 

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 11) wird mündlich vorgetragen.

(DI Augustin Erhart)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

57.)  Einwendung der Steirischen Landesjägerschaft, vertreten durch KR Josef Köck und  stv. Landesjägermeister von Steiermark und Dr. Hubert Zeiler, Wildbiologe:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 1) wird mündlich vorgetragen.

(KR Josef Köck)




(Dr. Hubert Zeiler)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

58. Einwendung Schreck Gerhard

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

59. Einwendung Polhammer Petra

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

60. Einwendung Schreck Claudia

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

61. Einwendung Schreck Martin

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

62. Einwendung Schreck Maria

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

63. Einwendung Gölles Albert

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

64. Einwendung Schreck Bettina

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

65. Einwendung Untersweg Franz

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

66. Einwendung Dostal Alois

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

67. Einwendung Untersweg Gerhard

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

68. Einwendung Hirzer Gerhard

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

72. Stellungnahme von Herrn Heinz Heitzer, 8323 St. Marein b.G., Hohenegg 39:
Zum Gutachten aus dem Gebiet der Humanmedizin wird ausgeführt, dass mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bzw. nach derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnissen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit keine negativen Auswirkungen auf die Gesundheit zu befürchten sind. Andererseits wird hingewiesen, dass Strauße sehr mobil sind und sich dadurch nicht in den Bereichen hoher Belastung aufhalten werden und eine begrenzte Evidenz zu Leukämiefällen vorhanden ist. 

Aufgrund dieser Aussagen steht für mich fest, dass man die Auswirkungen der elektrischen und magnetischen Felder auf Menschen nicht gesichert feststellen kann und somit eine Leitung im Freileitungsbau unzumutbar ist.

(Heinz Heitzer) 

Kaindorf,  18. Oktober 2004 
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� Beilage: Foto Kesselgraben


� Beilage: Fotomontage 6. Donauquerung


� Beilage: eigene Fotomontage Leitung in Krumegg_1 und 2


� Beilage: Foto 400 kV Kabelverlegung Wien


� Beilage Fotos mOSTwärtsfest_1 bis 5


� Beilage: Folder Versorgungssicherheit


� Quelle: Schumacher, A. (2002): Die Berücksichtigung des Vogelschutzes an Energiefreileitungen im novellierten Bundesnaturschutzgesetz. Naturschutz in Recht und Praxis-online 1: 2-12


� HYPERLINK "http://www.naturschutzrecht.net/online-zeitschrift/NRPO_Heft1.pdf" ��www.naturschutzrecht.net/online-zeitschrift/NRPO_Heft1.pdf�





� Beilage: Stellungnahme Wöbse


� Kurzstudie von Hornbachner Consulting im Auftrag des Grünen Klubs im Parlament, des Grünen Landtagsklubs Burgenland sowie des Grünen Landtagsklubs Steiermark und der Grünen Bildungswerkstatt.


� Im Vergleich dazu haben die neun Donaukraftwerke eine Gesamtleistung von rd. 2000 MW.


� Studie „Auswirkungen des Windkraftausbaus in Österreich“ von Consentec im Auftrag der E-Control


� In der Hornbachner-Studie  680 – 1730 MW, Zahlen wurden falsch addiert !





